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Zusammenfassung

Das ursprüngliche Ziel der vorliegenden Arbeit bestand in der Entwicklung eines Finanzierungsmo-
dells für Energiesparmassnahmen. Aufgrund der im Verlaufe der Untersuchung gewonnenen Erkennt-
nisse erwies es sich als notwendig, eine Energiesparstrategie mit einem umfassenden Ansatz zu
entwickeln.

Der I. Teil setzt sich mit dem Energiesparen und den bisherigen Programmen in der Schweiz aus-
einander. Es wird eine Uebersicht über die verschiedenen Begriffe des Energiesparpotentials gege-
ben und gezeigt, dass für die rationelle Enerqieverwendung grundsätzlich vom wirtschaftlichen
Energiesparpotential auszugehen ist. Anhand einer Umfrage bei Beteiligten und interessierten Fach-
leuten wird anschliessend untersucht, aus was für Massnahmen sich das Energiesparpotential zusam-
mensetzt, was ihre Realisierung bisher hindert, und wo es Ansatzpunkte für mögliche Lösungen gibt.
Daraus geht hervor, dass die Begriffe der Wirtschaftlichkeit, der Finanzierung und der finanziellen An-
reize in der Praxis nicht klar auseinandergehalten werden und dass alle drei Aspekte als “Finanzie-
rungsproblem” verstanden werden. Zudem zeigt es sich, dass sich das Energiesparpotential aus einer
Vielzahl von einzelnen Massnahmen zusammensetzt, die nach Energieträgern, Anwendungsgebie-
ten, Kundenqruppen usw. gegliedert werden können. Je nach Fragestellung können unterschiedliche
Gliederungskriterien wichtig werden. Zudem wird klar, dass auf die vielfältigen Problemstellungen, die
sich daraus ergeben, keine allgemein gültigen Antworten gegeben werden können. Es zeigt sich
auch, dass unter den heutigen Rahmenbedingungen, in vielen Fällen die Wirtschaftlichkeit ein wichti-
gerer Hinderungsgrund für die Realisierung von Energiesparmassnahmen darstellt als die Finanzie-
rung. Weiter geht aus den Ergebnissen der Umfrage hervor, dass es noch eine Reihe von rechtlichen
und andern Hemmnissen gibt, die die Realisierung von Energiesparmassnahmen beeinträchtigen. Ein
Ueberblick über die bisherige Programme in den Bereichen Finanzierung, Förderung und kombinierte
Massnahmen zeigt, dass es eine Reihe von interessanten Ansätzen gibt. Sie vermögen aber nur
Teilantworten auf die dargestellte Problemstellung zu liefern und orientieren sich eher an d¨n Vorstel-
lungen und Möglichkeiten der Anbieter als an den Bedürfnissen der Kunden. Als wichtige Schlussfol-
gerung ergibt sich aus dem ersten Teil, dass der Aufbau eines Finanzierungsmodells als
Einzelmassnahme keine erfolgversprechende Lösung für die vielfältigen Probleme darstellt und dass
nach einem breiteren Ansatz gesucht werden muss.

Im II. Teil wird das Konzept des Demand Side Managements untersucht. Es werden die wichtigen
Begriffe erklärt, die in diesem Zusammenhang verwendet werden, und es wird versucht, sie in einen
Gesamtzusammenhang zu stellen. Dabei wird deutlich, dass das Nachfrage-Management ein ‘l’eilge-
biet der Integrierten Ressourcen-P1anunq darstellt. In diesem Planungsanansatz werden das Ange-
bots-Manaqement und das NachfrageManaqement als zwei sich erqänzende Tei1e des qesamten
Fnergieversorgungssystems gesehen. Das Ziel der angebotsseitigen Massnahmen besteht in einer ra-
tion¨llen Produktion und Ueber-
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tragung der Energie und Leistung, das Ziel der nachfrageseitigen Massnahmen, in einer rationellen
Verwendung derselben. Für die Optimierung des Gesamtsystems müssen angebots- und nachfrage-
seitige Massnahmen aufeinander abgestimmt werden.

Anschliessend wird die Entstehung und der heutige Stand des Konzepts kurz beleuchtet. Anhand von
Beispielen aus Kanada und Schweden wird daraufhin versucht, dessen praktische Umsetzung darzu-
stellen. Als wichtige Erkenntnisse, ergeben sich daraus, dass für ein erfolgreiches Nachfrage-Manage-
ment folgende drei Faktoren ausschlaggebend sind:

- eine vermehrte Beachtung der Rolle des Kunden,
- die Anwendung eines Marketingansatzes,
- der Uebergang von der PR-Aktivität zur gewinnorientierten Unternehmenstätigkeit.

Im III. Teil wird dargestellt, wie beim Aufbau und der Umsetzung einer Energiestrategie vorgegan-
gen werden kann. Gemäss dem Konzept der Integrierten Ressourcen-Planung können Projekte für
die Energieproduktion und Programme für das Energiesparen als Alternativen zur Deckung eines zu-
sätzlichen Bedarfs an Endenergie gesehen werden. Aufgrund des Energiepreises, der sich aus den
geplanten Produktionsprojekten ergibt, kann das wirtschaftliche Potential für die Realisierung von
Energiesparprogrammen abgeschätzt werden. Unter Umständen kann es sinnvoll sein, für eine ver-
mehrte Realisierung von Energiesparmassnahmen finanzielle Anreize im Umfang der auf der Produkti-
onsseite vermeidbaren zusätzlichen Kosten einzusetzen. Das theoretische Vorgehensprinzip für eine
integrierte Planung ist relativ einfach, die Umsetzung in die Praxis aber schwierig, und eine entspre-
chende Planungsmethodik muss noch entwickelt werden.

Weiter wird angezeigt, wie nach einer ersten Abschätzung des wirtschaftlichen Energiesparpotentials
in einem Versorgungsgebiet die prioritären Aktionsfelder für den Aufbau und die Realisierunq von
Energiesparprogrammen ermittelt werden können. Dazu muss der potentielle Energiesparmarkt eines
Unternehmens sowohl aus dem Blickwinkel der Anwendunqen als auch aus dem Blickwinkel der Kun-
den untersucht werden. Nach den Anwendungen richten sich vor allem die technischen Lösungen,
nach den Kunden das Marketing. Beide müssen für eine erfolgreiche Bearbeitung des Marktes eng in-
einandergreifen.

Zum Schluss wird darauf hingewiesen, dass es für die konkrete Umsetzung einer Energiesparstrate-
gie notwendig ist, klare Prioritäten zu setzen, eine zweckmässige Organisation aufzubauen und mit
der nötigen Beharrlichkeit ans Werk zu gehen. Dabei wird auch auf das Spannungsfeld hingewiesen,
das zwischen dem Energi¨sparmarkt und dem Energieabsatzmarkt herrscht. Ein Energieversorgungs-
unternehmen soll deshalb mit Aktivitäten auf der Nachfrageseite vor allem dort beginnen, wo es damit
auf der Angebotsseite Kosten vermeiden kann, wo es Synergien zwischen dem Energieabsatzmarkt
und dem Energiesparmarkt auss¨höpfen kann oder wo durch ein erweitertes Dienst-
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leistungsangebot eine höhere Wertschöpfung lvertikale Integration) erreicht werden kann. Für ein wei-
tergehendes Engagement müssen auch für die Unternehmen die richtigen Anreize geschaffen wer-
den. “Weniger produzieren und mehr verdienen” darf nicht mehr einen Widerspruch darstellen.
Entscheidend ist dabei aber auch, dass der Unterschied zwischen der Tätigkeit auf der Angebots- und
auf der Nâchfrageseite beachtet wird und dass es dem Energieversorgungsunternehmen oder dem
Energieberater qelingt, auf Marketing umzuschalten.
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Résumé

Le but initial de la présente étude était de développer un modèle de financement permettant la réalisa-
tion de mesures d’économies dans le domaine énergétique. Au cours des travaux cependant, il s’est
avéré nécessaire de concevoir une stratégie plus large.

La première partie de l’étude traite des économies d’énergie et des programmes suisses réalisés
jusqu’ici. Concernant le potentiel d’économies d’énergie réalisables, il convient de distinguer plusieurs
notions clairement définies. L’utilisation rationnelle de l’énergie doit toujours se fonder sur le “potentiel
économiquement rentable”. Une enquête auprès des milieux concernés et des spécialistes intéressés
â permis de déterminer les mesures constituant le potentiel d’économies, les obstacles freinant leur
réalisation et les solutions envisageables. I1 en ressort que les notions de rentabilitê économique, de
financement et de facilités financières ne sont pas clairement distinguées dans la pratique, les trois as-
pects étant assimilés à des “problèmes de financement”. Le potentiel d’économies d’énergie réalisab-
les se compose d’une multitude de mesures classées en fonction de critères différents tels que
domaines d’application, agents énergétiques, public cible, etc. Les critères de classification peuvent
différer selon le problème posé, la diversité des cas de figure ne permettant pas de réponses univer-
selles. L’étude montre également que dans les circonstances actuelles, la rentabilité économique re-
présente souvent un obstacle plus important à la réalisation de mesures d’économies que le
financement. En outre, l’enqu¨te met en évidence toute une série d’obstacles de nature juridique ou
autre freinant également la réalisation des mesures d’économies. Une analyse des programmes réali-
sés jusqu’ici dans le domaine du financement, de l’encouragement aux économies et des mesures
combinées révèle un certain nombre de possibilités intéressantes. Celles-ci ne donnent toutefois que
des réponses partielles aux problèmes exposés et s’alignent plutôt sur les idées et les moyens des
fournisseurs que sur les besoins des clients. Une des principales conclusions de la première partie
est qu’un modèle de financement n’apportera, à lui seul, pas de véritable solution aux multiples pro-
blèmes rencontrés. I1 faut rechercher une approche plus vaste.

La deuxième partie , axée sur le “Demand Side Management” , définit les principaux termes utilisés
en la matière et tente de les mettre en relation les uns avec les autres. I1 en ressort que la gestion de
la demande fait partie intégrante de la planification intégrée des ressources et que la gestion de l’offre
et le “Demand Side Management” constituent deux parties complémentaires de l’approvisionnement
énergétique en tant que système. Le but des mesures côté offre est d’assurer une production et une
distribution rationnelles de l’énergie et de la puissance; l’objectif des mesures côté demande est l’utili-
sation rationnelle de l’électricité fournie. L’optimisation du système global suppose la coordination de
l’ensemble des mesures (offre et demande).

Cette partie décrit l’¨volution du “Demand Side Management” depuis sa création et cite des exemples
d’applications pratiques provenant du Canada et de Suède. I1 en ressort trois conclusions importan-
tes pour une gestion efficace de la demande:

- importance accrue du r81e du client,
- développement et application d’une strat¨gie de marketing,
- passage d’une stratégie axée sur les relations publiques à des activités lucratives à caractère com-

mercial.
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La troisième partie décrit le développement et la mise en oeuvre d’une stratégie énergétique . La
planification intégrée des ressources considère les augmentations de production et les programmes
d’économies d’énergie comme deux alternatives susceptibles de couvrir les besoins supplémentaires
en électricité. Le coût de l’énergie résultant de projets d’augmentation de la production permet d’évalu-
er le “potentiel économiquement rentable” de programmes d’économies. 11 peut éventuellement
s’avérer judicieux d¨investir les sommes économisées à la production (en évitant des coûts
supplémentaires) dans le but de promouvoir des programmes d’économies d’énergie. La démarche
théorique pour une planification intégrée est relativement simple. Son application, par contre, est plus
difficile et requiert le développement de méthodes de planification adéquates.

L’étude montre ¨galement comment une première estimation du “potentiel économiquement rentable”
d’une zone d’approvisionnement donnée permet de d¨terminer les champs d’action prioritaires pour le
développement et la mise en oeuvre de programmes d’économies. Pour ce faire, il est nécessaire
d’analyser le marché potentiel dont dispose une entreprise en matière d’économies d’énergie, tant
sous l’angle des applications que sous celui des clients, les solutions techniques étant axées sur les
applications et le marketing sur la clientèle. Ces deux domaines doivent ¨tre étroitement associés
pour exploiter efficacement le marché.

La réalisation concrète d’une stratégie énergétique n’aura de succès que si l’entreprise établit des
priorités claires, institue une organisation adéquate et se met â l’ouvrage avec toute la ténacité requi-
se, tout en sachant ne pas perdre de vue les tensions qui existent entre le marché des économies
d’énergie et celui des ventes. C’est pourquoi une entreprise d’¨lectricité doit commencer par prendre
des mesures côté demande là où elle peut éviter des coûts c8té offre et exploiter les synergies entre
le marché des économies d’énergie et celui des ventes, et là où une offre élargie de prestations de
services lui permet d’accroStre la valeur ajoutée (intêgration verticale). Pour parvenir à un engage-
ment plus poussé, il faut également motiver les entreprises. La devise “moins de production et davan-
tage de gains” ne doit plus constituer de contradiction. I1 est également prépondérant de tenir compte
des différences entre les activités c8té offre et celles c8té demande. Les entreprises d’électricité et les
conseillers en économies d’énergie devront miser sur le marketing.
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1. Einleitung, Auftrag

Der Verfasser wurde im Juli 1991 von der Ressortleitung Animation und Umsetzung des Impulspro-
gramms RAVEL beauftragt, eine Pilotstudie “Finanzierungsmodelle für Energiesparmassnahmen”
durchzuführen.

Da RAVEL ein Impulsprogramm des Bundes zur Förderung der Rationellen Verwendung von Elektrizi-
tät ist, war in der anfänglichen Ausschreibung nur von der Finanzierung von Elektrizitätssparmassnah-
men ausgegangen worden. Ebenso war anqenommen worden, dass die Finanzierung lalso die
Kapitalbeschaffung) ein wesentliches Hindernis für die Realisierung von Elektrizitätssparinvestitionen
darstelle.

Bereits im Hahmen der Formulierung des Detailprojektes wurde dann die Pilotstudie von Elektrizitäts-
auf Energiesparmassnahmen ausgeweitet. Dies aus folgenden zwei Gründen:

- Im Gegensatz zu technischen Untersuchungen stellt die Finanzierung kein energieträgerspezi-
fisches Problem dar.

- Bei der Realisierung von Energiesparprojekten wird normalerweise von der Optimierung des Ge-
samtenergieeinsatzes und nicht nur von einzelnen Energieträgern ausgegangen, denn nur so
kann eine wirtschaftlich, energetisch und ökologisch optimale Lösung erreicht werden.

Nach der Aufnahme der Arbeiten zeigte es sich bald einmal, dass für die Entwicklung von Finanzie-
rungs-lnstrumenten wesentliche Grundlagen fehlten. Als erstes war es notwendig, die Problemstel-
lung oder den “Markt” im Bereich des Energiesparens zu untersuchen. Es galt also abzuklären, aus
was für Massnahmen sich das Energiesparpotential zusammensetzt, welche Hemmnisse für die Reali-
sierunq von Energiesparmassnahmen existieren, und wo es Ansätze für mögliche Lösungen gibt. Zu
diesem Zweck wurden:

- eine Befragung bei direkt Beteiligten durchgeführt,

- bisherige Beratungs-, Finanzierungs- und Förderungsprogramme in der Schweiz und in umlie-
genden Ländern untersucht,

- das Konzept des Demand Side Managements analysiert,

- die einschlägige Literatur ausgewertet.

Mit dem Fortschreiten der Untersuchung zeigte es sich immer mehr, dass die Finanzierung, als ein
mögliches Teilinstrument zur Unterstützung des Energiesparens, nicht das prioritäre Prob1em darstell-
te, das es zu lösen galt. Vielmehr fehlte es an einer Vorgehensstrategie zur erfolgreichen Bearbeitung
des Energiesparmarktes, in deren Rahmen dann einzelne Instrumente bedürfnisgerecht entwickelt
und eingesetzt werden können. Aus diesem Grund wurde dann im Rahmen der vorliegenden Untersu-
chung versucht, eine eigentliche Energiesparstrategie zu entwickeln. Diese zeigt nicht in erster Linie
neue Instrumente, sondern vor allem einen neuen Denkansatz auf, der auf dem
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Gebiet des Nachfrage-Managements angewendet werden soll. Sie nimmt damit Rücksicht auf die un-
terschiedliche Situation, in der sich die verschiedenen Energieversorgungsunternehmen (EVU) in be-
zug auf ihre Kunden befinden. Währenddem grosse EVUs gute Voraussetzungen haben, um
selbständig im Bereich des Energiesparens aktiv zu werden, werden kleinere diesen Bereich eher in
Zusammenarbeit mit Energieberatungsbüros bearbeiten. Die vorliegende Arbeit richtet sich deshalb
sowohl an Enerqieversorgunqsunternehmen als auch an deren Berater. Sie zeigt auf, warum, wie und
womit ein EVU auf dem Energiesparmarkt aktiv werden soll und wo die ersten Schritte unternommen
werden könnten. Sie weist aber auch auf die Interdependenz des Energieabsatz- und des Energie-
sparmarktes und mögliche Interessenskonflikte hin, die dabei auftreten können. Im weiteren wird in
der Arbeit auch aufgezeigt, wo es noch offene Fragen und weiter zu vertiefende Probleme gibt.

Ferner wird versucht, anhand von konkreten Beispielen aufzuzeigen, wie ein EVU vorgehen kann,
das sich mit einem Angebot von Energie-Dienstleistungen unternehmerisch auf dem Energiespar-
markt engagieren will. Wenn es gelungen ist, einen möglichen Weg aufzuzeigen und das unternehme-
rische Interesse für dessen eeschreitung zu wecken, ist ein wichtiges Ziel der Arbeit erfüllt.

Obwohl die Arbeit im Rahmen eines Programmes für die rationelle Verwendung von Elektrizität durch-
geführt wurde, kann ein Grossteil der Ergebnisse der Untersuchung auch auf andere lleitungsgebun-
denel Energieträger angewendet werden. Für Aussagen, die nicht elektrizitätsspezifisch sind, und für
alle Energieversorgungsunternehmen gelten, wurde im Text die Abkürzung EVD verwendet, für sol-
che, die sich speziell auf die Elektrizität und Elektrizitätsversorgungsunternehmen beziehen dagegen
die Abkürzung E1tVU.

Die Arbeit ist in folgende drei Teile gegliedert:

- I. Teil: Energiesparen und bisherige Programme,

- II. Teil: Das Konzept des Demand Side Managements,

- III. Teil: Aufbau und Umsetzung einer Energiesparstrategie.

Am Ende jedes Teils befindet sich eine Zusammenfassung. Die einzelnen Teile können auch unab-
hängiq voneinander qelesen werden. Die hochgestellten Ziffern im Text ¨¨’ weisen auf die entspre-
chende Ziffer im Literaturverzeichnis, in Beilage 1.2 hin. In Beilage 1.1 findet sich ein
Abkürzungsverzeichnis. 8ei1age 1.3 gibt eine Uebersicht über die zu den einzelnen Kapiteln konsul-
tierte Literatur.
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2. Rationeller Energieeinsatz und Energiesparpotentiale

2.1 Rationeller Energieeinsatz

2.1.1 Allgemeines

Mit Massnahmen zugunsten der rationellen Energieverwendung und zugunsten des Einsatzes neuer
Energietechnologien soll der Verbrauch an fossilen Energien mittelfristig stabilisiert und längerfristig
gesenkt werden. Dieses Ziel hat sich nicht nur die Schweiz im Rahmen ihres Aktionsprogramms Ener-
gie 2000 gesteckt. Ähnliche oder sogar noch weitergehende Ziele haben sich beispielsweise die Bun-
desrepublik Deutschland und andere OECD-Länder gesetzt, wie aus der Figur in der Beilage 2.1
hervorgeht. Die Dringlichkeit solcher Massnahmen ergibt sich heute weniger aus der Erschöpflichkeit
der Reserven von nicht erneuerbaren Energien als vielmehr aus den Umweltrisiken, die mit dem unqe-
bremsten Energieverbrauch verbunden sind. Wie sich am Beispiel des Treibhauseffektes zeigt, ist die
Setzung von Zielen ein erster, notwendiger Schritt. Anschliessend gilt es aber, sich durch die Einlei-
tung entsprechender Massnahmen in Richtung der Ziele voranzubewegen.

2.1.2 Zu den Begriffen

Die Begriffe rationelle Energieverwendung und Energiesparen betreffen beide den Energiever-
brauch und werden oft synonym verwendet. Beim Energiesparen geht es streng genommen darum,
in einem System (Haus, Produktionsanlage oder Volkswirtschaft) den Energieinput zur Erreichung ei-
nes gegebenen Ziels zu minimieren. Damit bedeutet Energiesparen eine Verbesserung des energeti-
schen Wirkungsgrades von energieverbrauchenden Apparaten, Prozessen oder Systemen. Das
heisst, ein gegebener Output wird mit einem geringeren Energieinput erreicht. Der praktische Wir-
kungs- oder Nutzungsgrad des betrachteten Systems, wird in Richtung des theoretisch maximalen
Wirkungsgrades verändert und die Produktivität der Energie wird dadurch erhöht, unabhängig vom
Aufwand an anderen Produktionsfaktoren. Damit ist Energiesparen ein technisch ausgerichtetes und
nur auf den Produktionsfaktor Energie bezogenes Optimierungskriterium. Neben technischen Mass-
nahmen kann aber auch das Konsumentenverhalten dazu beitragen.

Bei der rationellen Energieverwendung dagegen geht es darum, die Energie so zu verwenden,
dass damit ein möglichst hoher Nutzen oder Wohlstand erreicht werden kann, unter Berücksichtigung
des gesamten dafür notwendigen Aufwandes. Das Optimum ist dann erreicht, wenn die Kosten der
letzten konsumierten Einheit gleich dem Nutzen dieser Einheit sind und der Wohlstand durch eine
Substitution von Energie durch andere Produktionsfaktoren nicht mehr erhöht werden kann. Das
zeigt, dass rationelle Energieverwendung ein volkswirtschaftliches



5

Optimierungskriterium darstellt.

Im vorliegenden Bericht werden Energiesparen und rationelle Energieverwendung aus sprachlichen
Gründen ebenfalls synonym verwendet. Grundsätzlich wird aber vom Ziel der rationellen Energiever-
wendung ausgegangen.

Der Begriff neue Energietechnologien bezieht sich üblicherweise auf die Produktionsseite . Der Ein-
satz neuer Technologien auf der Produktionsseite, die erneuerbare Energiequellen lz.B. Sonnenener-
gie, Biomasse usw.) nutzen, kann aber ebenfalls zum Ziel einer Verminderung des Verbrauchs an
nicht erneuerbaren Energien beitragen. Im Rahmen der Untersuchung sollen nur Kleinanlagen berück-
sichtigt werden, die bei den Verbrauchern eingesetzt werden und¨für den Energielieferanten im Prin-
zip ebenfalls eine Reduktion der Nachfrage zur Folge haben. Im folgenden werden die neuen
Energietechnologien deshalb nicht gesondert behandelt, da für sie kein separates Finanzierunqsmo-
dell geschaffen werden muss. Sie werden daher nur dort speziell erwähnt, wo die Ausführungen zu
den Energiesparmassnahmen lESMA) für die neuen Energietechnologien nicht gelten.

Der gleiche Effekt wie durch technische ESMA kann auch durch eine Veränderung der Bedürfnis-
oder der Preisstruktur erreicht werden. Da die entsprechenden Massnahmen aber nicht Gegenstand
dieser Untersuchung sind, wird im weiteren von konstanten Energienutzungs-Bedürfnissen und Ener-
giepreisen ausgegangen. Die Möglichkeiten zur Bewirkung eines energiebewussteren Konsumenten-
verhaltens sollten abér im Rahmen des RAVEL nicht vernachlässigt werden und allenfalls
Gegenstand einer separaten Untersuchung bilden.

2.2 Abklärung des Energiesparpotentials

Bevor auf Hemmnisse und Möglichkeiten für ein verstärktes Energiesparen eingegangen werden
kann, ist es notwendig, sich einige überlegungen zum Energiesparpotential zu machen, von dem aus-
geqangen werden kann, und die entsprechenden Begriffe zu klären. Im weiteren wird die Vorgehens-
methodik zur Abklärung der Hemmnisse und Möglichkeiten für eine bessere Ausschöpfung dieses
Potentials dargestellt.

2.2.1 Zum Enerqiesparpotential

Der Begriff Energiesparpotential wird in der energiepolitischen Diskussion über das Energiesparen
sehr unterschiedlich und zum Teil missverständlich verwendet. Es ist deshalb unerlässlich, ihn für die
vorliegende Untersuchung zu klären. Bei den folgenden Ausführungen wird von unveränderten Bedürf-
nissen und gleichbleibendem Niveau der Bedürfnisbefriedigung sowie konstanten Preisen Iceteris-pa-
ribus-Annahme) ausgegangen. [21, 31]



6

In bezug auf das Energiesparpotential sind folgende Begriffe zu unterscheiden:

- Das theoretische Potential entspricht der Menge an Energie, die gespart werden könnte, wenn alle
energieverbrauchenden Systeme mit dem theoretischen Wirkungsgrad funktionierten ltheoretical li-
mitl.

- Das technische Potential ist gleich der Menge Energie, die gespart werden könnte, wenn überall
die heute verfügbaren Maschinen und Materialien mit dem besten Wirkungsgrad eingesetzt würden
lbest available technology).

- Das realisierbare Potential entspricht dem Anteil des technischen Potentiales, der erreicht werden
kann, wenn noch weitere Kriterien, wie gesetzliche Einschränkungen, Ästhetik, Akzeptanz usw. be-
rücksichtigt werden, die dazu führen, dass das technische Potential nicht vollumfänglich ausge-
schöpft werden kann.

- Das wirtschaftliche Potential entspricht dem Anteil des realisierbaren Potentiales, der aus heutiger
Sicht wirtschaftlich ist, d.h. ein Aufwand-/Ertragsverhältnis kleiner gleich 1.0 aufweist lbest plant va-
lue).

- Das finanzierbare Potential entspricht dem Anteil des realisierbaren Potentiales, der¨mit den vor-
handenen Eigenmitteln oder den heute verfügbaren Fremdfinanzierungsmöglichkeiten finanziert
werden kann.

Gemäss diesen Begriffsbestimmungen bezieht sich das zu lösende Energiesparproblem auf den wirt-
schaftlichen Anteil des Energiesparpotentiales. Dieser stellt das Potential dar, das, bei einer stati-
schen Betrachtung, aus betriebswirtschaftlicher Sicht, zusätzlich erschlossen werden könnte lvgl.
Figur 2.1 auf der folqenden Seitel.

2.2.2 Vorqehensmethodik für die Abklärung

Ziel der Ausgangsanalyse ist es, die Frage zu beantworten: “Wie kann das heute wirtschaftliche Ener-
giesparpotential besser ausgeschöpft und allenfalls erweitert werden?” Es geht also nicht darum, die-
ses Potential quantitativ zu bestimmen. Vielmehr muss abgeklärt werden, worin die
Energiesparmassnahmen bestehen, wodurch ihre Realisierung behindert wird und wodurch sie geför-
dert werden könnte. Erst dadurch kann ein überblick über die Problemstellung auf dem “Energiespar-
markt” qewonnen und abgeschätzt werden, wo es Ansatzpunkte für entsprechende Massnahmen im
Bereich der Finanzierung gibt und wie sich diese im Vergleich zu Massnahmen im Bereich des Ener-
giesparens verhalten.
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Figur 2.1: Energiesparpotentiale
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Die Abklärung des Energiespar- und Finanzierungsproblems wurde aus folgenden drei Perspektiven
angegangen (vgl. Figur 2.2 auf der folgenden Seite):



- Befragung von direkt Betroffenen und sachverständigen Beteiligten,

- Sammeln und analysieren von bereits bestehenden Finanzierungs- und Beratungsprogram-
men für ESMA in der Schweiz und umliegenden Ländern,

- Untersuchung des Konzepts des Demand Side Managements und seiner Möglichkeiten für die An-
wendung auf die zu untersuchende Fragestellung.

Daneben wurde auch die einschlägige Literatur zu diesen Fragen analysiert. Da es hier darum geht,
eine für schweizerische Verhältnisse geeignete Energiesparstrategie und Finanzierungsinstrumente
für ESMA zu entwickeln, wurde das Schwergewicht der Arbeit auf die Befragung gelegt. Zu die-
sem Zweck wurden einmal die möglichen Beteiligten identifiziert fvgl. Beilage 2.2). Anschliessend wur-
de, aufgrund von Gesprächen mit sachverständigen Beteiligten, die Befragungsmethodik bestimmt
und ein entsprechendes Fragegerüst entwickelt lvgl. Beispiel für Energieberater in Beilage 2.3). Die-
ses Fragegerüst diente dabei mehr als Leitfaden und nicht so sehr als festgefügtes Erhebungsformu-
lar. Eine übersicht über die Befragten findet sich in Beilage 2.4.
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Figur 2.2: Untersuchungsmethodik
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3. Hemmnisse und mögliche Lösungsansätze für das Energiesparen

In diesem Kapitel werden die wesentlichen Erkenntnisse aus der oben beschriebenen Umfrage prä-
sentiert. Dabei sollen unter anderem die Fragen beantwortet werden:

- Was umfassen die Energiesparmassnahmen und nach welchen Gesichtspunkten sollen sie geglie-
dert werden?

- Wodurch wird ihre Realisierung gehemmt und wodurch könnte sie gefördert werden?

Diese sind vor allem aus dem Blickwinkel der Wirtschaftlichkeit, der Finanzierung sowie möglicher
Hemmnisse für die Realisierung zu beleuchten. Die Antworten sollten es ermöglichen, das Problem
einzugrenzen und Anknüpfungspunkte für die Entwicklung einer entsprechenden Energiesparstrate-
gie zu finden.

3.1 Energiesparmassnahmen

Bei den bisherigen Ausführungen zum Energiesparpotential wurde nicht nach einzelnen Bereichen
und Massnahmen unterschieden. Eine erste wichtige Erkenntnis aus der Umfrage war die, dass die
ESMA sehr vielschichtig sind und nicht als “Eintopfgericht” behandelt werden können. Da sich nicht in
allen Bereichen die selben Probleme stellen, ist es nötig, bei der Untersuchung der notwendigen Diffe-
renzierung Rechnung zu tragen. Je nach Gesichtspunkt der Befragten wurden unterschiedliche Kriteri-
en für die Gliederung der ESMA als wichtig erachtet. Aus den verschiedenen Vorschlägen ergab sich,
dass die ESMA gegliedert werden können nach:

- der Funktion,

- der Art des Vorhabens,

- der Art des Auslösers,

- dem Sektor oder Bereich,

- der Kategorie der Eigentümer oder Bauherren,

- der Realisierbarkeit oder Realisierungsfrist der ESMA,

- der Lebensdauer und Amortisationszeit der ESMA,

- den verwendeten Energieträgern.
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Schon diese erste übersicht zeigt, dass die Gliederung der ESMA nicht allgemeingültig festgelegt wer-
den kann. Jeder Gesichtspunkt ermöglicht es, einen anderen Einblick zu gewinnen. Die Gliederungs-
kriterien sollten deshalb, nach unserer Auffassung, entsprechend der Fragestellung, die in einem
konkreten Fall beantwortet werden soll, bestimmt werden.

3.1.1 Funktionale Betrachtung

Funktional gesehen können ESMA beispielsweise gegliedert werden in Massnahmen an

- der Gebäudehülle,

- Haustechnikanlagen,

- Wohnungseinrichtungen und Haushaltgeräten,

- Produktionsan1agen für Investitions- und Konsumgüter,

- Dienstleistungs- und Büroeinrichtungen.

ESMA im Infrastruktur- und Verkehrsbereich stellen weitere Bereiche dar. Diese sind z.T. aber recht
unterschiedlich und bilden nicht Gegenstand der Untersuchung. Die zwei ersten Kategorien von Mass-
nahmen betreffen alle Sektoren. Sie werden aber, z.B. im Wohnungs- sowie im Dienstleistungs- und
Industriebereich, sehr unterschiedlich behandelt. Die weiteren Kategorien können den betreffenden
Sektoren zugeordnet werden und werden dementsprechend behandelt.

Grob gesehen, nimmt die Lebensdauer der verschiedenen ESMA bei den eingangs aufgeführten Kate-
gorien von oben nach unten ¨ab. Je kürzer die Lebensdauer eines Gerätes oder einer Anlage ist, de-
sto häufiger ist eine energietechnische Sanierung möglich und desto rascher können Massnahmen
zur Unterstützung energiesparender Lösungen greifen. Das heisst aber nicht, dass diese ESMA die
ergiebigsten sind. Weiter ist zu beachten, dass viele Energiesparmassnahmen sehr stark in Abhängig-
keit von der Hauptnutzung des entsprechenden Gebäude- oder Einrichtungsteils getätigt werden und
ihre Realisierung deshalb weitgehend von dessen Erneuerungszyklus oder von Nutzungsänderungen
abhängig ist.
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3.l.2 Unterscheidun  nach Art des Vorhabens

Bezüglich Finanzierungsproblemen und Mögli¨hkeiten zur Verwirklichung von ESMA ist zu unterschei-
den zwischen

- Neubau oder Neueinrichtungen und

- Erneuerung oder Sanierung.

Beim Neubau und Neueinrichtungen besteht wesentlich mehr Gestaltungsspielraum für die Realisie-
rung von ESMA. Zudem sollten die geltenden Vorschriften und Auflagen einen MindestStandard si-
chern, wenn sie fachmännisch kontrolliert und bei der Realisierung eingehalten werden. Anderseits
reduzieren die hohen Bauland- und Baukosten, das hohe Zinsniveau sowie die Grenzen der Investiti-
ons- und Verschuldungsmöglichkeiten der Investoren den Entscheidungsspielraum für die Healisier-
ung von empfohlenen Energiesparmassnahmen, die über die gesetzlichen Minimalanforderungen
hinausgehen.

Bei der energietechnischen Sanierung von älteren Gebäuden, Anlagen oder Einrichtungen wird der
Gestaltungsspielraum oft durch die vorhandene Bausubstanz und Vorschriften, wie z.B. Denkmal-
schutz, eingeschränkt. Zudem kommen zu den eigentlichen Sanierungskosten fz.B. Aussenisolatio-
nen einer Fassadel oft noch beträchtliche Folgekosten hinzu Cdie Verkleinerung der
Fensteröffnungen durch die Isolation erfordert z.B. neue, kleinere Fenster und Rolladen). Dem da-
durch entstehenden beträchtlichen Zusatzaufwand steht aber kein entsprechender Zusatznutzen ge-
genüber.

3.1.3 Gliederunq nach Art des Auslösers

Nach der Art wie sie ausgelöst werden, können ESMA wie folgt gegliedert werden:

- Energiekosten sparen,

- Steuern sparen (z.B. aufgrund zusätzlich erlaubter Abschreibungen zur Förderung von ESMA),

- Umweltbewusstsein oder Imagepflege,

- Vorbeugen oder Auftreten von Störungen,

- Behördliche Auflagen oder Vorschriften (z.B. Luftreinhalteverordnung),

- Neu- oder Umbau von Gebäuden,

- Erneuerung von Produktionsanlagen,

- Erneuerung von Wohn-, Büro- und Dienstleistungseznrichtunqen.



13

Die Aufstellung zeigt, dass eigentlich nur gerade bei den ersten drei Auslösern wirklich das Energie-
sparen als Motiv für die Durchführung entsprechender Massnahmen eine Rolle spielt. Sie können da-
her als mehr oder weniger unabhängige Massnahmen bezeichnet werden. In den ersten zwei Fällen
steht der direkte wirtschaftliche Nutzen (Geld sparen) im Vordergrund, im dritten dagegen vor allem
der “übrige Nutzen”, wobei zu beachten ist, dass für einen positiven Investitionsentscheid meistens
mehrere Motive den Ausschlag geben.

Bei den weiteren Auslösern stehen vorwiegend andere Zwecke als das Energiesparen im Vorder-
grund. Hier bestimmt vor allem der Hauptzweck der Anlage oder Einrichtung den Zeitpunkt und den
Umfang der Realisierung. ESMA können dort nur in Abhängigkeit der Realisierung des Hauptzweckes
ausgeführt werden. Sie werden daher als abhängige Massnahmen bezeichnet. Was bei diesen noch
beeinflusst werden kann, ist der Umfang der Realisierung von Energiesparmassnahmen. D.h., die
Realisierung der ESMA kann zwischen einer Minimalvariante lErfüllung der Vorschriften und Aufla-
gen) und einer Maximalvariante lEinsatz der besten verfügbaren Technologie) schwanken.

Eine wirkungsvolle Energiesparfinanzierung sollte daher gezielt auf die Realisierung von freiwilligen
Massnahmen ausgerichtet sein, d.h., solche die über die minimalen Gesetzesanforderungen hinaus-
gehen.

3.1.4 Gliederung nach Sektoren und Eigentümern

Die Probleme für die Realisierung von ESMA unterscheiden sich auch nach der Verwendung des Ob-
jekts oder dem Sektor und der Kategorie der Eigentümer. Nach Sektoren oder Bereichen können un-
terschieden werden:

- Wohnbausektor,

- Büro- und Dienstleistungssektor,

- Gewerbe- und Industriesektor,

- öffentliche Verwaltung.

Im Wohnbausektor ist zwischen Miet- und selbstbewohnten Liegenschaften zu unterscheiden. Bei
Mietliegenschaften fällt der Nutzen von ESMA beim Mieter an, die Kosten der Investition dagegen
beim Eigentümer, der oder dessen Verwaltung über die Realisierung entscheidet. Nichtsanierte Lie-
genschaften weisen tendenzmässig tiefere Mieten und höhere Nebenkosten auf als sanierte. Auf-
grund des heutigen Mietrechts ist der Mietliegenschaftssektor stark reglementiert. Die
Investitionskosten für ESMA müssen auf die Mietzinse überwälzt werden, während die dadurch erziel-
ten Einsparungen bei den Nebenkosten in Abzug gebracht werden können. Dies bringt einerseits ei-
nen beträchtlichen Zusatzaufwand für den Eiqentümer oder die Liegenschaftsverwaltung der nicht
immer entschädigt
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wird. Auf der anderen Seite bringt aber die Realisierung von ESMA für den Eigentümer keine zusätzli-
chen Gewinne und im Fall von Mietzinsvorschriften oder Höchstmieten, können die zusätzlichen Ko-
sten unter Umständen nicht einmal voll auf die Mieter überwälzt werden. Dies wirkt sich hemmend auf
die Realisierung von ESMA aus. Tendenzmässig sind institutionelle Anleger eher bereit, Sanierungen
und weitergehende ESMA vorzunehmen tKapitalanlage, langfristige Werterhaltungl als Hauseigentü-
mer mit vorwiegend kurzfristigem Renditeziel.

Eigentümer von selbstbewohnten Wohnliegenschaften verfolgen tendenziell ebenfalls eher langfri-
stige Ziele und sind allgemein eher bereit, über den unmittelbaren wirtschaftlichen Nutzen hinaus
auch etwas für die Umwelt zu tun. Die Motivationen dafür sind vielfältig und reichen von Umweltbe-
wusstsein und -verantwortung bis zu PR und Imagepflege.

Bei Miteigentumsverhältnissen lStockeigentum oder Reiheneinfamilienhäuserl mit Gemeinschaftsanla-
gen, wirken sich oft die komplizierten Entscheidungsfindungs- lEinstimmigkeit, oder zumindest ein
qualifiziertes Mehr) und Finanzierungsverfahren hemmend auf die Realisierung von ESMA aus.

Im privaten Büro- und Dienstleistungssektor spielen die Eigentumsverhältnisse eine ähnliche Rolle
wie bei den Wohnliegenschaften. Im Unterschied dazu dürfte der Mietzins, bzw. die Gebäudekosten
eine geringere und der Komfort und die Funktionalität eine eher grössere Rolle spielen. Die letzteren
wirken sich fördernd auf die Realisierung von Energiesparinvestitionen aus. Dagegen wird bei den In-
vestitionen eher mit kürzeren Amortisationszeiten gerechnet, was zu einer Reduktion des wirtschaftli-
chen Potentials führt.

Im Gewerbe- und Industriesektor stehen, im Unterschied zu den Wohnliegenschaften, für die Be-
stimmung der Amortisationszeit und die Beurteilung der Rentabilität nicht die technische, sondern die
wirtschaftliche Lebensdauer der entsprechenden Gebäude, und insbesondere der Anlagen und Ein-
richtungen im Vordergrund. Dieses Vorgehen dient der Risikoabsicherung und der Reservebildung
und orientiert sich an branchen- oder betriebsüblichen Amortisationsdauern sowie an Rentabilitätszie-
len für andere Investitionen. Es wirkt sich aber hemmend auf die Realisierung von ESMA aus.



15

3.1.5 Unterscheidun  nach der Realisierbarkeit oder dem Realisierunaszeitraum

Empfehlungen für die Realisierung von ESMA sollten möglichst entscheidungsorientiert dargestellt
werden. Zu diesem Zweck müssen sie sich an der Unternehmungsplanung sowie an den Budgetie-
rungs- und Bewilligungsverfahren orientieren. Dementsprechend sollten sie gegliedert werden in:

- Sofortmassnahmen (laufende Budgetperiode),

- Kurzfristige Massnahmen (nächste Budgetperiode),

- Mittelfristiqe Massnahmen (Mittelfristplan),

- Langfristige Massnahmen (über den Mittelfristplan hinausgehend).

Bei dieser Gliederung kommen einerseits der Investitionsaufwand sowie das Bewilligungs- und Fi-
nanzmittelbeschaffungsverfahren und andererseits die notwendige Zeit für die Planung und Realisie-
runq zum Ausdruck. Abhängiqe ESMA müssen zudem mit der Planung und Reaïisierung des
Hauptzweckes eines Projektes abgestimmt werden.

Ferner wird angeregt, die ESMA nicht einzelnen als “Wunschliste” darzustellen. Sonst besteht die
Gefahr, dass nur die “Rosinen” mit der höchsten Rentabilität herausgepflückt und die anderen ESMA
nicht realisiert werden. Vielmehr sollen sie zu sinnvollen und verkraftbaren Massnahmenpaketen ge-
schnürt werden, die das realisierbare Energiesparpotential möglichst weitgehend ausschöpfen und
insgesamt noch wirtschaftlich sind. Dies auch aus Gründen der Beratungs- und sonstigen Transakti-
onskosten, die für das Management für ein Gesamtpaket wesentlich geringer sind als für eine Reihe
von Einzellösungen.

Ein wichtiger und zum Teil noch vernachlässigter Aspekt ist, dass Unternehmer oder auch andere Ent-
scheidungsträger nicht nur an einer optimalen Lösung in bezug auf den Energieeinsatz, sondern an ei-
ner optimalen Gesamtlösung interessiert sind. Diese umfasst auf der einen Seite einen optimalen
Einsatz aller Produktionsfaktoren (Input) und auf der anderen Seite eine Optimierung der ver-
schiedenen Nutzen (Output) sowie ein Gleichgewicht zwischen beiden Seiten. Der Informations-,
Entscheidungs- und Umsetzungsaufwand des Managements ist als wichtiqer und oft unterschätzter
Engpassfaktor für die Realisierung von Vorhaben mit in die Ueberlegungen einzubeziehen. Aus die-
sem Grunde sollte das Management, und nicht nur der Energiebeauftragte, möglichst früh mit in den
Entscheidunqsprozess einbezogen werden und seine Bedürfnisse und Prioritäten einbringen können
sowie bei wichtigen Planungsschritten mitwirken. Das erlaubt es dann dem Energieberater, Projektvor-
schläge zu erarbeiten, die alle wesentlichen Aspekte abdecken und die möglichst schlüssel- oder
“pfannenfertige” Lösungen enthalten. Diese sollten zudem einfach, allgemeinverständlich und ent-
scheidungsorientiert dargestellt werden.
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3.1.6 Gliederung nach Energieträgern

Technisch gesehen, sind viele Problemlösungen energieträgerspezifisch und erfordern ein entspre-
chendes Fachwissen. Energieplaner tragen dem vielfach durch interdisziplinär zusammengesetzte Ar-
beitsteams Rechnung. Die Lösungen müssen aber vom Ziel einer Gesamtoptimierung ausgehen und
der Sicht der Bauherren Rechnung tragen, die meistens keine Spezialisten auf diesem Gebiet sind.

3.1.7 Schlussfolgerungen

Aus der Auswertung der Ergebnisse der Umfrage kann geschlossen werden, dass die Energiespar-
massnahmen ein sehr vielschichtiges Konglomerat von Massnahmen darstellen. Um sich ein Bild dar-
über zu machen, müssen sie daher aus verschiedenen Blickwinkeln betrachtet und nach
verschiedenen Kriterien gegliedert und untersucht werden: .

a) Ein Grossteil der ESMA sind abhängige Massnahmen. Das heisst:

- sie werden im Rahmen eines Projektes mit anderem Hauptzweck ausgeführt und insbesondere

- Wirtschaftlichkeit der ESMA allein genügt noch nicht, um einen positiven Investitionsentscheid zu er-
reichen.

b) Die Problemstellung für die Realisierung von ESMA ist unterschiedlich:

- nach Bauvorhaben lNeubau, Sanierung),

- nach Sektor lWohnbau, Dienstleistung, Industrie),

- nach Kategorie der Bauherren lSelbstbenutzer, Eigentümer von Mietliegenschaftenl.

Diese Unterschiede wirken sich vor allem auf die relevanten Beurteilungskriterien für den Entscheid
über die Realisierung von ESMA und das Investitionsverhalten aus.

c) Die Amortisationszeit orientiert sich im Wohnbausektor vorwiegend an der technischen , im
Dienstleistungs- und Industriebereich dagegen an einer wesentlich kürzer festgesetzten wirt-
schaftlichen Lebensdauer.

d) Im Mietwohnungsbau wirken sich die geltenden Mietrechtsbestimmungen zum ‘l`eil hemmend
auf die Realisieru¨ng von ESMA aus.

e) Je nach Auslöser und vorhandenen Auflagen können zwingende und freiwillige ESMA unter-
schieden werden. Eine Energiesgarstrategie sollte sich gezielt auf dieFörderung der Realisie-
rung von freiwilligen ausrichten.
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f) Projektvorschläge für die Realisierung von Energiesparmassnahmen sollten nicht nur von einer Op-
timierung des Energieeinsatzes , sondern von einer Optimierung des Gesamtnutzens ausge-
hen. Ein sektorieller, nach den einzelnen Energieträgern gegliederter Ansatz, ist aus dieser
Sicht in vielen Fällen zu eng.

g) Die Gliederung der Empfehlungen für die Realisierung von ESMA soll sich am Planungs- und
Budgetierungsverfahren der Unternehmen orientieren. Die Massnahmen sollen dement-
sprechend zu sinnvollen und verkraftbaren Paketen zusammengefasst werden.

3.2 Wirtschaftlichkeit

Die Wirtschaftlichkeit stellt ein wichtiges Kriterium für den Investitionsentscheid dar. Beim Investition-
sentscheid geht es, neben der technischen Machbarkeit, vor allem um die Abwägung von Kosten
und Nutzen einer Investition. Dies sowohl in quantitativer als auch in qualitativer Hinsicht. Dabei spielt
aber die Wirtschaftlichkeit, d.h. das Verhältnis der geldmässig ausgedrückten Kosten und Nutzen ei-
nes Projektes, eine entscheidende Rolle.

Um diese ermitteln zu können, müssen im wesentlichen folgende drei Problemkreise gelöst werden:

- Abgrenzung der Kosten und Nutzen von ESMA, wenn diese im Rahmen eines Gesamtprojektes,
zusammen mit anderen Massnahmen realisiert werden.

- Definition der Methode und der Parameter , die für die Wirtschaftlichkeitsrechnung verwendet wer-
den sollen.

- Finden einer wirksamen und wirtschaftlichen Lösung für die Erfolgskontrolle.

Es geht dabei um die Beantwortung der Frage: “ln welche Projekte sollen Eigen- oder Fremdmittel in-
vestiert werden?” Zu diesem Zweck wird die Rentabilität der zur Auswahl stehenden Projekte ermittelt.

3.2.1 Abgrenzung von Kosten und Nutzen

Vielfach wird bei Entscheiden über ESMA die Rentabilität des Energiesparens stärker in den Vorder-
grund gerückt als bei den übrigen Zwecken der Investition lWerterhaltung, Komfortsteigerung; Aesthe-
tik usw.). Daraus ergibt sich ein Abgrenzungsproblem zwischen den den ESMA zurechenbaren und
den übrigen Kosten und Nutzen. Eine Hilfe für die Darstellung und Berechnung stellen die Tabellen
des Amtes für Bundesbauten in den Beilagen 3.1 und 3.2 dar.
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In diesen werden die¨ übriqen Massnahmen als “Unterhalt”bezeichnet. Abgrenzungsprobleme können
sich dabei in zweifacher Hinsicht ergeben:

- bei der Investition: “Welche Kosten und Nutzen sind den ESMA unä welche den übrigen Massnah-
men zuzurechnen?”

- beim späteren Betrieb: “Welche Änderungen sind projektbeâinqt, welche sind auf andere Einflüsse
zurückzu¨ühren?” lWetter, Produktionsschwankungen usw.)

Wichtig ist, dass bei den Kosten auch nach Eiqen- und Fremdleistunqen unterschieden wird, da diese
oft von den Entscheidunqstrâgern nicht qleich bewertet und gewichtet werden. Ferner sollten bei den
Nutzen nicht nur die erwarteten Geldeinsparungen, sondern auch die erwarteten Enerqieeinsparun-
qen und die vermutlich positiven ökoloqischen Auswirkungen lSchadstoffreduktionl ausqewiesen wer-
den lval. Fiqur 3.11, da auch diese, je nach Werthaltung des Investors, ebenfalls wichtige
Èntscheidunqskriterien darstellen können.

Figur 3.1: Kosten-/Nutzen-Ausweis
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3.2.2 Bestimmung der Methode und Annahmen für die Wirtschaftlichkeitsrechnung

Für die Wirtschaftlichkeitsrechnung werden, gemäss Ausführungen der Befragten, in der Praxis im
allgemeinen eher einfache Methoden verwendet. Sehr verbreitet ist ¨ie nominale Ànnuitäten-Methode,
wobei die Entwicklung der l’euerung der Energiepreise meist nicht abgeschätzt wird. Andererseits
wird aber bei den Kapitalkosten mit Nominalzinsen, d.h. inkl. Teuerung, gerechnet. Dafür wird aber
vielfach ein höherer Energiepreis von z.B. Fr. 50.— oder Fr. 60.— pro 1Cll) kq Heizöl extra leicht
lHEL5 für die Nutzenprognose eingesetzt. Dieses Verfahren wirkt sich tendenzmässig zu Gunsten
von kurzlebigen und zu Ungunsten von langlebigen Investitionen aus.

Bei den Amortisationszeiten ist ein klarer Unterschied zwischen dem Wohnsektor einerseits sowie
dem Dienstleistungs- und Industriesektor andererseits festzustellen. Im Wohnsektor ist die techni-
sche Lebensdauer ausschlaggebend, die in entsprechenden Tabellen veröffentlicht wird. Im Dienst-
leistungs- und Industriesektor dagegen gilt die unternehmens- oder branchenübliche wirtschaftliche
Lebensdauer, die meistens wesentlich unter der technischen liegt. Dies ist für Produktionsanlagen
und Dienstleistungseinrichtungen gerechtfertigt, für die Gebäudehülle und Haustechnikanlagen dage-
gen nicht unbedingt. Im Gegensatz zur heutigen Praxis wäre es empfehlenswert, dass für die Ermitt-
lung der Rentabilität der Projekte nach Möglichkeit dynamische Verfahren verwendet werden. Neben
der Amortisationsdauer ist dabei die Diskontrate entscheidend, mit der die zukünftigen Kapitalflüsse
eines Projektes diskontiert oder gebarwertet werden. Die Diskontrate setzt sich, bei realer Betrach-
tung, zusammen aus dem realen Zinsfuss für risikofreie Investitionen tStaatsanleihenl und einer Risi-
koprämie, abgestuft nach dem Risiko des Vorhabens. ¨26’ Bei der nominalen Betrachtung kommt der
geschätzte Satz der Jahresteuerung, bzw. der Energiepreissteigerung, hinzu. Anhand dieser Parame-
ter kann dann mit einer Wirtschaftlichkeitsrechnung die Rentabilität der einzelnen Projekte berechnet
und verglichen werden. Mit einer Sensitivitätsanalyse kann anschliessend die Empfindlichkeit der Er-
gebnisse auf eine Aenderung der geschätzten Parameter untersucht werden.

In der heutigen Praxis wird aber vielfach nicht eine Diskontrate, sondern ein Zinssatz verwendet. Für
die Wirtschaftlichkeitsrechnung wird dann häufig vom qeltenden Bankzinssatz für entsprechende Dar-
lehen oder in der heutigen Zeit manchmal sogar von einem leicht darunter liegenden ausgegangen.
Die hohen Zinssätze werden von den Befraqten denn auch als eines der Hauptprobleme für die Reali-
sierung von ESMA bezeichnet. Durch die hohen Zinssätze hat sich aus ihrer Sicht der Anteil der wirt-
schaftlichen am Potential der realisierbaren ESMA beträchtlich vermindert.



20

Dieses Vorgehen ist aus zwei Gründen nicht befriedigend. Erstens orientiert sich dér Entscheid für die
Realisierung von Projekten ziemlich stark an den relativ kurzfristigen Aenderungen von Angebot und
Nachfrage auf dem Kapital¨markt, die die Zinsbildung beeinflussen. Zweitens werden dadurch die Fra-
gen der Wirtschaftlichkeit und der Finanzierung nicht klar genuq auseinandergehalten. Das kann zum
falschen Schluss führen, dass, wenn ein Projekt nicht wirtschaftlich ist, dies allein ein Problem der Fi-
nanzierung sei.

Ein weiterer Aspekt bei der Beurteilung von Projekten ist die Steuerersparnis. Sie wird als Argument
für die Realisierung von ESMA meistens aufgeführt, aber nicht immer berechnet. Ihr Umfang hängt
nicht nur von den Erträgen, sondern auch vom einkommensabhängigen Grenzsteuersatz des Bau-
herrn ab.

3.2.3 Erfolaskontrolle

Mehrheitlich werden heute, nach Auskunft der Befragten, Èrfolgskontrollen durchgeführt, allerdings
mit unterschiedlicher Systematik und Periodizität. Der Erfolgskontrolle wird von Energieberatern eine
erhebliche Bedeutung beigemessen und zwar aus folgenden Gründen:

- Dort wo der Energieberater eine Erfolgsbeteiligung hat, ist sie unabdingbar.

- Mittel- bis längerfristig kann die Energieberatung und -planung nur überleben, wenn sie einen ent-
sprechenden Erfolg nachweisen kann.

- Eine gut gemachte Erfolgskontrolle generiert auch Energieverbrauchszahlen für das Manaqement,
das sich sonst wenig um den Energieverbrauch kümmert. Dadurch wird dem Energieverbrauch in ei-
neJn Unternehmen eine höhere Aizfmerksamkeit geschenkt und die Stellung des Energie-, bzw.
Haustechnikverantwortlichen wird aufgewertet. Dies fördert einen effizienten Betrieb und Unterhalt
der Anlagen und dient als Anknüpfungspunkt für die Realisierung von weiteren ESMÀ. Damit bleibt
in einem Betrieb das Energiesparen nicht ein einmaliges, punktuelles Ereignis, sondern kann lau-
fend weiterentwickelt werden. Ein gutes Beispiel hierfür bietet die MIGROS, die schon Mitte der
70er Jahre damit begonnen hat.

Eine Schwierigkeit bei der Erfolgskontrolle bildet das Finden eines vernünftigen Gleichgewichts
zwischen Mess-, Kontroll- und Informationsverarbeitungsaufwand und dem dadurch erzielbaren Er-
trag. Heute wird diesbezüglich im allqemeinen noch zu wenig gemacht und zu wenig systematisch vor-
gegangen. Zudem wird der Energieverbrauch in vielen Betrieben noch nicht separat erfasst und
ausgewiesen. Uas erschwert, vor allem in Dienstleistungsund Industriebetrieben, die Ermittlunq der
Ausgangsbasis.
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Dadurch und durch Schwankungen bei der Produktion ist dort die Erfassung und Abgrenzung von pro-
jektbedingten und nicht-projektbedingten Veränderungen nicht immer einfach. Im Wohnungssektor da-
gegen, ist die Transparenz, durch die Heiz- und Nebenkostenabrechnung, soweit sie nicht auf
Pauschalbasis vorgenommen wird, im allgemeinen wesentlich besser. Sie wird aber durch die
Schwankung meteorologischer Einflüsse ebenfalls erschwert.

3.3 Finanzierunq

Bei der Behandlung der Finanzierung ist es wichtig, dass klar zwischen der Wirtschaftlichkeit und der
Finanzierung unterschieden wird. Die Wirtschaftlichkeit bildet die Grundlage für den Investitionsent-
scheid und betrifft damit die Aktivseite der Bilanz oder die Mittelverwendung. Aufgrund der Wirtschaft-
lichkeit wird entschieden, in welche Projekte investiert werden soll. Grundlage dafür ist das Risiko und
die Qualität der Projekte, die sich in der Diskontrate widerspiegeln. Die Finanzierungsfrage dagegen
befasst sich mit der Beschaffung der notwendiqen Mittel für die Realisierung der geplanten Projekte.
Sie betrifft die Passivseite der Bilanz. Entscheidend für die Finanzierung ist die Qualität des Schuld-
ners und der verfügbaren Sicherheiten. Diese drücken sich in den Darlehenslimiten und im Zinsstz
aus. In diesem Sinne bedeutet ein Finanzierungsengpass, dass für Projekte, die nach der Wirtschaft-
lichkeitsberechnung rentabel sind, nicht die entsprechenden Mittel beschafft werden können. Gründe
dafür können sein:

- die Darlehenslimiten des Investors sind ausgeschöpft,

- die Darlehenszinsen liegen über der Diskontrate,

- die Laufzeit des Darlehens ist zu kurz.

Der Umstand, dass aus diesen Gründen rentable Energiesparprojekte zum Teil nicht finanziert wer-
den können, bedeutet, dass ein Finanzierungsengpass vorliegt. Aus dieser Problemstellung ergibt
sich beim Energiesparpotential die Differenz zwischen dem wirtschaftlichen und dem finanzierbaren
Potential. Ein Finanzierungsmodell im eigentlichen Sinne könnte dazu beitragen, diese zu reduzieren.
Die Fragen, die sich deshalb stellen sind:

- Stellt die Finanzierung ein Problem dar?

- Wenn ja, bei welchen Kunden oder Vorhaben?

- Wie könnte das Problem der Abklärung der Projektqualität und der Darlehenssicherheit effizient ge-
löst werden?

- Wie müsste eine wirkungsvolle Energiesparfinanzierung ausgestaltet sein?
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Es muss aber schon hier darauf hingewiesen werden, dass dort¨wo das Problem im Risiko des
Schuldners liegt, kaum Lösungen über neue Finanzierungsmöglichkeiten gefunden werden können.

3.3.1 Gibt es ein Finanzierunqsproblem¨

Diese Frage wurde praktisch von allen Befragten bejaht. Die Begründungen, die gegeben wurden lau-
teten wie folgt:

- zu hohe Zinsen,

- zu kurze Abschreibungsdauer,

- zu hoher Darlehensbeschaffungsaufwand fvor allem für Darlehen mit Vorzugsbedingungen und Sub-
ventionenl,

- die eanken sind nicht bereit, rentable Energiesparprojekte zu finanzieren (zu unsicher, wenn nur
durch Projekt garantiert),

- der Kreditplafond hat die Finanzierung verhindert,

- Liquiditätsengpässe.

Bei einer näheren Betrachtung dieser Argumente zeigte es s.ich aber, dass es sich eher um Wirt-
schaftlichkeits- als um Finanzierungsprobleme handelt. Die Realzinse liegen heute bei 2 % und sind
damit tief. Die hohe Teuerung und die hohen Nominalzinsen führen aber gewissermassen zu einer in-
flationsbedingten, schnelleren Amortisation und können dadurch Liquiditätsengpässe verursachen.
Das Hauptproblem besteht daher, neben der Wirtschaftlichkeit, wahrscheinlich in den hohen Nominal-
zinsen und den dadurch verursachten Liquiditätsengpässen. Es hilft nichts, wenn ein Projekt über die
Lebensdauer wirtschaftlich ist, aber an Liquiditätsengpässen in den ersten Jahren scheitert. Das zeigt
auch der heutige Liegenschaftsmarkt. Für die Problematik, die in der Wirtschaftlichkeit und der Liquidi-
tät liegen, stellt ein neues Finanzierungsinstrument keine geeignete Lösung dar. Für die Ueberwin-
dung von Liquiditätsengpässen könnten eventuell dynamische Modelle mit realer Betrachtung, bei
denen der Zins zuerst unterdeckend ist und mit der Teuerung ansteigt (Zinsstufenmodelle), eine Lö-
sung bringen. Entsprechende Darlehen werden z.B. im Rahmen der Wohnbauförderung des Bundes
gewährt. Damit ist aber auch höheres Risiko verbunden.
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3.3.2 Wo gibt es Finanzierungsprobleme?

Neben den Vorhaben, die bei den heutigen Zinsen und Energiepreisen nicht wirtschaftlich sind, gibt
es aber auch wirtschaftliche Projekte, die nicht finanziert werden können. Dies ist insbesondere dort
der Fall, wo der durch die Banken festgelegte Kredit- oder der durch das Unternehmen selbst be-
stimmte Investitionsplafond durch andere, dringendere Vorhaben bereits ausgeschöpft worden sind.

Weiter gibt es oft Finanzierungsprobleme in Miteigentumsverhältnissen, wo die Investitions- und Ver-
schuldungsmöglichkeit oder -willigkeit bei den einzelnen Eigentümern einerseits recht unterschiedlich
ist und andererseits für einen Beschluss Einstimmigkeit oder ein qualifiziertes Mehr erforderlich ist.

Lösungsansätze für diese Fälle könnten zum Beispiel in einer Erhöhung des individuell gewährten
Kreditplafonds für ESMA gesucht werden. Dies wäre deshalb vertretbar, weil die später gesparte
Energie (Arbeits- oder Betriebskosten) im voraus durch höhere Investitionen (Kapitalkosten) erkauft
wird. Für die Fälle von Investitionslimiten oder Miteigentumsverhältnissen müsste zudem nach neuen
Finanzierungsformen, ohne zusätzlichen Kapitalbedarf, gesucht ¨verden. Das Modell des Leasings,
das im Gewerbe und in der Industrie bereits Anwendung findet, könnte hierfür eine mögliche Lösung
darstellen (vgl. Kapitel 8).

3.3.3 Abklären der Projektqualität und Darlehenssicherheit

Banken verfügen nicht immer über das nötige technische Fachpersonal zur Abklärung der Qualität
von vorgelegten Energiesparprojekten. Dies ist vor allem wichtig für eine Projektfinanzierung im Sinne
von Leasing’Zudem steht für sie die Qualität des Schuldners oder seiner Sicherheiten im Vorder-
grund. Sofern dieser nicht schon Kunde bei der betreffenden Bank ist, erfordert die nötige Abklärung
einen erheblichen Aufwand, sowohl für den Darlehensnehmer als auch für die Bank. Dieser kann für
den Entscheid ins Gewicht fallen und muss als Beschaffungsaûfwand lTransaktionskosten1 zu den ei-
gentlichen Darlehenskosten hinzugerechnet werden.

Hier könnten Lösungsansätze in Richtung

- eines fachkundigen, neutralen Projektbegutachters,

- einer Risiko- und Erfolgsbeteiligung der Energieplaner oder - berater,
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- der Uebernahme einer Garantieleistung für Energiespardarlehen, z.B. durch die öffentliche Hand,

gefunden werden. Zudem ist zu beachten, dass der Zinssatz für ein Darlehen vorwiegend von den ge-
leisteten Sicherheiten abhängig ist.

3.3.4 Ansatzpunkte für die Ausqestaltunq einer Energiesparfinanzierun

Wichtigste Entscheidungsgrösse ist auch bei der Finanzierung, wie bei den meisten Produkten, der
Preis, d.h. bei Energiespardarlehen der Zins. Éin weiterer wichtiger Punkt ist die Laufzeit. Diese sollte
sich nach Möglichkeit an der technischen Lebensdauer des finanzierten Objekts orientieren. Zudem
sollten Zins und Rückzahlung in Form von Annuitäten geleistet werden können. Damit könnte die
hohe Anfangsbelastung reduziert wérden, die normalerweise bei Darlehen entsteht, die in gleichblei-
benden Jahrestranchen zurückbezahlt werden müssen und entsprechend abnehmende Zinszahlun-
gen aufweisen. Die jährlich anfallenden Kapitalkosten könnten dann praktisch mit den durch die
ESMA eingesparten Betriebs- und Arbeitskosten beglichen werden. Eine weitere Möglichkeit stellen
auch Finanz¨erungsmodelle auf Realzinsbasis dar, wie sie z.B. vom Bundesamt für Wohnungswesen
angewendet werden.

Auch ein fester Zins während den Anfangsjahren wird als nützlich für die Reduktion der Unsicherheit
beim Investitionsentscheid erachtet (feste Kapitalkosten statt ein nicht vorhersehbarer Energiepreis).
Auf eine mögliche Ausgestaltung von Finanzierungsmassnahmen wird im Rahmen des Aufbaus einer
Energiesparstrategie, im Kapitel 8, weiter eingegangen.

3.4 Anreize und Hemmnisse

3.4.1 Mögliche Anreize

Aus den bisherigen Ausführungen geht hervor, dass beim Energiesparen das Hauptproblem bei der
Wirtschaftlichkeit und nicht bei der eigentlichen Finanzierung liegt. Die Frage lautet also weniger: “Be-
komme ich Geld?” als vielmehr: “Zu welchen Bedingungen?” Da der Zinssatz und die Laufzeit entspre-
chender Darlehen als Grundlage für die Wirtschaftlichkeitsrechnungen verwendet werden, sind
Wirtschaftlichkeit und Finanzierung in der Praxis miteinander verknüpft. Ueber die Aenderung der Dar-
lehensbedingungen kann damit der Umfang des wirtschaftlichen, am realisierbaren Energiesparpoten-
tial verändert werden. Finanzielle Anreize könnén aber, mit der gleichen Wirkung, auch über andere
Massnahmen, wie z.B. Rabatte oder Zu-
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schüsse gewährt werden. Sie stellen daher nicht ein Finanzierungs- sondern ein Förderungsinstru-
ment dar. Daher sind sie klar von der Finanzierung zu unterscheiden, auch dann, wenn sie, z.B. in der
Form eines zinsverbilligten Kredits, als gemeinsames Produkt angeboten werden. Weitere Förde-
rungsmöglichkeiten bestehen in Massnahmen, die die Transaktionskosten oder das Risiko reduzie-
ren. Wichtige Elemente, die im Rahmen einer Energiesparstrategie geprüft und eingesetzt werden,
könnten sein:

- Zinsgünstigkeit,

- Zinsstabilität,

- Laufzeit entsprechend der Lebensdauer,

- gleichbleibende Jahreskosten (Annuitäten),

- geringer Beschaffungsaufwand (Transaktionskosten),

- Berücksichtigung der Steuerersparnis,

- neutrale überprüfung der Projektqualität,

- eingebaute Erfolgskontrolle und -beteiligung,

- Ausweis der Kapital- und Ressourcenersparnis sowie der ökologischen Folgen (Schadstoffbilanz),

- entscheidungsorientierte, schlüsselfertige Lösungsangebote,

- wirksame Information über Möglichkeiten des Energiesparens.

Der Einsatz und die konkrete Ausgestaltung dieser Elemente muss aber im Rahmen eines entspre-
chenden Marketingkonzepts abgeklärt werden. Der Leitgedanke dabei muss sein: “Der Köder muss
dem Fisch schmecken und nicht dem Angler!” Das bedeutet, dass das Angebot sich vor allem an
den Interessen der Kunden und nicht an den Interessen der anbietenden Fachleute orientieren soll.
Wobei natürlich die Kunden, die sich für das Angebot interessieren anschliessend auf eine solide fach-
liche Beratung angewiesen sind.

Diese Elemente können sowohl für das Marketing wie auch für eine allfällige Förderung von ESMA
Anknüpfungspunkte bilden. Marketing und Förderung unterscheiden sich vor allem im Ausmass und
im Träger der angebotenen Anreize oder Vergünstigungen. Sie können aber auch in Kombination ein-
gesetzt werden. Auf die Verwendung des Marketingansatzes für den Aufbau und die Umsetzung einer
Energiesparstrategie wird in den Kapiteln 8 und 9 näher eingegangen.

3.4.2 Abbau von Hemmnissen

Energiesparen kann sowohl durch die Schaffung von Anreizen als auch durch den Abbau von Hemm-
nissen gefördert werden. Im Rahmen der Umfrage wurde immer wieder betont, dass wesentliche
Hemmnisse für die Realisierung von ESMA ausserhalb der Wirtschaftlichkeits- und Finanzierungsfra-
gen liegen.
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Solche Hemmnisse wurden z.B. in folgenden Bereichen lokalisiert:

- Bestimmungen des Mietrechts: Kostenmiete, Höchstmietpreise usw.

- Steuerrecht: Im Gegensatz zu Hypothekarzinsen können Leasingzinsen im Wohnungsbau nicht voll
als Aufwand abgezogen werden.

- Baurecht: Hemmende Bestimmungen und restriktive Anwendungen durch die Behörden schränken
die Realisierungsmöglickeiten für ESMA und neue Energietechnologien ein.

- Aufwendige Planungs- und Bewilligungsverfahren bewirken eine Verlängerung der Planungs- und
Bauzeit sowie eine Erhöhung der Kosten.

- Budgetgenehmigungsverfahren: Jährliche Unterhalts- und Betriebskostenbudgets unterliegen viel-
fach einfacheren Bewilligungsverfahren als Investitionen, vor allem im öffentlichen Bereich.

- Verwaltung der Unterhaltsbudgets: Jeder Franken im Unterhaltsbudget, über den der Hauswart
oder Anlageverantwortliche selber verfügen kann, ist meistens besser eingesetzt als derjenige, der
einer Bewilligung der Betriebs- oder Geschäftsleitung bedarf. Die Kompetenzen für das Unterhalts-
budget sind aber viélfach umgekehrt proportional geregelt.

- Vorschriftendynamik: Die wachsende Anzahl neuer Gesetze und Vorschriften führt zur Verunsi-
cherung bei den Investoren und zu Vollzugsproblemen bei den Behörden.

Durch einen Abbau dieser Hemmnisse könnte wesentlich zur Förderung von Energiesparmassnah-
men beigetragen werden.
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4. Uebersicht über bestehende Proqramme

Um eine übersicht über bereits bestehende Finanzierungsoder E’örderungsprogramme von ESMA zu
gewinnen, wurde eine Reihe von in- und ausländischen Stellen angeschrieben sowie die entsprechen-
de Literatur konsultiert. Das Ergebnis dieser Anstrengungen fiel bescheidener aus als erwartet. Es er-
möglichte aber dennoch, einen überblick über den derzeitigen Stand der Programme und einige
interessante Erkenntnisse zu qewinnen. Diese werden im folgenden kurz dargestellt. Dabei liegt das
Schwergewicht, gemäss dem¨ ursprünqlichen Auftraq, auf den Finanzierungsprogrammen. Auf Förde-
rungsprogramme wird am Schluss des Kapitels nur kurz eingeganqen. Der Ansatz des Demand Side
Managements lDSMl wird im II. Teil, in Kapitel 6 behandelt.

4.1 Finanzierunqs- und kombinierte Proqramme

Bei den folgenden Programmen ist der Finanzierungsanteil zum Teil qleich oder ähnlich, aber sie wer-
den mit unterschiedlichen weiteren Massnahmen wie Gerätevermittlung, Beratung oder Enerqiedia-
gnose kombiniert.

Bei diesen Programmen scheint man auch anderswo noch ziemlich am Anfang zu sein. Unter den
Energieversorgungsunternehmen sind es bisher vor allem Elektrizitätswerke und Kommunalwerke,
die sich damit befassen. Aber auch einige Banken haben erste Schritte in diese Richtung getan. Da
die bestehenden Ansätze weitgehend auf Initiativen von Einzelunternehmen beruhen, ist es nicht
ganz einfach, sie in ein Gesamtbild einzuordnen und nach einheitlichen Kriterien zu gliedern.

4.1.1 Bankdarlehen mit speziellen Konditionen

Bei diesen handelt es sich um Darlehen, die für bestimmte Zwecke lEnergiesparen, Umweltschutzl zu
Vorzugsbedingungen gewährt werden. Beispiele’

- Crédit PME-Environnement der Waadtländer Kantonalbank I1990). Zinsreduktion, je nach Darle-
hensbetrag 1/2 - 1 %.

- Kredit für umweltfreundliche Energien und Entsorgung der Bayerischen Landesbank. Nähere
Bedingungen nicht erhalten.

- Oeko-Kredit der Kantonalbank von Zug (1991). 5 % Zins pro Jahr, für 3 Jahre fest.

- Oeko-Kredit der Alternativen Bank in Brugg. Für als förderungswürdig betrachtete Bereiche werden
Darlehen zu Vorzugskonditionen gegeben. Energiesparprojekte werden darunter nicht speziell er-
wähnt. Die Darlehens-Konditionen sind einerseits abhängig von den Bedingungen,
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zu denen die Kunden ihr Geld bei der Bank einlegen (Verwendungsbestimmungen, vereinbarter Zins-
satz) und anderseits von der Darlehensform und der Beurteilung der Förderungswürdigkeit eines
Vorhabens durch die Bank.

- Oeko-Kredit der Basellandschaftlichen Kantonalbank. Für umweltverträgliche Vorhaben, ¨ie die Krite-
rien der Bank erfüllen, werden Darlehen zu Vorzugskonditionen gewährt. Darunter fallen auch Ener-
giesparvorhaben. Zinsreduktion 0.,75 - 1,5 %, je nach Erfüllungsgrad der vorqegebenen Kriterien.
Laufzeit 3 - 7 Jahre. Die Vorzugsbedingungen werden nur für den umweltrelevanten Teil der Investi-
tion gewährt.

Während in den ersten drei Fällen die betreffenden Banken allein die Vergünstigungen gewähren,
werden im vierten und fünften Fall die Kreditvergünstigungen durch die Sparer, die für eine entspre-
chende Mittelverwendung tiefere Zinse in Kauf nehmen, mitgetragen lgünstige Restfinanzierung). Die-
se Programme beschränken sich auf die Finanzierung gemäss den von der Bank vorgegebenen
Kriterien. Technische Beratung ist darin nicht vorgesèhen.

4.1.2 Darlehen mit Bürqschaftsqarantie

Hier geht es darum, für Darlehen, die nicht hypothekarisch abgesichert werden können, die nötigen Si-
cherheiten über private oder öffentliche Bürgschaften zu erlangen. Damit können die Kapitalbeschaf-
fungs- und Investitionsmöglichkeiten erweitert werden. Die Zinssätze liegen allerdings nach Auskunft
der BEKB um 1 % über denjenigen der l. Hypothek. Die Bürgschaftsdarlehen, auf die wir uns hier be-
ziehen, werden durch Bürgschaftsgenossenschaften garantiert und sind auf die Hotel-, Gewerbeoder
Wirtschaftsförderung ausgerichtet. Die Darlehen sind nicht auf spezielle Anwendungsgebiete, wie z.B.
Energiesparmassnahmen, ausgerichtet. Für Berg- und andere wirtschaftliche Entwicklungsgebiete
sind zudem Förderbeiträge in Form von Zinsvergünstigungen vorgesehen. Damit beinhalten diese
Darlehen, neben der Finanzierungsfunktion, auch eine Förderkomponente. Konkrete Beispiele, von
denen Unterlagen vorliegen, sind folgende:

- Schweizerische Gesellschaft für Hotelkredit, Zürich,

- Bürgschaftsgenossenschaft des bernischen Gewerbes, Burgdorf,

- Schweizerische Bürgschaftsgenossenschaft für das Gewerbe, St. Gallen (vgl. Beilage 4.1),

- Bürgschaften der öffentlichen Hand für die Wohnbauförderung.

Auch diese Darlehen sind reine Finanzierungsinstrumente und beinhalten keine technische Beratung.
Zielpublikum für die ersten drei ist, soweit aus den Unterlagen ersichtlich, nur das Gewerbe und für
das letzte der Wohnbausektor.
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4.1.3 Zinsqünstige Darlehen für energiesparende Geräte und Massnahmen

Mit Hilfe von solchen Darlehen werden von Elektrizitäts- oder Kommunalwerken energiesparende Ge-
räte zu günstigen Bedingungen vorfinanziert. Damit soll erreicht werden, dass ineffiziente Geräte frü-
her durch effizientere ersetzt und dass bei Neueinrichtungen die im Ankauf etwas teureren
Spargeräte eingesetzt werden. Beispiele für solche Kreditprogramme sind:

- Darlehen für energiesparende Technik der Enerqieversorgung Weser-Ems AG (EWE) in Olden-
burg (Kühl- und Gefriergeräte sowie Gasheizkessel).

- Energiespar-Kredite mit Zinszuschuss der Oberösterreichischen Kraftwerke AG (OK)1 in Linz
(Wärmedämmung, Anschaffung von Wärmepumpen, Elektroheizungen in Kombination mit Holzka-
chelöfen).

Diese Darlehen sind ähnlich wie diejenigen unter Punkt 4.1.1, aber, im Unterschied zu diesen, spezi-
ell auf bestimmte ESMA ausgerichtet. Sie gelten vor allem für den Wohnliegenschaftssektor und be-
treffen, neben Massnahmen an der Gebäudehülle, Haushalt- und Haustechnikgeräte, für die die
betreffenden Energieversorgungsunternehmen die Energie liefern. Die Darlehen werden auch mit der
Kundenberatung der entsprechenden Unternehmung sowie mit Förderungsmassnahmen der öffentli-
chen Hand koordiniert.

4.1.4 Beratungs- und Darlehensproqramme

Unter dem Namen ‘Energieprogramm 2000’ hat die Energieversorgung Schwaben AG (EVS) in
Stuttgart ein neues Programm entwickelt. Dieses umfasst:

- Computergestützte Verbrauchsdiagnose (Strom und Wasser) für elektrische Haushaltgeräte,

- Computergestützte Energiediagnose Heizung, Warmwasserbereitung, baulicher Wärmeschutz,

- Finanzierungshilfe über die Landeskreditbank BadenWürttemberg für Haustechnikanlagen und bauli-
chen Wärmeschutz zu folgenden Bedingungen:

* Nominalzinssatz: 5 %
* Laufzeit: max. 5 Jahre
* Darlehensbetrag: je nach diagnostiziertem Aufwand, bis DM 20’000. -
* Bearbeitungsgebühr: 1¨ des Darlehensbetrages
* Kundenzahlunqen: monatlich, mit gleichbleibenden Tilgungsbeträgen und abnehmenden Zinsbeträ-
gen.
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Weitere Aktionen, die von der EVS durchgeführt worden sind, umfassen:

- Kundenservice “Sparsame Elektroheizung” Umstellungs- und Finanzierungshilfe für mehr als 15-
jährige Elektroheizungen (zeitlich begrenzt von 1988-91¨.

- Aktion Stromsparlampen. Während drei Monaten konnten Kunden der EVS 1988 eine Stromspar-
lampe mit elektronischem Vorschaltgerät (Verkaufspreis ca. DM 40.— bis 50.—) um DM 10.— ver-
billigt erwerben. Der Differenzbetrag wurde je zur Hälfte von den Elektrohändlern und der EVS
getragen.

Die Finanzierung für die Erneuerung der Elektroheizungen erfolgt zu gleichen Bedingungen wie für
die anderen ESMA. Die Zinsverbilligung trägt die EVS. Dazu kommt noch eine Umstellungshilfe der
EVS von DM 50.-pro Kilowatt Heizleistung der alten Geräte.

Das Beratungsprogramm der EVS ist aufgrund der computergestützten Diagnose sehr gut fundiert
(vgl. Beilage 4.2). Die Software für “Haushaltgeräte” wird inzwischen auch von der INFEL verwendet.
Durch die Kombination mit einem Darlehensprogramm konnte die Wirksamkeit erhöht werden. Die
Bundesrepublik Deutschland gewährt zudem für die Erneuerung von Gebäuden, die älter als 10 Jahre
sind, eine steuerliche Sonderabschreibung von 10 % pro Jahr.

4.1.5 Drittfinanzierun

Von der Enerplan Invest AG, Ittigen-Bern, wird neben der Energieberatung zugleich auch die Finanzie-
rung der geplanten Projekte angeboten. Damit tritt Enerplan bei den betreffenden Projekten als Gene-
ralunternehmer auf und übernimmt:

- die Planung und Realisierung,

- die Finanzierung,

- die Verbrauchskontrolle sowie den Service und die überwachung der Anlagen.

Die Verträge werden so abgefasst, dass sowohl der Bauherr, wie auch der Planer und Finanzierer am
Erfolg beteiligt sind. Dies reduziert das Risiko für den Bauherrn und hilft, eine effiziente Ausführung
des Projekts sowie eine effiziente Kontrolle und einen energiesparenden Betrieb der Anlagen zu ga-
rantieren. Probleme können sich aber ergeben bei unerwarteten Kostenveränderungen (Zinsanstieg,
Energiepreissenkung), bei der Abgrenzung von projektbedingten und nicht projektbedingten Ver-
brauchsveränderungen sowie, im Konfliktfall, beim Eigentum der An1agen. Das Modell der Drittfinan-
zierung wird im Rahmen
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eines Forschungsauftrages des Bundesamtes für Energiewirtschaft (BEW) untersucht und kann des-
halb im Rahmen der vorliegenden Arbeit nicht weiter analysiert werden.

4.2 Oeffentliche Förder- und Subventionsprogramme

Volkswirtschaftlich qesehen rechtfertigen sich Förderprogramme dann, wenn es darum geht, Marktun-
vollkommenheiten zu korrigieren und damit das privatwirtschaftlich optimale an das volkswirtschaftlich
optimale Marktgleichgewicht anzunähern. [25] Für die Wirksamkeit von Förderprogrammmen ist einer-
seits der damit verbundene Aufwand für die Geber und Nehmer massgebend. Andererseits spielen
das Ausmass der Vergünstigung und die Preiselastizität der Nacnfrage nach den entsprechenden Gü-
tern eine entscheidende Rolle. Energie und Energiesparmassnahmen können als Substitutionsgüter
betrachtet werden. Durch eine einseitige Verbilligung der ESMA erhöht sich die Nachfrage nach die-
sen, was in einem zweiten Schritt eine Verringerung der Nachfrage nach dem entsprechenden Ener-
gieträger zur Folge hat. Substitutionseffekte können aber auch zwischen den einzelnen
Energieträgern auftreten. Wenn zum Beispiel der Strompreis einseitig angehoben wird, führt dies, mit
einer gewissen Zeitverschiebung, zu einer Erhöhung der Nachfrage nach öl oder Gas und vice versa.
Aus diesem Grund müssen bei Förder- oder Lenkungsmassnahmen die direkten und indirekten Effek-
te (Substitutionl, die vielfach erst zeitverschoben auftreten; sorgfältig beachtet werden. [12]

Der Bund und verschiedene Kantone haben in den letzten Jahren Förder- und Subventionierungs-
massnahmen für ESMA und erneuerbare Energien geschaffen. So auch der Kanton Bern, der Zu-
schüsse bis zu 25 % für thermische Sonnenkollektoren und Photovoltaikanlagen gewährte. 1991
musste ¨der Beitragssatz, aufgrund der vielen Anträge und der begrenzten Mittel, jedoch gesenkt wer-
den.

Der Kanton Zürich hat 1990 die Möglichkeit einer Risikogarantie für Energiesparinvestitionen untersu-
chen lassen. [31] In dieser Studie wurde davon ausgegangen, dass derKanton Zürich in den nächsten
10 Jahren 300 Mio Fr. zur Förderunq von

- Energiesparmassnahmen an der Gebäudehülle,

- kleineren Elektro- und Gaswärmepumpen,

- mechanischen Lüftungen mit Wärmerückgewinnung,

- Sonnenkollektoren lthermischl,

- Solarzellen lelektrischl,

einsetzen wird. Diese Beiträge sind für Energieeinsparungen vorgesehen, die über die geplanten kan-
tonalen Vorschriften und Grenzwerte hinausgehen. Der Beitragssatz hängt vom Àusmass der erziel-
ten Einsparungen ab und soll progressiv ausgestaltet werden, d.h. der Beitragssatz steigt mit
zunehmendem Sparerfolg eines Vorhabens.
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Die ursprüngliche Idee für dieses Programm war, einen bestimmten Energiepreis für die Berechnung
des zu erwartenden Ertrages von Sparmassnahmen zu “garantieren”. Bei tieferen Energiepreisen sol-
len höhere und bei höheren Energiepreisen dagegen geringere Subventionsbeiträge ausgerichtet wer-
den. Daher stammt der Name “Risikogarantie”

Es wird damit gerechnet, dass in diesem Programm in den nächsten 10 Jahren 37’000 Beiträge für
eine Energiebezugsfläche von etwa 1,5 Mio m2 ausgerichtet werden. Dies sollte zu einer Energieein-
sparung von 1800 TJ, bzw. 43’100 t HEL pro Jahr führen. Der Energieverbrauch und damit auch die
Schadstoffemission der potentiell programmberechtigten Gebäude sollte damit um 4,3 % abnehmen,
gegenüber der Verbrauchsprognose, in der die geplanten verschärften Wärmedämmvorschriften so-
wie die Einführung der individuellen Heizkostenabrechnung bereits enthalten sind. Bezogen auf den
gesamten Gebäudebestand sollten die Feuerungsemissionen um 3,2 % abnehmen.

Dieses Modell richtet sich vor allem auf einfachere, klar definierbare Massnahmen an der Gebäude-
hülle und in der Haustechnik sowie zur Nutzung der Sonnenenergie. Komplexere Klima- sowie Pro-
duktionsanlagen, bei denen nach Aussagen der Energieplaner oft sehr viel zu holen ist, werden
aufgrund des Bearbeitungsaufwandes ausgeschlossen. Ein wichtiger Beweggrund für die Ausarbei-
tung dieses Modells bildete auch die Reduktion der Schadstoffemissionen. Möglicherweise sind auch
aus diesem Grund energiesparende Elektro-Geräte im Haushalt- und Dienstleistungsbereich in die-
sem Förderungsrungsprogramm nicht vorgesehen. Diese Förder- und Subventionsmassnahmen ver-
folgen das gleiche Ziel wie die vorangehend dargestellten Finanzierungsprogramme. Sie könnten im
Rahmen einer wirksamen Energiesparstrategie auch kombiniert eingesetzt werden. Inhaltlich sind sie
aber klar voneinander zu unterscheiden.

4.3 Erkenntnisse und Schlussfolqerunqen

Die dargestellten Programme zeigen verschiedene mögliche Ansätze zur Unterstützung und Förde-
rung der angestrebten Ziele auf:

- Bei den Darlehen mit speziellen Konditionen soll die Zinsvergünstigung als Anreiz für die Realisie-
rung von Massnahmen in den Bereichen Energiesparen und Umweltschutz wirken.

- Bei den Darlehen mit Bürgschaftsgarantie steht die Reduktion des Risikos für die Bank und damit
die Erhöhung der Darlehensgrenze für die betreffenden Berufsgruppen und Regionen im Vorder-
grund. Eventuell ist damit auch eine Zinsreduktion für den Schuldner verbunden.
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- Bei den zinsgünstigen Darlehen für energiesparende Geräte und Massnahmen soll für die Kunden
der entsprechenden Energieversorqungsunternehmen durch Information sowie günstige Zinssätze
und Zahlungsbedingungen die Schwelle für die Anschaffung energiesparender Geräte und die Reali-
sierung von Wärmeschutzmassnahmen gesenkt werden.

- Mit dem Beratungs- und Darlehensprogramm der EVS soll durch ein kombiniertes Angebot von fun-
dierter Beratung und zinsgünstiger Finanzierung sowohl das Risiko als auch die Investitionsschwel-
le für die Kunden gesenkt werden. Das Angebot ist vor allem auf Standardgeräte oder
-massnahmen und damit auf Haushaltkunden ausqerichtet.

- Bei der Drittfinanzierung werden ebenfalls Beratung und Finanzierung kombiniert angeboten, aller-
dings vor allem für grössere Kunden mit Nicht-Standard-Problemen. Das Programm von Enerplan
enthält zusätzlich noch eine Erfolgsbeteiligung, die auf die Verminderung des Risikos für den Kun-
den abzielt.

- Bei den Förder- und Subventionsprogrammen soll durch Zuschüsse der Verbrauch fossiler Energien
und damit der Ausstoss von Schadstoffen gesenkt und die Ausnützung von erneuerbaren Energien
erhöht werden.

Aus dieser zusammenfassenden Uebersicht kann entnommen werden, dass mit den dargestellten
Massnahmen folgende Ziele erreicht werden sollen:

- Stromsparen,
- Energiesparen,
- Schadstoffreduktion,
- Umweltschutz,
- Vermehrter Einsatz von erneuerbaren Energien,
- Wirtschaftsförderung,
- Wohnbauförderung.

Das breite Spektrum der Massnahmen zeigt auch, dass es untersChiedliche Auffassungen darüber
gibt, wie diese Ziele am besten erreicht werden können. Die Massnahmen, die in den einzelnen Pro-
grammen im Vordergrund stehen sind:

- Zinsvergünstigung,
- Garantiel¨istung,
- Information und Finanzierung mit Zinsvergünstigung,
- Beratung und Finanzierung mit Zinsvergünstigung,
- Beratung und Finanzierung mit Erfolgsbeteiligung,
- Zuschüsse.

Diese Brkenntnisse liefern, zusammen mit den Schlussfolgerungen aus der Umfrage in Kapitel 3, eine
weitere Grundlage für den Aufbau einer Energiesparstrategie.
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5. Zusammenfassnnq I. Teil: Energiesparen

Ziel des ersten Teils war es, die Ausgangssituation in bezug auf das Energiesparen zu klären. Das ge-
samte realisierbare Energiesparpotential kann als potentieller Markt für das Angebot von Energiespar-
massnahmen oder kurz als Energiesparmarkt bezeichnet werden. Relevant für die Bearbeitung
dieses Marktes ist in erster Linie das wirtschaftliche Energiesparpotential. Davon ausgehend stellt
sich die Fraqe, durch welche Massnahmen dieses Potential ausgeschöpft und erweitert werden kann.
Zur Beantwortung dieser Frage wurde eine qualitative Befragung von Fachleuten in diesem Bereich
durchgeführt. Daraus ging hervor, dass sich die Situation für die Realisierung von Énergiesparprojek-
ten grundlegend von derjenigen für die Realisierung von Energieerzeugungsprojekten unterscheidet.
Für ein Engagement auf dem Energiesparmarkt ist es entscheidend, diesen Unterschied zu beachten.
Nur dann, wenn es gelingt den wesentlichen Charakteristiken des Energiesparmarktes Rechnung zu
tragen, kann eine Energiesparstrategie erfolgreich sein. Zusammengefasst zeichnet sich der Markt für
Energiesparmassnahmen aus durch:

a) Vielschichtigkeit, insbesondere aufgrund der verschiedenen Anwendungsarten und Anwender-
gruppen.

b) Grosse Zahl von kleinen Projekten, im Gegensatz zu den traditionell grossen Projekten auf der
Produktionsseite.

c) Grosser Anteil von abhängigen Massnahmen, die zeitlich in Funktion des Hauptzwecks der An-
wendung (Neu- oder Umnutzung) realisiert werden.

d) Andere Kriterien überwiegen vielfach gegenüber dem Energieverbrauch bei der Auswahl der ent-
sprechenden Geräte. D.h., wenn Energieeffizienz und Optimierung der anderen Kriterien nicht
zusammenfallen, wird in erster Linie nach den anderen Kriterien ausgewählt oder optimiert.

e) Marketing für ESMA ist bisher kaum entwickelt, während es für die Mehrzahl der Produkte und
Dienstleistungen, die den Energieverbrauch fördern, ausgereift ist und angewendet wird.

f) Vielzahl von Akteuren, die für eine erfolgreiche Vermarktung und Realisierung von ESMA zusam-
menarbeiten müssen, wie z.B. Kunden, Händler, Architekten, Hersteller, Banken, öffentliche
Hand, EVUs, usw.

g) Beeinträchtigung durch Eigentumsverhältnisse (Mietwohnungen und Miteigentum) und Mietge-
setzgebung, insbesondere im Wohnungssektor, sowie weitere , vor allem rechtliche Hemm-
nisse (Steuerrecht, Baurecht, aufwendige Bewilligungsverfahren usw.)
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h) Fehlende Information und fehlendes Fachwissen vieler Anwender, Händler, Installateure oder
Architekten über den Stand der Technik, in Bezug auf ESMA. Dies beeinträchtigt sowohl die
Anschaffung energieeffizienter Geräte als auch den effizienten Betrieb und Unterhalt.

i) Ungenügende Berücksichtigung der Benutzungsart oder Benutzerbedürfnisse. Elektroinstalla-
teure sind zum Beispiel im allgemeinen sehr gute Fachleute und achten auf die Sicherheit der
Inst,allationen. Sie sind aber zum Teil nicht in der Lage, die Kunden z.B. bezüglich einer ange-
nehmen und enerqieeffizienten Beleuchtung zu beraten. Oder Küchenbauer kommen vielfach
aus dem Schreinergewerbe, achten sehr auf das Design, aber wenig auf die Energieeffizienz
der einzelnen Geräte und der gesamten Küche. So werden Kühlschränke und Backöfen noch
heute serienmässig Wand an Wand installiert.

j) Ungenügende Ueberprüfung der Einhaltung der Vorschriften im Bausektor (Energienachweis),
aufgrund des Fehlens von Fachleuten oder anderen Vollzugsproblemen in den Gemeinden.
Zudem sind die Ueberprüfung der Einhaltung der Vorschriften und die öffentliche Beratung
meist nicht gekoppelt, so dass vielfach nur diejenigen beraten werden, die ohnehin energiebe-
wusst bauen und daher aus eigener Initiative eine Beratung suchen.

k) Hohe Transaktionskosten, d.h. hoher Aufwand für die Informationsbeschaffung für die Planung,
Geräteabklärung und Kapitalbeschaffung für energieeffiziente Lösungen, die noch nicht Stand-
ard sind, wie z.B. Wärmepumpen. Dies erst noch in einer Phase, in der die Bauherren ohne-
hin mit anderen Problemen mehr als ausgelastet sind.

l) Geringe Auswirkungen von Energieverschwendung oder -einsparungen auf die Gesamtausga-
ben der meisten Kunden, da die Energieausgaben nur einen geringen Anteil am Budget aus-
machen.

m) Finanzierungsprobleme, d.h. fehlende Eigenmittel oder Verschuldungsmöglichkeiten (Liqui-
dität, Solvenz) des Bauherrn oder Projektträgers können die Realisierung auch von an sich
rentablen Projekten verhindern. Entscheidend für die Finanzierung ist die Qualität des Schuld-
ners und nicht die des Projektes.

n) Ungenügende Wirtschaftlichkeit von Energiesparprojekten. Es kann sein, dass diese unter den
heutigen Bedingungen unwirtschaftlich sind, oder aber dass sie zwar wirtschaftlich sind, aber
dass ihnen andere, rentablere Projekte vorgezogen werden.

o) Fehlende Anreize für Investoren und EVUs, um sich vermehrt für die Rea1isierung von ESMA zu
engagieren, wie zum Beispiel die Gewährunq von Steuerabzügen.
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p) Sektorielle Lösungsansätze (energieträger-spezifische) statt umfassende Problemlösungen. Die-
se sind eher anbieter- als kundenbezogen.

q) Erfolgskontrolle noch ungenügend entwickelt, was die Einschätzung des Risikos erhöht und das
Sammeln und Auswerten von Erfahrungen beeinträchtigt. Dies sowohl auf der Stufe von Ener-
giesparprogrammen, wie auf der Stufe von Einzelprojekten.

Diese Liste ist nicht vollständig. Sie zeigt aber die wesentlichen Problemstellungen auf, die sich im
Verlaufe der vorliegenden Untersuchung herauskristallisiert haben und für die eine Lösung gefunden
werden muss. Die Uebersicht zeigt auch, dass die Finanzierung nur ein Teilproblem für die Realisie-
rung von ESMA darstellt, dem, je nach Situation, mehr oder weniger Bedeutung zukommt.

Neben der Charakterisierung der Ausgangssituation auf dem Markt für Energiesparmassnahmen wur-
den Fragen der Wirtschaftlichkeit, der Finanzierung sowie der möglichen Anreize und Hemmnisse für
die Realisierung von ESMA untersucht. Entscheidend ist daher, dass die ersten drei E’ragen klar aus-
einander gehalten werden [34].

Die Wirtschaftlichkeit bildet die Grundlage für den Investitionsentscheid und betrifft damit die Aktiv-
seite der Bilanz, d.h., die Mittelverwendung. Sie wird verwendet für die Beantwortung der Frage, ob,
und in welche Projekte investiert werden soll. Entscheidend für die Wirtschaftlichkeit ist das Risiko
und die Qualität der Projekte, d.h. das erwartete Verhältnis von Kosten und Nutzen sowie die Wahr-
scheinlichkeit ihrer Realisierung. Dzese drücken sich aus in der Diskontrate, mit der die zukünftig er-
warteten Kapitalflüsse aus einem Projekt diskontiert werden. Die Wirtschaftlichkeitsrechnung
beantwortet die Frage, ob ein Projekt, unter den angenommenen Bedingungen, rentabel ist oder nicht.

Die Finanzierung betrifft die Passivseite der Bilanz, d.h. die Mittelbeschaffung. Sie beantwortet die
Frage, ob und zu welchen Bedingungen das notwendige Kapital für die geplanten Investitionen in
Energiesparprojekte beschafft werden kann. Entscheidend ist dafür die Qualität des Schuldners und
der verfügbaren Sicherheiten. Diese drükken sich aus in der Darlehensform, den Darlehenslimiten
und dem Zinsfuss. Die Finanzierbarkeit sagt aus, ob ein Investor Mittel für die Rea1isierung der ge-
planten Projekte bekommt oder nicht. Ein neues Finanzierungsmodell könnte in diesem Sinn dazu bei-
tragen, den Rahmen für die Finanzierung rentabler Energiesparvorhaben zu erweitern. Aufgrund der
Erkennt’nisse aus der Umfrage scheint das Problem bei den ESMA mehr in der Wirtschaftlichkeit als
in der eigentlichen Finanzierunq zu liegen und müsste daher eher über finanzielle Anreize als über die
Bereitstellung weiterer Darlehen angegangen werden.
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Finanzielle Anreize oder Förderung beeinflussen die Rentabilität von Projekten und das Entschei-
dungsverhalten des Investors.

Sie sollten aus volkswirtschaftlicher Sicht nur dann eingesetzt werden, wenn dadurch anderswo ent-
sprechende Kosten vermieden oder entsprechende Nutzen erzielt werden können. Finanzie11e Anrer-
ze sind ein Förderungsinstrument und sollten daher klar von der Finanzierung unterschieden werden,
auch wenn sie als gemeinsames Produkt, z.B. als zinsverbilligte Darlehen, angeboten werden. Aus
der Umfrage haben sich eine Reihe von Ansatzpunkten für mögliche Anreize ergeben. Diese zielen
im wesentlichen auf günstigere Darlehensbedingungen sowie die Reduktion der Transaktionskosten
und des Risikos ab. Für die Beantwortung der Frage, welche Massnahmen in einem konkreten Fall
eingesetzt und wie sie ausgestaltet werden sollen, braucht es aber ein entsprechendes Marketingkon-
zept.

Die aufgeführten Hemmnisse zeigen, dass die öffentliche. Hand auch im rechtlichen Bereich noch
entscheidendes zur Förderung der Realisierung von Energiesparmassnahmen beitragen kann. Die
Uebersicht legt den Schluss nahe, dass das Ziel in einigen Bereichen durch den Abbau von bestehen-
den hemmenden Vorschriften schneller als durch den Aufbau von neuen fördernden Vorschriften er-
reicht werden könnte.

Die Uebersicht über die bestehenden Programme in der Schweiz und den umliegenden Ländern
zeigt, dass es eine Reihe von verschiedenen Ansätzen gibt, um Energiesparen, neue Energietechno-
logien, Umweltschutz, usw. zu fördern. Der Umfang der Massnahmen, die in den einzelnen Program-
men dafür eingesetzt werden, ist unterschiedlich. Die wesentlichen Instrumente sind aber:

- finanzielle Anreize (Vergünstigungen) und Förderung,
- Finanzierung und Garantieleistungen,
- Information und Beratung,
- Erfolgsbeteiligung.

Je nach dem Träger wird der Akzent des Programms etwas anders gelegt. Die Programme, die die Fi-
nanzierung kombiniert mit anderen Instrumenten anbieten, sind diejenigen der EVS (Energiepro-
gramm 2000) und der Enerplan (Drittfinanzierung). Was bisher jedoch fehlt, ist ein umfassendes
Konzept oder eine Énergiesparstrategie, in der alle relevanten Instrumente koordiniert sowie problem-
und kundenorientiert angeboten werden. Einige Anknüpfungspunkte, die sich aus dem ersten Teil da-
für ergeben, werden in der Beilaqe 5.1 aufgeführt.



F. Spring, c/o Bernische Kraftwerke AG, 3000 Bern 25

Januar 1992
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6. Demand Side Mana¨ement als Teil der Integrierten Ressourcen-Planung

6.1. Einleitende Bemerkunqen

Die Begriffe Demand Side Management und Least-Cost Planning sind in der energiewirtschaftlichen
Fâchliteratur immer häufiger anzutreffen. Doch was bedeuten diese Begriffe, wie sind sie entstanden,
sind sie für uns relevant und anwendbar? Dies sind einige der Fragen, denen im vorliegenden Kapitel
nachgegangen werden soll. Dieses stützt sich zu einem wesentlichen Teil auf Referate und Gesprä-
che an der Konferenz über Demand Side Management in Kopenhagen, auf einen Besuch bei der
Malmö Energi in Schweden sowie auf ergänzende Fachliteratur.

Die Konferenz in Kopenhagen wurde am 23. und 24. Oktober 1991 unter dem Patronat der Kommissi-
on der Europäischen Gemeinschaft (EG) sowie der Internationalen Energie-Agentur (lEA) abgehalten.
Sie hatte zum Ziel, Leute aus der Energiewirtschaft, der Beratung und Wissenschaft sowie der öffentli-
chen Hand zum Erfahrungsaustausch über Massnahmen auf der Nachfrageseite zusammenzubrin-
gen. Naturgemäss stand auch die Frage der Uebertragbarkeit von Erfahrungen und Modellen aus den
USA auf Europa im Vordergrund. Während an der früheren Konferenz zu diesem Thema in Sorrento
(April 1991) der Akzent stärker auf den technischen Massnahmen lag, [11] standen in Kopenhagen
mehr strategische Elemente und der Marketing-Ansatz im Vordergrund.

Im vorliegenden Bericht werden vorerst die Begriffe geklärt und anschliessend die Entstehung des
Konzepts kurz erläutert. Im weiteren wird auf wesentliche Unterschiede zwischen den USA und Euro-
pa sowie auf die Frage der Uebertragbarkeit von Modellen und Erfahrungen eingegangen. Anhand
von zwei Beispielen aus Kanada und Schweden sollen schliesslich Möglichkeiten für die praktische
Umsetzung veranschaulicht und kritische Faktoren für den Erfolg herausgeschält werden. Es ist nicht
das Ziel dieses Kapitels, einen vollständigen Ueberblick zu geben. Dazu gibt es genügend Fachlitera-
tur. Es beschränkt sich vielmehr auf einige wesentliche Aspekte, versucht diese zu veranschaulichen
und zum Weiterdenken anzuregen.

6.2. Klärunq der Beariffe

Ein wichtiges Problem beim Demand Side Management besteht im Fehlen von klaren Begriffsdefinitio-
nen. Solange jeder unter einem neuen Ansatz etwas anderes versteht, ist es schwierig, darüber Erfah-
rungen auszutauschen. Aufgrund der verschiedenen bisher vorliegenden Publikationen und Referate
(vgl. Beilage 1.2) soll deshalb hier der Versuch gemacht werden, die wësentlichen Inhalte der ver-
schiedenen Begriffe zu klären und einander gegenüberzustellen.
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Allen nachfolgend definierten Begriffen ist gemeinsam, dass sie vom Ziel einer effizienten Ressour-
cenverwéndung ausgehen. Sie stellen Ansätze auf unterschiedlichen Ebenen dar, mit denen dieses
Ziel verwirklicht werden soll.

6.2.1 Demand Side Mana ement (DSM)

DSM umfasst alle nachfrageseitigen Massnahmen zur Erreichung einer rationellen Energiever-
wendung. Mit dem Konzept des DSM wird die traditionelle Vorstellung durchbrochen, dass die Ener-
gieversorgung bei der Uebergabe der Endenergie an den Kunden aufhört. Vielmehr wi.rd die
Umwandlung von End- in Nutzenergie in den Geräten der Kunden und die Nutzung derselben mit in
die Ueberlegungen einbezogen. Demnach beinhaltet das DSM alle kundenseitigen Massnahmen zur
rationellen Verwendung von Energie und Leistung. Diese umfassen einerseits Massnahmen für das
Last-Management (LM) , mit dem die vorhandenen Produktions- und Uebertragungsanlagen des
Energieversorgungsunterne¨mens (ÈVU) möglichst optimal ausgelastet werden sollen. Anderseits um-
fasst es Energie-Dienstleistungen (ED) , mit denen eine rationelle Energieverwendung, d.h., eine effi-
ziente Umwandlung der Endenergie in Nutzenergie sowohl in bezug auf die Energieanwendung als
auch in bezug auf das Anwenderverhalten erreicht werden sollen. Mit Last-Management kann vor al-
lem Leistung (kW) und mit Energie-Dienstleistungen vor allem Energie (kWh) gespart werden. Im wei-
teren umfasst das DSM auch die Tarifgestaltung. Mit dieser kann sowohl die rationelle Verwendung
der Leistung als auch die rationelle Verwendung der Energie unterstützt werden. Entscheidend für
den Erfolg der nachfrageseitigen Aktivitäten eines EVU sind aber die Massnahmen und Investitionen
der Kunden. Auf der Angebotsseite entscheidet das EVU, auf der Nachfrageseite jedoch die Kunden.
Dieser Unterschied ist entscheidend für das zu wählende Vorgehen. Wichtig ist aber auch festzuhal-
ten, dass die Massnahmen auf der Nachfrageseite sich unmittelbar auch auf die Angebotsseite aus-
wirken. Durch die rationelle Leistungsverwendung kann vor allem eine hohe Ausnützung der Anlagen
des EVU erreicht und durch die rationelle Energieverwendung können vor allem Primär-Energie-Res-
sourcen gespart werden.

Im folgenden wird für DSM der deutsche Begriff Nachfrage-Management (NM) verwendet. Die Aktivitä-
ten, die im Rahmen des NM zur Sicherstellung einer rationellen Energieverwendung getroffen wer-
den, werden unter dem Begriff Energie-Dienstleistungen (ED) oder “Energy Services (ES)"
zusammengefasst. Die Begriffe, Massnahmen und Zielsetzungen des NM werden auf der kommen-
den Seite in Figur 6.1 schematisch zusammengefasst.
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Figur 6.1: Uebersicht Nachfrage-Management

Das Nachfrage-Management allein vermag eine optimale Ressourcenverwendung nur teilweise zu er-
füllen. Es stellt eine notwendige Ergänzung, aber keinen Ersatz für Massnahmen auf der Angebotssei-
te dar.

6.2.2 Supply Side Management (SSM)

Dieser Begriff, der mit Angebots-Management (AM) übersetzt werden kann, wird bisher bei uns we-
nig verwendet. Er stellt das Pendant zum Nachfrage-Management dar. Das AM umfasst im wesentli-
chen die rationelle Erzeugung von Endenergie sowie den rationellen Transport und die
Verteilung dieser Energie an die Kunden. Es umfasst somit alle produktions- oder werkseitigen Mass-
nahmen, unter Mitberücksichtigung der Drittproduzenten. Das Kernproblem des AM besteht im Ver-
gleich und in der Auswahl der kostengünstigsten produktions- oder werksseitigen Projekte und in
der Optimierung des gesamten Anlageparkes. Dabei müssen sowohl eiqene als auch Projekte von
Dritterzeugern (Rücklieferern) berücksichtigt werden. Das Ziel besteht in einer rationellen Erzeugung
und Uebertragung der von den Kunden nachgefragten Energie und Leistung. Bei der Anwendung von
volkswirtschaftlichen Kriterien, wie Berücksichtigung der externen Kosten und Nutzen, ist auch die Un-
terscheidung zwischen Projekten auf der Basis von erschöpfbaren und von nicht-erschöpfbaren Ener-
gie9uellen wichtig. Die Massnahmen und Zielsetzungen des AM werden in Figur 6.2 dargestellt.
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Figur 6.2: Uebersicht Angebots-Manaqement

6.2.3 Integrierte Ressourcen-Planung (lRP)

Mit Angebots- und Nachfrage-Management können erst zwei Subsysteme optimiert werden. Die Fra-
ge, wieviel Mittel auf der Nachfrage- und wieviel auf der Angebotsseite eingesetzt werden sollen,
kann aber damit noch nicht beantwortet werden. Erst wenn zur Deckung eines bestimmten Energiebe-
darfes sowohl angebots- als auch nachfrageseitige Optionen verglichen und diejenigen mit den nied-
rigsten Kosten (“at least cost”) ausgewählt werden können, ist es möglich, das Gesamtsystem zu
optimieren. Dies ist das Hauptziel der Integrierten Ressourcen-Planung oder des “lntegrated
Ressource Planning (IRP)”. Zu diesem Zweck sollen deshalb Methoden bereitgestellt werden, mit de-
nen angebots- und nachfrageseitige Optionen nach übereinstimmenden Kriterien verglichen und aus-
gewählt werden können. Dafür wird auch der Begriff Integriertes RessourcenManagement (IRM)
verwendet. Nach dem Konzept des “Least-Cost Planning (LCP)" oder zu Deutsch ”Niedrigst-Kosten
Planung (NKP)" ist unter mehreren Optionen zur Erfüllung eines gegebenen Zieles diejenige mit
den niedrigsten Kosten auszuwählen. LCP wird in der Literatur oft als Synonym für IRP verwendet
und war als Begriff früher in Umlauf gekommen. Das Kriterium der Auswahl des Projekts mit den nied-
rigsten Kosten für die 8ereitste11ung oder Einsparung einer bestimmten Enerqiemenge kann aber auf
allen bisher betrachteten Ebenen ange-
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wandt werden. Es stellt einfach ein Kriterium für die Optimierung des betreffenden Systems dar: “Errei-
chen eines vorgegebenen Zieles mit den niedrigsten Kosten.” Neben der Verwendungsebene stellt
sich noch die Frage nach den berücksichtigten Kosten. Bei der NKP aus einzelwirtschaftlicher Sicht
werden nur die betriebswirtschaftlichen Kosten berücksichtigt. Bei der NKP aus volkswirtschaftlicher
Sicht finden neben den betriebswirtschaftlichen auch die externen Kosten (Umweltkosten) Eingang in
den Projektvergleich. Eigentlich entspricht nur die NKP aus volkswirtschaftlicher Sicht der Integrierten
Ressourcenplanung. Bei der Berücksichtigung der externen Kosten ist aber nicht nur das Effizienzpro-
blem (Optimierung der Wohlfahr), sondern gleichzeitig auch das Verteilungsproblem lwer bezahlt und
wer bekommt wieviel) zu lösen. [12]

6.2.4 Begriffs-Uebersicht

Zum besseren Verständnis werden die vorangehend definierten Begriffe in der Uebersicht in Figur 6.3
zusammengefasst und die Ziele angegeben, die damit verfolgt werden.

Fiqur 6.3: Gesamt-Uebersicht Integrierte Ressourcen-Planung
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Die Figur 6.3 zeigt, wo die Massnahmen getroffen werden und welche Ziele damit verfolgt werden.
Die Auswirkungen bleiben jedoch nicht auf die Seite, auf der Aktivitäten ausgeführt werden be-
schränkt. Die Uebersicht zeigt auch, dass das Nachfrage-Management nur einen Teilbereich der Inte-
grierten Ressourcen-Planung umfasst. Die Grösse der Felder sagt nichts über die Grösse ihrer
Potentiale oder ihres möglichen Beitrags zur IRP aus. An dieser Stelle muss darauf hingeweisen wer-
den, dass auch in Zukun¨t das Angebots-Management in der Elektrizitätswirtschaft einen wichtigen
Stellenwert einnehmen wird und nicht vernachlässigt werden darf. Die folgenden Ausführungen wer-
den sich jedoch fast ausschliesslich mit dem Nachfrage-Management, mit Betonung der rationellen
Energieverwendung, befassen.

6.3. Entwicklung und heutiger Stand

6.3.1 Die Oelkrise als Auslöser

Während der starken Wachstumsphase von den 50er Jahren bis anfangs der 70er Jahre galt es für
die Elektrizitätsversorgungsunternehmen (EltVU) in den USA, die zur Bedarfsdeckung notwendigen
Erzeugungs- und Uebertragungskapazitäten bereitzustellen. Jährliche Wachstumsraten von 5 - 7 %
waren die Regel, was eine Verdoppelung der Kapazitäten alle 10 - 15 Jahre bedeutete. Dadurch galt
die Aufmerksamkeit der E1tVU verständlicherweise vor allem dem Angebots-Management. Am An-
fang dieser Phase wurde das Nachfragewachstum unterschätzt. Später ging man davon aus, dass
eine eindeutige und gleichbleibende Korrelation zwischen Wirtschaftswachstum und Zuwachs der
Elektrizitätsnachfrage bestehe. Da zudem Prodûktionsüberschüsse in dieser Phase meist ohne Ver-
lust abgesetzt werden konnten, wurde der Prognose der Nachfrage keine besondere Beachtung ge-
schenkt und es gab keine grösseren Probleme in diesem Bereich. [3]

Nach der ersten Oelkrise im Jahre 1973 änderte sich diese Situation drastisch. Das Nachfrage-
Wachstum wurde in den USA währnd den ersten zehn Jahren dieser Phase systematisch über-
schätzt. Dadurch waren auf der Angebotsseite grosse Ueberkapazitäten entstanden. Zudem hatten
sich die Investitionen für neue Kraftwerke stark verteuert und überschüssige Energie konnte nur noch
mit Verlusten abgesetzt werden. Dadurch nahm das finanzielle Risiko, das mit Ueberkapazitäten ver-
bunden war, stark zu. Ausserdem wurde es immer schwieriger, Bewilligungen für den Bau neuer Pro-
duktionsanlaqen zu erhalten. Aufgrund des geringen und unsicheren Wachstums der
Elektrizitätsnachfrage und der Schwierigkeiten beim Bau neuer Produktionsanlagen, verlagerte sich
das Interesse der Planer zunehmend von der Angebots- auf die Nachfrageseite. Damit rückten ver-
mehrt auch die Konsumenten und ihre Bedürfnisse ins Zentrum des Interessens der EltVUs.
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Ein weiterer Aspekt,¨der diese vermehrte Zuwendung der EltVUs zur Nachfrage unterstützte, bildete
die veränderte Praxis der Regulierungsbehörden. Einerseits wurden die Kosten der EltVU für Mass-
nahmen auf der Nachfrageseite für die Bewilligung von Tarifanpassungen voll anerkannt. Anderseits
konnten die Kosten von neuen Projekten auf der Angebotsseite (Risikoprämie und Kapitalkosten) nur
noch zum Teil auf die Tarife überwälzt werden.

6.3.2 Die Entwicklunq des Nachfraqe-Mana ements

Nach Clark Cellings, EPRI, [4] kann in den USA nicht von einem einheitlichen NM-Modell gesprochen
werden. Die Situation im Bereich des NM variiert, trotz Regulierungsbehörden, von Region zu Region
fast ebenso sehr wie die Struktur der Elektrizitätswerke. Grob gesehen können bei der Entwicklung
des NM fünf Stufen unterschieden werden, gemäss Figur 6.4.

Figur 6.4: Uebersicht Entwicklung des NM
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In den USA gibt es, in bezug auf die Tätigkeit im Bereich des Nachfrage-Managements, EltVU auf je-
der der fünf Stufen. Es gibt nicht nur die wenigen fortschrittlichen in diesem Bereich, von denen man
viel hört. Entsprechend stark variieren auch die Ausgaben, die für das Nachfraqe-Management einge-
setzt werden, zwischen 0,1 - 5,1 % des Umsatzes. Im allgemeinen haben sich die grossen, vertikal in-
tegrierten Unternehmen im Bereich des NM wesentlic’h mehr engagiert und sind weiter als die kleinen
mit vorwiegender Erzeugungs- oder Verteilfunktion.

Am Anfang sind die EltVU vielfach auf Druck der Regulierungsbehörden stärker ins NM eingestiegen.
Erfolgreich wurden die Aktivitäten aber erst dort, wo der Schritt zur gewinnorientierten Unternehmens-
aktivität (d.h., in Figur 6.4, von Stufe 3 auf Stufe 4) vollzogen wurde und wo eine fruchtbare Zusam-
menarbeit zwischen EltVU und Regulierungsbehörden zustande kam. Behörden können Forderungen
und Verbote aufstellen, aber sie können die EltVU kaum dazu zwingen, in diesem Bereich initiativ und
unternehmerisch erfolgreich zu sein. Wichtig ist deshalb, nach den Ausführungen verschiedener Ver-
treter des NM-Ansatzes, dass nicht nur für die Kunden, sondern auch für die EltVU, die sich im Be-
reich der Energie-Dienstleistungen engagieren, die richtigen Anreize geschaffen werden. Ein
gewinnstrebiges Unternehmen kann sich kaum langfristig in einem Bereich engagieren, der keine zu-
sätzlichen Erträge, sondern nur Aufwand bringt.

6.4. P¨ogramme und Erfahrungen in Nord-Amerika

6.4.1 Programme in den USA

Entsprechend den dargestellten Stufen und den getätigten Ausgaben variieren auch die NM-Program-
me von einer Region zur andern und von einem EVU zum andern sehr stark. Es kann also nicht von
einem einheitlichen US-amerikanischen Modell gesprochen werden. Auch bei den Unternehmen, die
versuchen, eine Integrierte Ressourcen-Planung zu verwirklichen, gibt es grosse Unterschiede. Dies
insbesondere in bezug auf die Frage, ob sie Projekte nach dem Kriterium der niedrigsten betriebswirt-
schaftlichen oder der niedrigsten volkswirtschaftlichen Kosten (d.h., inklusive externe Kosten) auswäh-
len. Eine erhärtete Methodik für diese anspruchsvolle Planung gibt es noch nicht, aber eine Reihe von
neuen Ansätzen, die in verschiedenen EltVU angewendet werden.

Trotz dieser Vielschichtigkeit können auch einige allgemeine Aussagen gemacht werden:

- Nach neueren Untersuchungen [3,5]betragen die Ausgaben für NM-Programme bei Elektrizitätsver-
sorgungs-Unternehmen in den USA, die auf diesem Gebiet besonders aktiv sind, durchschnittlich 1
bis 2 % des Umsatzes. Die geschätzten Einsparungen an elektrischer Leistung und Arbeit bewegen
sich in ¨ähnlichen Prozentbereichen, wobei sich diese nicht unbedingt auf die gleichen Zeiträume
wie auf der Produktionsseite beziehen.
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- Gemäss Schätzungen¨des EPRI [4] könnten bis ins Jahr 2010 ungefähr 30 % des heutigen Elektrizi-
tätsverbrauchs eingespart werden.

- Die Planung erfolgt mehrheitlich nach dem betriebswirtschaftlichen Niedrigst-Kosten-Prinzip. In eini-
gen Staaten wird bei der Projektauswahl aber auch den externen Kosten Rechnung getragen.

- Obwohl die Integrierte Ressourcen-Planung kein energieträgerspezifischer Planungsansatz ist, wird
er bisher fast ausschliesslich in der Elektrizitätswirtschaft angewendet.

6.4.2 Das Beispiel der British Columbia Hydro (BCH), in Kanada

Kanada ist ausserordentlich reich an Primärenergie-Ressourcen und weist eine sehr geringe Bevölke-
rungsdichte auf. Im internationalen Vergleich sind die Energiepreise tief und der Energieverbrauch pro
Kopf hoch. Der wirtschaftliche Anreiz zum Sparen ist daher nicht sehr gross, und die Energieressour-
cen reichen noch für Generationen. Diese Situation gilt insbesondere auch für British Columbia, wo
95 % des Elektrizitätsbedarfs durch Wasserkraft gedeckt werden.

Trotzdem ist die British Columbia Hydro, gemäss den Ausführungen ihres Vizepräsidenten, A. Geikie,
[6] aufgrund von neuen Projekten zur Wasserkraftnutzung, zur Zielscheibe von Angriffen von seiten
der Umweltschutzorganisationen geworden. In der zweiten Hälfte der 80er Jahre geriet die BCH als
Folge der zunehmenden Sensibilisierung der Bevölkerung für Umweltfragen auch politisch zuneh-
mend unter Druck. Aufgrund einer eingehenden Situationsanalyse kam die BCH zum Schluss, dass
Umweltfragen auch in den 90er Jahren ein zentrales Thema darstellen werden. Sie wollte aus der De-
fensive herausfinden und die Initiative wieder an sich reissen (“to be ahead of the issue”). Sie be-
schloss deshalb, sich mit gleichem Unternehmergeist wie beim Angebot auch auf der Nachfrageseite
zu engagieren und entschied sich, ein ehrgeiziges NM-Programm zu realisieren.

Der Anfang war nicht leicht. Das Gebiet war neu und konnte nicht nach dem bisher bekannten inge-
nieurmässigen Vorgehen bearbeitet werden. Es galt deshalb, interne Widerstände abzubauen und
das fehlende Wissen, vor allem auch im Marketingbereich, aufzubauen. Der Weg, den die BCH ein-
schlug, war sehr pragmatisch. Sie sah sich einerseits um, wie in andern Wirtschaftsbereichen Produk-
te und Dienstleistungen verkauft wurden (z.B. Computer oder Autos) und suchte anderseits gezielt
nach guten Ideen und Program¨nen im NM-Bereich, die von Elektrizitätswerken in andern Ländern be-
reits realisiert wurden. Sie passte diese an ihre Situation an und baute Schritt für Schritt eigene NM-
Programme auf. Dabei ging sie grob gesehen nach folgendem Muster vor:

1. Bestimmung der Ausgangssituation, d.h. des heutigen Verbrâuchs und der erwarteten Entwicklunq
ohne NM-Programme (Referenz).
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2. Abschätzung der vorhandenen Sparpotentiale, gegliedert nach Konsumsektoren (Haushalte, Ge-
werbe, Industrie usw.) und Anwendungsgebieten (Heizung, Kühlung, Licht, usw.).

3. Zuordnung der Kosten pro eingesparte Einheit (kW oder kWh) und Darstellung der Potentiale in der
Reihenfolge zunehmender Kosten.

4. Bestimmung der Ziele und Auswahl der kostengünstigsten Varianten zu ihrer Erreichnung.

5. Entwickeln entsprechender Programme, wie energiesparende Gefriertruhen, Kühlschränke, Klima-
geräte, öffentliche Beleuchtung usw.

6. Erarbeiten von Marketingstrategien für jedes einzelne der Programme, in deren Rahmen es unter
anderem folgende Punkte zu bestimmen galt:

- Geräte im betreffenden Bereich,
- Hersteller und Verteiler der Geräte,
- weitere Beteiligte, wie Energieberater und Architekten,
- Finanzierungsmöglichkeiten,
- Rechtliche Bestimmunge (Hemmnisse/Förderung),
- Mögliche Anreize,
- Informations- und Kommunikationsmassnahmen.

Dabei galt es, die Schlüsselpersonen in den einzelnen Bereichen für eine Zusammenarbeit zu gewin-
nen und gemeinsam eine kohärente Marketingstrategie zu entwickeln.

7. Festlegen einer Evaluationsmethodik, mit der der Erfolg der verschiedenen Programme ermittelt
werden kann und Sicherstellen von Rückkoppelungsmechanismen, die eine laufende Anpas-
sung der Programme ermöglichen.

8. Schrittweise Lancierung der Programme unter dem Motto “Power smart”.

Neben den nachfrages¨itigen Programmen zur rationellen Verwendunq von Energie und Leistung wur-
den und werden auch angebotsseitige Programme aufgebaut. Die Programme, die von der BCH ins-
qesamt verwirklicht werden sollen, umfassen:

- Energiesparprogramme (“Power smart”),
- Last-Management, inkl. Eigenerzeugung in der Industrie,
- Wirkungsgradverbesserung bei den Erzeugungs- und Uebertragungsanlagen (“Ressource smart”),
- Drittproduzenten,
- Zusammenarbeit mit Nachbarwerken,
- neue eigene Produktionsanlagen.

Anhand einer neuen Planungsmethode sollen die verschiedenen Optionen verglichen und, im Sinne
einer Integrierten Ressourcen-Planung, jeweils diejeni.gen mit den niedriqsten Kosten ausgewählt
und verwirklicht werden.
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Gemäss den Ausführungen von A. Geikie sind die bisherigen Ergebnisse ermutigend. Es gebe zwar
immer noch Skeptiker innerhalb der BCH, aber die Zusammenarbeit mit den beteiligten Dritten habe
sich sehr gut entwickelt. Eür eine definitive Beurteilung sei es jedoch noch zu früh. Das ganze Pro-
gramm ist langfristig angelegt und hat zum Ziel, éine nachhaltige Bewusstseinsänderung (“ethic chan-
ge”) sowohl bei den Mitarbeitern als auch bei den Kunden der BCH herbeizuführen. Zu diesem Zweck
wurden zum Beispiel die 200 grössten Verbraucher eingeladen, sich am Programm zu beteiligen. Die
Geschäftsleitungen der beteiligten Unternehmen haben sich vertraglich verpflichtet, den rationellen
Umgang mit Energie und insbesondere die Umsetzung der entsprechenden Programme in ihren Un-
ternehmen aktiv zu unterstützen. Damit sollen in den betreffenden Unternehmen klare Zeichen zu ei-
ner vermehrten Beachtung des Energieverbrauchs gesetzt werden. Das Programm der BCH wurde
inzwischen bereits von 19 weiteren grösseren E1tVU in Kanada übernommen.

6.4.3 Kritische Faktoren für den Aufbau von NM-Programmen

Gemäss den bisherigen Erfahrungen der BCH müssen beim Aufbau von NM-Programmen folgende
Faktoren besonders beachtet werden:

- Eingehende Analyse der Bedürfnisse und des Verhaltens der Konsumenten sowie der wich¨igen
Trends,

- Untersuchung des Entscheidungsverhaltens bei der Anschaffung der entsprechenden Apparate und
Einrichtungen lder Energieverbrauch ist meistens nicht das wichtigste Kriteriuml,

- Identifizierung der Verteilkanäle und Schlüsselpersonen

- Sorgfältiger und schrittweiser Aufbau der Programme, die wesentlich mehr Vorarbeit als z.B. PR-Ak-
tionen erfordern,

- Ausgestaltung der Programme als rückgekoppelte Prozesse, da aufgrund des Einbezugs der Kunden
beim NM immer mit Ueberraschungen gerechnet werden muss.

Dementsprechend erfordert ein erfolgreiches Nachfrage-Management einen Marketinqansatz. Das Be-
dürfnis der Kunden stellt den Ausgangspunkt - und nicht den Endpunkt - für die Planung und für die
Bestimmung der Dienstleistungen sowie für den Aufbau der einzelnen Programme dar. Deshalb ist für
das Hineinwachsen eines EltVU in den Bereich der Energiedienstleistungen auch ein Anpassungs-
und Lernprozess erforderlich.
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6.5. Uebertragbarkeit auf Europa

Stellt das Nachfage-Management für uns etwas neues dâr, oder ist es nur ein neuer Begriff für Altbe-
kanntes? Diese Frage wurd¨ auch an der DSM-Konferenz in Kopenhagen, zum Teil recht emotionsge-
laden, diskutiert. Zu Recht wurde darauf hingewiesen, dass sich in der Elektrizitätsversorgung die
Situation in Europa in wesentlichen P¨unkten von derjenigen in den USA, wo das DSM-Konzept
entwickelt worden ist, unterscheidet.

6.5.1 Wesentliche Unterschiede zwischen den USA und Europa

Obwohl die Lage weder innerhalb der USA noch innerhalb von Westeuropa einheitlich ist, gibt es
doch wesentliche Punkte, in denen sich die allgemeine Situation in der Elektrizitätsversorgung dies-
seits und jenseits des Nordatlantiks unterscheidet [6]:

- Der durchschnittliche Elektrizitätsverbrauch pro Kopf ist in den USA etwa zweimal so hoch wie in
Westeuropa (Beilage 6.1).

- Der durchschnittliche Wirkungsgrad der Geräte liegt in den USA zum Teil noch wesentlich unter
demjenigen Europas (vgl. Beilage 6.2). Das bedeutet, dass der spezifische Energieverbrauch der
Geräte (z.B. der Jahresverbrauch in kWh pro Liter nutzbaren Kühlschrankinhalt), aber wahrschein-
lich auch die Ansprüche, in den USA signifikant höher sind.

- Last-Management Massnahmen, wie Zeitzonentarife, abschaltbare Lieferungen und technische
Steuerung (Sperrung, Rundsteuerung, usw.), wurden in den meisten westeuropäischen Staaten be-
reits seit den 60er Jahren (in der Schweiz zum Teil noch früher) angewendet, während sie in den
USA erst seit einigen Jahren, im Rahmen des Nachfrage-Managements, eingeführt wurden.

- Die Elektrizitäts- aber auch die übrigen Energiepreise liegen in den USA zum Teil beträchtlich unter
denjenigen Europas.

- Der rechtliche Rahmen ist sehr verschieden, insbesondere in bezug auf die Regulierung. Während
in Europa die Selbstregulierung der E1tVU vorherrscht, dominiert in den USA die Regulierung durch
Behörden.

Die ersten drei Merkmale haben einerseits zur Folge, dass in den USA das realisierbare Sparpotential
für Energie und Leistung pro Kopf der Bevölkerung noch wesentlich höher liegt als in den meisten
westeuropäischen Ländern. Anderseits müssen für das Erreichen gleicher prozentualer Sparerfolge
auch wesentlich qrössere Mengen an Energie und Leistung eingespart werden. Das tiefere Energie-
preisniveau in den USA wirkt sich daqegen beschränkend auf den wirtschaftlichen Anteil am realisier-
baren Energiesparpotential aus. In den USA sind die NM-Proqramme vielerorts anfänglich auf Druck
der Regulie-
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rungsbehörden entstanden.

Der Vergleich mit dem Energieverbrauch Europas zeigt aber auch, dass der requlatorische Rahmen
kein Garant für die rationelle Verwendung von Energie und Leistung darstellt. Im weiteren veranschau-
licht das Beispiel der British Columbia Hydro, wie ein Unternehmen aus Eigeninitiative und unter Aus-
nützung des unternehmerischen Handlungsspielraums ein beachtliches NM-Programm aufbauen
konnte, das aufgrund von Behördenauflagen nie in diesem Umfang und in dieser Geschwindigkeit hät-
te erreicht werden können. Andere Beispiele aus den USA zeigen aber auch, dass dort, wo der Hand-
lungsspielraum durch die E1tVU nicht genùtzt worden ist, ein Tätigwerden im NM-Bereich durch
entsprechende Auflagen der Behörden ausgelöst wurde.

6.5.2 Auswirkunqen der Unterschiede

Die dargestellten Unterschiede zwischen den USA und Europa wirken sich einerseits auf das vorhan-
dene Potential und anderseits auf die anzuwendende Strategie für die Realisierung von NM-Program-
men aus. Ein berechtigter Widerstand gegen NMProgramme ist vor allem dadurch entstanden, dass
man die Modelle aus den USA unbesehen auf eine anders gelagerte Situation in Europa übertragen
wollte. Damit ist aber eine wesentliche Voraussetzung für ein erfolgreiches Nachfrage-Management
missachtet worden. Im Unterschied zum Angebots-Management gibt es beim Nachfragemanagement
keine Standardlösungen. Jede Situation, d.h. jeder Markt für Energie-Dienstleistungen, ist wieder an-
ders und entsprechend muss auch die Marketingstrategie angepasst werden, wenn das NM erfolg-
reich sein soll. Anderseits sollten die Unterschiede aber auch nicht überbewertet und zur Barriere für
das Lernen von andernorts gesammelten Erfahrungen aufgebaut werden.

Wie in andern Märkten, kann wahrscheinlich auch beim Nachfrage-Management von einem einheitli-
chen Grundkonzept ausgegangen werden. Die Kunst des Marketinqs besteht jedoch darin, die we-
sentlichen Elemente einer bestimmten Marktsituation zu erkennen und eine entsprechende Strategie
zu entwickeln. Dabei ist es erlaubt, der Konkurrenz erfolgreiche Lösungen abzuschauen, und diese
auf die eigene Situation anzupassen.

6.5.3 Die Verteilerakademie, ein Beispiel aus Schweden

Schweden weist einen sehr hohen Elektrizitätsverbrauch auf und liegt beim Prokopfverbrauch in Euro-
pa an der Spitze. Ein grosser Teil der Elektrizität wird durch etwa 10 grosse EltVUs erzeugt, während
die Verteilung mehrheitlich durch etwa 300, meist kleinere Verteilunternehmen besorgt wird. Schwe-
den verfolgt ein ehrgeiziges Energiesparprogramm, indem in den 90er Jahren etwa 10 % des heuti-
gen Energieverbrauchs eingespart werden sollen, was Elektrizitätseinsparungen von 10 15 Mia kWh
entspricht. [7]
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Ausgehend von der einfachen Formel:

Einsparungen = Potential x Akzeptanz

hat die Malmö Energi, [9] eines der grossen schwedischen EltVU, ein neuartiges Konzept für den Ver-
kauf von Elektrizität und Energie-Dienstleistungen entwickelt. Grundgedanke dabei war, von der bishe-
rigen Energielieferung zu einem neuen Energiemarketing überzugehen. Zu diesem Zweck sollten
einerseits Marketingleute aus andern Wirtschaftszweigen beigezogen und anderseits die eigenen Leu-
te und die Leute der Verteilwerke in diesem Bereich sensibilisiert und ausgebildet werden. Techni-
sche, wirtschaftliche und Marketing-Massnahmen sollten kombiniert und zu einem möglichst
wirkungsvollen Ganzen zusammengefasst werden. Um möglichst rasch vom allgemeinen Konzept
zum konkreten Handeln zu kommen, sollten interessante Projekte identifiziert, bereits bestehende Er-
fahrungen gesammelt und Ergebnisse systematisch ausgewertet werden. Das dadurch erworbene
Wissen sollté dann wieder an die entsprechenden Leute weitergeqeben werden, gemäss Schema 6.5.

Figur 6.5: Arbeitsschema
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Um dieses systematische Sammeln, Auswerten und Verbreiten der neuen Erkenntnisse sicherzustel-
len, gründete die Malmö Energi eine Verteilerakademie (“Distributörsakademin”). In dieser sind be-
reits Kurse und Seminare zu verschiedenen Themen durchgeführt worden wie etwa:

- Gutes Licht mit wenig Energie.
- Weniger verkaufen und mehr verdienen.
- Energie-effiziente Kühlschränke und Gefriertruhen. Wie können wir das Marketing unterstützen?
- Wie können wir vorgehen, um neuen Ideen in der eigenen Unternehmung zum Durchbruch zu ver-

helfen?

In allen diesen Bereichen wurde die Anwendung des MarketingAnsatzes möglichst praxisnah darge-
stellt. Ein effizientes Gerät ist erst dann erfolgreich, wenn es massiv gekauft wird.

Je nach Thema, werden unterschiedliche Leute angesprochen: Installateure, Händler, Kundenberater,
Manager. Die Verteilerakademie soll zur Beschleunigung und Verbreitung der Umsetzung neuer Ide-
en sowie zur Vermeidung von Fehlschlägen beitragen. Es wird geplant, die Aktivitäten der Verteilera-
kademie in Zukunft von den Energie-Dienstleistungen auch auf andere Märkte auszudehnen.

6.6. Zusammenfassende Schlussfolgerungen

Ziel der vorliegenden Ausführungen war es, das Konzept des Nachfrage-Managements sowie Mög-
lichkeiten für seine praktische Umsetzung anhand von Beispielen möglichst anschaulich darzustellen.
Dabei wurde auch darauf hingewiesen, dass die Rahmenbedingungen und die realisierbaren und wirt-
schaftlichen Potentiale, die durch NM-Massnahmen ausgeschöpft werden können, von Region zu Re-
gion sehr unterschiedlich sind. Diese Unterschiede sind entscheidend für die einzuschlagende
Strategie und dürfen nicht unberücksichtigt bleiben. Zusammenfassend können aus den bisherigen
Ausführungen zum Demand Side Management folgende Schlussfolgerungen qezogen werden.

1. Das Nachfrage-Management stellt ein wichtiges Teilgebiet des Integrierten Ressourcen-Manage-
ments in der Energieversorgung dar. Es lenkt die Aufmerksamkeit vor allem auf die möglichen
Sparpotentiale bei den Anlagen für die Uebertragung und Verteilung von Endenergie lLei-
stungl sowie bei der Umwandlung von End- in Nutzenergie in den Geräten und Anlagen der
Kunden (Energie). Dadurch wird das zu optimierende Gesamtsystem erweitert. Dazu gehört
nicht nur die Optimierung innerhalb eines Energieträgers (z.B. Energiesparen beim Strom),
sondern auch zwischen den verschiedenen Energieträgern (z.B. Energiesparen durch Strom),
wie beispielsweise der Ersatz einer Oelheizung durch eine elektrische Wärmepumpe.

2. Zur Ausschöpfung des Sparpotentials bei den Kunden, kann sowohl ein dirigistischer Ansatz (Vor-
schriften) als auch
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ein Marketing-Ansatz im Sinne des Aufbaus von EnergieDienstleistungen und Anreizen gewählt wer-
den. Die vorliegenden Ausführungen gehen vom Marketing-Ansatz aus.

3. Das Konzept des Nachfrage-Managements, wie es in den USA ¨entwickelt und angewendet wird,
darf nicht unbesehen auf andere Länder mit andern Rahmenbedingungen übertragen werden.
Die Erfahrungen sind sorgfältig auszuwerten und auf die Situation in den jeweiligen Ländern
und EltVUs anzupassen.

4. Das Nachfrage-Management stellt keinen Ersatz, sondern eine Ergänzung des Angebots-Manage-
ments dar. Auch in Zukunft wird sich die Substitution von andern Energieträgern durch Elektri-
zität fortsetzen, und es werden neue Produktions- und Transportanlagen nötig sein. Durch
NMMassnahmen sollen aber Sparpotentiale soweit wie möglich ausgeschöpft und als gleich-
wertige Alternativen wie neue Produktionsmöglichkeiten behandelt werden. Im Gegensatz
zum Angebots-Management wird beim Nachfrage-Management nicht ein standardisiertes Pro-
dukt, sondern eine Vielzahl von verschiedenen Produkten und Dienstleistungen angeboten.
Zudem entscheidet der Kunde und nicht das EltVU, ob er die entsprechenden “lnvestitionen”
tätigen oder tätigen lassen will; auch im Falle der Realisierung durch einen Drittinvestor.

5. Wie weit und wie schnell ein festgestelltes Energiesparpotential ausgeschöpft werden kann hängt,
neben der Wirtschaftlichkeit, von der Akzeptanz der angebotenen technischen Lösung durch
die Kunden ab. Deshalb kommt dem Marketing beim Nachfrage-Management eine Schlüssel-
rolle zu.

6. Das Nachfrage-Management und insbesondere die EnergieDienstleistungen werden erst zur
ernstzunehmenden Unternehmenstätigkeit, wenn sie langfristig als Profitcenter oder als eigen-
ständige Unternehmen geführt werden. Diese müssen nicht nur Mittel und Massnahmen pla-
nen, sondern auch die in der Planperiode zu erreichenden Sparziele sowie die Evaluation der
Ergebnisse. Dazu müssen die notwendigen Grundlagen erarbeitet werden. Für die Frage der
Evaluation der Ergebnisse, gibt es bi`sher zwar Ansätze und Erfahrungen, aber ein “verlässli-
cher Erfolgsnachweis” stellt ein Problem dar, das noch weiter vertieft werden muss. [8]

7. Damit das Nachfrage-Management eine nachhaltige Wirkung erzielen kann, müssen nicht nur An-
reize für die Kunden, sondern vor allem auch für die Unternehmen, die sich in diesem Bereich
enqaqieren, geschaffen werden. “Wie kann ein Unternehmen mehr verdienen, wenn es weni-
ger verkauft?” Das ist eine weitère zentrale Fraqe, die es zu lösen gilt. Sie wurde aber in der
Energiespardiskussion bisher kaum angesprochen.
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8. Auch für die Kunden müssen die richtigen Informationen und Anreize bereitgestellt werden. Da sie
den Hauptnutzen von Energiesparinvestitionen ziehen und über deren Realisierung entschei-
den, müssen sie auch für die Beschaffung der entsprechenden Mittel besorgt sein. Das EltVU
kann im Rahmen der Energie-Dienstleistungen allenfalls dabei unterstützen. Es kann auch Mit-
tel für Anreize, höchstenfalls bis zu den dadurch vermiedenen Kosten, minus dem entgange-
nen Gewinn auf der Produktionsseite bereitstellen. Insgesamt darf dadurch der
durchschnittliche Energiepreis aber nicht mehr ansteigen, als bei der Realisierung der Alterna-
tive auf der Produktionsseite, sonst sind die entsprechenden Energiesparinvestitionen ineffizi-
ent und führen zu Quersubventionen und volkswirtschaftlichen Verlusten:

9. Niemand besitzt bisher ein sicheres Rezept für ein effizientes Nachfrage-Management, weder die
Behörden, noch die Unternehmen, noch die Kunden. Es gibt aber eine Reihe von interessan-
ten Ansätzen und Erfahrungen. Für eine erfolgreiche Weiterentwicklung und Umsetzung ist
deshalb eine konstruktive Zusammenarbeit aller Beteiligten anzustreben.

10. Das Konzept des Integrierten Ressourcen-Managements ist als Zielsetzung und Orientierungsrah-
men nützlich, aber auch sehr komplex. Deshalb ist es wichtig, möglichst rasch von der Kon-
zeptebene auf die Handlungsebene zu kommen. Kein EltVU steht im Bereich des
Nachfrage-Managements am Nullpunkt. Es gilt, die bereits bestehenden Erfahrungen auszu-
werten und in strategischen Bereichen mit gezielten Aktionen weitere Möglichkeiten auf die-
sem Gebiet auszuprobieren. Daneben wäre es sinnvoll, ein Forum für den
Erfahrungsaustausch und die Weiterbildung im Bereich des Nachfrage-Managements zu
schaffen.

11. Neben dem Aufbau von Wissen und Aktivitäten im NM-Bereich, sollte auch gezielt am Abbau von
Hemmnissen im rechtlichen Bereich gearbeitet und sinnvolle Förderungsmassnahmen der
öffèntlichen Hand geprüft werden.

12. Bisher wurde das Nachfrage-Manaqement praktisch ausschliesslich im Bereich der Elektrizität an-
gewendet. Die EltVU sind deshalb in diesem Bereich gegenüber Unternehmen in andern Ener-
giebereichen weiter fortgeschritten. Im Sinne einer rationellen Gesamtenergienutzung drängt
sich die Frage auf, wie und wann dieses Konzept auch auf die andern Energiebereiche ausge-
dehnt werden kann.

F. Spring, c/o Bernische Kr¨ftwerke AG, 3000 Bern 25

Januar 1992
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7. Zur Ermittlunq des Enerqiesparpotentials

Im Kapitel 2, Figur 2.1 wurde das Energiesparpotential als Fläche dargestellt. Diese Fläche setzt sich
aber, wie aus dem Kapitel 4 hervorgeht, aus einer Vielzahl von einzelnen Energiesparmassnahmen
zusammen. Diese können nach Anwendungsbereichen, Kundengruppen oder anderen Kriterien ge-
gliedert und in entsprechenden Energiesparprogrammen zusammengefasst werden. In diesem Kapi-
tel soll nun dargestellt werden, wie, unter Anwendung des Ansatzes des Integrierten
Ressourcen-Managements, in einem EVU das wirtschaftliche Energiesparpotential ermittelt werden
kann. Es handelt sich dabei um ein stark vereinfachtes, theoretisches Beispiel zur Erklärung des Vor-
gehensprinzips. Auf die praktischen Probleme, die damit verbunden sind, und die noch gelöst werden
müssen¨ wird am Schluss des Kapitels eingegangen.

7.1. Energiesparpotential als Investitions-Ungleichgewicht



Das Angebots-Management befasst sich mit der rationellen Produktion und Uebertragung von Ende-
nergie. Das Nachfrage-Management dagegen mit der rationellen Verwendung dieser Energie (d.h.,
Umwandlung der Endenergie in Nutzenergie) zur Befriedigung der Bedürfnisse der Kunden. Entschei-
dungsträger auf der Angebotsseite ist das EVU, auf der Nachfrageseite sind es die Kunden. Der Nut-
zenergiebedarf wird einerseits durch die Bedürfnisse und das Verbrauchsverhalten der Kunden und
anderseits durch den Standort und die Qualität der Bauten und Anlagen bestimmt. Bei einem gegebe-
nen Nutzenergiebedarf hängt der Endenergiebedarf vom Wirkungsgrad der Anlagen und Geräte zur
Umwandlung von End- in Nutzenergie sowie von den Verlusten bei der Verteilung und Nutzen dersel-
ben ab. Was die Kunden interessiert, ist nicht die Energie, die sie beziehen, sondern der Nutzen, den
sie daraus ziehen können, wie z.B. angenehmes Licht oder warme Räume. Was sie dafür bezahlen,
ist einerseits die bezogene Energiemenge (Energiekosten) und anderseits die Kosten für die den
Energieverbrauch beeinflussenden Investitions-, Betriebs- und Unterhaltsanteile an Gebäuden, Anla-
gen und Geräten. Das gesamte Versorgungssystem ist dann in einem optimalen Gleichgewicht,
wenn die Kosten der letzten gesparten gleich der letzten produzierten Kilowattstunde sind.
Wenn diese Bedingunq erfüllt ist und keine externen Kosten auftreten, oder in der Rechnung enthal-
ten sind, stellen Energiesparen und Energieproduzieren zwei gleichwertige Möglichkeiten zur Dek-
kung eines gegebenen Endenergiebedarfes dar, d.h., beide sind gleich effizient.

Wenn aber heute davon ausgegangen werden kann, dass auf der Nachfrageseite ein nicht zu ver-
nachlässigendes, wirtschaftliches Energiesparpotential besteht, deutet dies darauf hin, dass das Ge-
samtsystem sich nicht in einem Gleichgewichtszustand befindet. Es muss daher Faktoren geben, die
eine optimale Entwicklung behindern. Dies soll nun anhand eines stark vereinfachten, theoretischen
Beispiels verdeutlicht werden. In diesem Beispiel und in den folqenden Ausführungen



56

werden alle Entscheidungsträger, sowohl auf der Angebots- als auch auf der Nachfrageseite, als ‘lnve-
storen" bezeichnet. Damit soll angedeutet werden, dass das Entscheidungsproblem auf beiden Seiten
verglei¨hbar ist. Diese Begriffsverwendung ist etwas abweichend von der in der Volkswirtschaftslehre
üblichen, wo zwischen Investoren und Konsumenten unterschieden wird. Ferner wird von der vereinfa-
chenden Annahme ausgegegangen, dass jeder Investor s¨ine Mittel auf Ausgaben für den Energiever-
brauch und Ausgaben für Rationalisierungsinvestitionen aufteilen kann (Zwei-Güter-Modell). Die
Problemstellung, die sich daraus ergibt, kann wie folgt charakterisiert werden:

- Auf der Angebotsseite wird Primärenergie in Endenergie umgewandelt (Energieproduktion) und ver-
teilt. Dabei stellt der Energiebeschaffungsaufwand den Hauptkostenfaktor für ein EVU dar. Bereits
kleine prozentuale Effizienzverbesserungen bewirken daher betragsmässig grosse Kosteneinspa-
rungen. Dem Energiebeschaffungs- und Uebertragungsaufwand wird daher grosse Beachtung ge-
schenkt. Ein EVU investiert daher sehr viel in den effizienten Bau, Unterhalt und Betrieb seiner
Anlagen und befindet sich deshalb in der Regel nahe am Optimum. Damit ist es ein relativ effizien-
ter Energie-Ressourcen-Manager.

- Auf der Nachfrageseite wird die vom EVU bereitgestellte und übertragene Endenergie in Nutzener-
gie umgewandelt und genutzt. Die meisten Kunden geben sich kaum Rechenschaft über die Auswir-
kungen ihres Verbrauchs auf die dafür bereitzustellenden Anlagen, insbesondere in bezug auf die
Leistung (kW). Zudem stellen die Energiekosten in ihrem Budget prozentual keinen grossen Anteil
dar, was eine geringe Merklichkeit von Preisveränderungen zur Folge hat.[20] Viele Kunden verfü-
gen nicht über ein vertieftes technisches Verständnis. Apparate werden im weiteren nicht in erster
Linie aufgrund von ihrer Energie-Effizienz beschafft. Andere, für die Kunden wichtigere Kriterien ste-
hen im Vordergrund, und der Unterhalt und Betrieb der Geräte lässt oft zu wünschen übrig. Aus die-
sem Grund muss die überwiegende Mehrheit der Kunden als relativ ineffiziente
Energie-Ressourcen-Manager bezeichnet werden.[3] Das bedeutet nicht, dass sie nicht auf Verän-
derungen der Energiepreise reagieren, sondern dass die Anpassungen, aufgrund der genannten
Gründe, geringer sind, als dass sie für das Erreichen eines Optimums in bezug auf die rationelle
Energieverwendung notwendig wären.

Es kann aber auch sein, dass in qewissen Fällen das Optimum zwischen rationeller Energienutzung
und anderen wichtigen Anforderungen an Gebäude, Anlagen und Geräte ziemlich weit aus-= einan-
der liegen und dass der Kunde der Optimierung der anderen Anforderungen den Vorrang gibt. So qibt
es zum Beispiel bei einer Waschmaschine nicht nur den Stromverbrauch, sondern auch den Wasser-
und Waschpulververbrauch zu berücksichtigen. Dazu kommen noch Anforderungen wie Waschquali-
tät, Bedienungsfreundlichkeit, Design und Preis, die es bei einer Optimierung mitzuberücksichtigen
gilt.
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Aufgrund der vorangehenden Ueberlegungen kann das Energiespar-Potential weitgehend auf das be-
stehende Investitionsund damit Effizienz-Ungleichgewicht zwischen den Investitionen für die rationelle
Energieproduktion und -übertragung auf der Angebots- und für die rationelle Verwendung auf der
Nachfrageseite zurückgeführt werden, wie in Figur 7.1 dargestellt wird.

Figur 7.1 Investitions-Ungleichgewicht

Wie kann dieses Ungleichgewicht reduziert und ein effizienteres Gesamt-Energieversorgungssystem
erreicht werden? Wie kann zudem erreicht werden, dass die zukünftiqen Investitionen effizient auf die
Angebots- und Nachfrageseite aufgeteilt werden? Dies sind zwei Kernfragen, auf die in diesem und
den nachfolgenden Kapiteln Antworten gefunden werden sollen.
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Zuerst wollen wir uns dem ausschöpfbaren Sparpotential als Beitrag zur Deckung eines erwarteten
Bedarfszuwachses an Endenergie zuwenden. Die Frage, die beantwortet werden soll heisst: “Welcher
Anteil dieses Bedarfes soll zusätzlich produziert und welcher beim bisherigen Verbrauch gespart wer-
den?” Die Beantwortung dieser Frage hängt von folgenden Faktoren ab:

- dem Energiepreis,
- den Kosten der angebotsseitigen Produktions-Optionen,
- den Kosten de¨ nachfrageseitiqen Spar-Optionen.

Im folgenden theoretischen Beispiel wird vereinfachend angenommen, dass zusätzliche Produktions-
möglichkeiten nur auf der Angebotsseite und zusätzliche Sparmöglichkeiten nur auf der Nachfragesei-
te bestehen. Produzieren und Sparen von Energie stellen in unserem Beispiel zwei gleichwertige
Alternativen zur Deckung des Bedarfszuwachses dar. Dieser wird in Endenergie ausgedrückt und es
wird weiter angenommen, dass keine externen Kosten auftreten.

7.2 Das realisierbare Produktions- und Sparpotential

Im Kapitel 2 wurde das realisierbare Sparpotential als Teilmenge des technischen Sparpotentials (Ein-
satz der besten verfügbaren Technologie), dargestellt. In Wirklichkeit setzt es sich aber aus einer Viel-
zahl von Energiesparpotentialen zusammen, wie aus Kapitel 3 hervorgeht. Diese können für jeden
Energieträger nach Anwendungsgebieten oder nach Anwendergruppen ermittelt und als mögliche
Sparprogramme dargestellt werden. Wir gehen im folgenden Beispiel von der Elektrizität aus und fas-
sen die Sparpotentiale nach Anwendungsgebieten in entsprechenden Sparprogrammen zusammen.
Analoge Ueberlegungen können aber auch für die übrigen Energieträger angestellt werden. Im ersten
Diagramm, in Figur 7.2 auf der folgenden Seite, werden auf der X-Achse das realisierbare 5parpoten-
tia1 in  Millionen Kilowattstunden (GWh) und auf der Y-Achse die zuqehöriqen Kosten in Rappen pro
gesparte Kilowattstunde dargestellt.

Analog werden im zweiten Diagramm, in Figur 7.3 auf der folgenden Seite, auch die Produktionspo-
tentiale, aufgereiht nach steigenden Kosten, dargestellt. Jedes Produktionspotential entspricht einem
realisierbaren Projekt auf der Angebotsseite, wobei die Uebertragungskosten mit in den ausgewiese-
nen Kosten enthalten sind.
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Figur 7.3: Beispiel: Produktionsprojekte
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Vereinfachend wird weiter angenommen, dass alle Programme zur Ausschöpfung von Sparpotentia-
len oder Projekte zur Realisierung von Produktionspotentialen einen gleichen mengenmässigen Ener-
gie-Ertrag aufweisen und im gleichen Zeitraum realisiert werden können.

Im Sinne der Integrierten Ressourcen-Planung werden die vorangehend dargestellten Produktions-
und Sparpotentiale nun in einem gemeinsamen Diagramm zusammengefasst und einander gegen-
übergestellt.

Figur 7.4: Beispiel: Produktionsprojekte und Sparprogramme

In unserem Beispiel wird weiter angenommen, dass der Energiebedarf, gemäss Prognose,  im be-
trachteten Zeitraum um 100 Gigawattstunden steigen wird. Wieviel dieser Energiemenge soll nun
durch zusätzliche Produktion und wieviel durch Sparen “bereitgeste11t” werden? Es wird davon aus-
geqanqen, dass das Gesamtsystem dann ein optimales Gleichgewicht erreicht hat, wenn der zusätzli-
che Endenergiebedarf, gemäss NKP, zu den niedrigsten Kosten gedeckt werden kann. Doch welche
Sicht und welches Kosten-Kriterium soll zur Ermittlunq des Sparpotentials zur Anwendung gelangen?
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7.3. Ermittlunq des wirtschaftlichen Enerqiesparpotentials

Je nach der Sicht, die für die Abgrenzung des zu betrachtenden Wirtschaftssystems eingenommen
wird, fällt der Umfang des wirtschaftlichen Energiesparpotentials unterschiedlich aus. Mögliche Vorge-
hensweisen sind:

- Optimierung aus einzelwirtschaftlicher Sicht. Bei diesem Vorgehen entscheidet jedes Wirt-
schaftssubjekt nur aufgrund der bei ihm anfallenden Kosten und Nutzen, d.h., Angebots- und Nach-
frageseite werden unabhängig voneinander optimiert.

- Optimierung nach energie- oder elektrizitätswirtschaftlicher Sicht. Bei diesem Verfahren wer-
den Angebots- und Nachfrageseite als zwei Subsysteme eines Gesamtsystems gesehen, und es
wird angestrebt, auf der Basis von betriebswirtschaftlichen Kosten das Gesamtsystem zu optimie-
ren.

- Optimierung aus gesamt- oder volkswirtschaftlicher Sicht. Bei diesem Verfahren wird ebenfalls
versucht, das Gesamtsystem, aber auf der Basis von volkswirtschaftlichen Kosten, d.h., betriebswirt-
schaftlichen und externen Kosten, zu optimieren.

Bei der Ermittlung des Energiepreises wird von einer grenzkostenorientierten und damit verursacher-
qerechten Kostenstruktur ausgegangen, die entsprechend in der Tarifstruktur abgebildet wird. Das Ko-
stenniveau zur Ermittlung des Energiepreis- oder Tarifniveaus auf der Angebotsseite kann entweder
kostendeckend (Durchschnittskostenniveau) oder gewinnmaximierend (Grenzkostenpreisniveau) fest-
gesetzt werden. Beide Möglichkeiten und ihre Auswi¨kung auf den Umfang des wirtschaftlichen Spar-
potentials werden anhand des vorliegenden Beispiels dargestellt.

7.3.1 Sparpotential bei einzelwirtschaftlicher Optimierug und Enerqiepreisen nach Durchschnittsko-
stenniveau

In den folgenden Beispielen wird davon ausgegangen, dass die Produktionsprojekte durch ein einzi-
ges EVU und die Sparprojekte durch eine Vielzahl voneinander unabhängiger Kunden realisiert wer-
den. Auf beiden Seiten ist ein angemessener Gewinn pro Kilowattstunde produzierte oder gesparte
Enerqie in den Kosten enthalten.
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Figur 7.5: Beispiel: Wirtschaftliches Sparpotential (einzelwirtschaftlich)

Das Beispiel zeigt den Anteil des wirtschaftlichen am realisierbaren Sparpotential bei Festsetzung des
Produktionspreises nach Durchschnittskosten. Sparinvestitionen werden in diesem Beispiel nur bis zu
einer Grenze von 13 Rappen pro kWh realisiert, während Produktionsinvestitionen bei Durchschnitts-
kosten-Kalkulationen bis zu einer Grenze von 18 Rappen pro kWh qetätigt werden. Die nicht gedeck-
ten Kosten der letzten 3 realisierten Produktionsprojekte werden durch die höheren Erträge der ersten
3 realisierten Projekte ausqeglichen. Da die Produktionsprojekte durch ein einziges EVU realisiert wer-
den, sind sie insgesamt kostendeckend und.der Preis entspricht dem, was durch den Preisüberwa-
cher bewilligt wird. Auf der Nachfrageseite findet ein solcher Ausgleich zwischen den rentablen und
nicht rentablen Programmen nicht statt. Deshalb können nur die einzeln wirtschaftlichen Sparprogram-
me als wirtschaftliches Sparpotential bezeichnet werden (in unserem Beispiel 40 GWh). D.h., wäh-
rend auf der Angebotsseite die Wirtschaftlichkeit des ganzen “Paketes” notwendig ist, muss auf der
Nachfrageseite jedes einzelne Projekt wirtschaftlich sein. Die Wirtschaftlichkeit eines Sparpotentials
bedeutet zudem noch nicht, dass es in der Praxis tatsächlich auch realisiert wird. Auf diese Frage
wird in den folgenden Kapiteln noch näher eingeganqen.
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7.3.2 Sparpotential bei energiewirtschaftlicher Optimierunq und Energiepreisen nach Durchschnittsko-
sten

Das Problem im vorangehenden Fall liegt darin, dass für die Produktions-lnvestitionen auf der Ange-
botsseite und für die Spar-lnvestitionen auf der Nachfrageseite unterschiedliche Investoren zuständig
sind, von denèn jeder nur sein Teilsystem optimiert. Wenn dies nicht der Fall wäre, d.h., wenn ein ein-
ziger Investor für beide Systeme zuständig wäre, könnte dieser den zusätzlichen Bedarf an Endener-
gie insgesamt günstiger bereitstellen. Wenn wir aber davon ausgehen, dass die Kunden in ihren
Entscheidungen autonom sind und nach einzelwirtschaftlichen Kriterien entscheiden, stellt sich die
Frage, ob und wie trotzdem ein optimales Gesamt-Gleichgewicht erreicht werden könnte. Dafür gibt
es zwei mögliche Lösungen:

- Das EVU investiert als Drittinvestor bei den Kunden im Sparprogramm Nr. 5, statt selber das teurere
Produktionsprojekt Nr. 6 zu realisieren. Die einqesparte Energie wird ihm von den Kunden als Er-
trag für seine Sparinvestition vergütet.

- Das EVU gibt den Kunden des Programms Nr. 5 einen finanziellen Anreiz (z.B. in Form von Zinsver-
billigung für das benötigte Investitionskapital), damit ihre Sparprojekte wirtschaftlich werden und rea-
lisiert werden können. Dadurch vermeidet es die Mehrkosten für die Realisierung des
Produktionsprojekts Nr. 6. Es kann aber, im Unterschied zum Fall des Drittinvestors, nur die vermie-
denen Zusatzkosten und nicht etwa den gesamten Investitionsbetrag für die Realisierung des Pro-
duktionsprojekts Nr. 6 als finanziellen Anreiz einsetzen. Die übrigen Mittel für die Investition sind
von den Kunden aufzubringen, die in die¨em Fall auch den ganzen Nutzen kassieren.

Für die Gesamtheit der Kunden wird dadurch die Bereitstellung der zusätzlichen Energie durchschnitt-
lich etwas günstiger (etwas unter 13 Rp/kWh) und das ausgeschöpfte Sparpotential hat sich um ein
Programm von 10 GWh vergrössert. Es ist dadurch von 40 auf 50 GWh angestiegen.
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Figur 7.6: Beispiel: Wirtschaftliches Sparpotential tenergiewirtschaftlichl

7.3.3 Sparpotential bei energiewirtschaftlicher 0ptimierung und Energiepreisen nach Grenzkostenni-
veau

Im Unterschied zur heute bewilligten Praxis könnte nicht nur die Struktur, sondern theoretisch auch
das Niveau der Energiepreise nach Grenzkostenniveau festgelegt werden. Wie aus der Fiqur 7.7 auf
der folgenden Seite hervorgeht, ergibt sich dabei das gleiche wirtschaftliche Energiesparpotential wie
im vorangehenden Fall, aber zu wesentlich höheren Energiepreisen.
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Figur 7.7: Beispiel: Wirtschaftliches Sparpotential (Grenzkostenniveau)

Aufgrund der höheren Energiepreise würden im vorliegenden Fall höhere Gesamtaufwendungen der
Kunden für die Elektrizitätsversorgung resultieren, was auch eine Substitution von Elektrizität durch
fossile Energieträger zur Folge hätte.

Analoge Ueberlegungen könnten auch in bezug auf eine Internalisierung der externen Kosten ange-
stellt werden. Auch diese würde sich nicht nur in Richtung einer Erhöhung des wirtschaftlichen Spar-
potentials, sondern ebenfalls in Rzchtung von Substitution zwischen den verschiedenen
Energieträgern auswirken. Sie wäre deshalb nur sinnvoll, wenn sie für alle Energieträger gleichzeitig
erfolgte und entsprechend der Verursachung von externen Kosten abgestuft wäre. Die Untersuchung
und Diskussion dieses Falles würde aber den Rahmen der vorliegenden Arbeit sprengen.

7.4. Ergänzende Hinweise

Ahnand des dargestellten theoretischen Beispiels wurde versucht darzustellen, wie nach dem Kon-
zept der IRP das wirtschaftliche Energiesparpotential ermittelt werden kann. Dabei wurde vor allem
der Zusammenhanq deutlich gemacht, der gemäss diesem Konzept zwischen der Angebots- und der
Nachfrageplanunq besteht. Gleichzeitig wurde auch die Bedeutung der Energiepreise für die Ermitt-
lung des wirtschaftlichen Sparpotentials ersichtlich. Im weiteren wurde auch auf verschiedene
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wichtige Gesichtspunkte, Annahmen und Randbedingungen hingewiesen, die dabei eine Rolle spie-
len und daher nicht ausgeklammert werden dürfen. Die Abklärung der Wirtschaftlichkeit ist eine not-
wendige, aber noch nicht hinreichende Bedingung für die Realisierung von Energiesparprogrammen.
Die Feststellung, dass ein Energiesparpotential unter den gegebenen Bedingungen wirtschaftlich ist,
bedeutet noch nicht, dass es tatsächlich auch ausgeschöpft wird, wie z.B. die folgenden Hinweise zei-
gen:

- Wenn ein Sparprogramm durchschnittlich wirtschaftlich ist, setzt es sich aus Sparvorhaben zusam-
men, die eine breite Streuung von sehr wirtschaftlich bis bei weitem nicht wirtschaftlich aufweisen
können. Welcher Anteil der Vorhaben einzeln wirtschaftlich ist, hängt dann von der Verteilungsfunkti-
on ab.

- Auch wenn ein einzelnes Sparvorhaben wirtschaftlich ist, heisst dies noch nicht, dass es von den
Kunden tatsächlich auch realisiert wird. Auf die Frage: “Wie kann man die Kunden dazu motivieren,
wirtschaftliche Energiesparmassnahmen wirklich zu realisieren?” wird in den Kapiteln 8 und 9 einge-
gangen.

Zudem gibt es noch weitere Schwierigkeiten und offene Fragen im Zusammenhang mit der prakti-
schen Anwendung des IRP-An satzes, wie etwa:

- Spitzen- und Grundlastenergie sind nicht gleichwertig und dürfen daher nicht einfach in Rappen pro
kWh miteinander verglichen werden. Eine Abstufung erfordert eine entsprechende Verfeinerung des
Konzeptes.

- Die Erzeugungspreise von Elektrizität aus neuen Anlagen steigen nicht, wie in unserem Beispiel trep-
penförmig an, sondern es gibt beträchtliche Schwankungen von einem Projekt zum anderen, und
insgesamt folgt der Kostenverlauf eher einer exponentiellen Funktion. Wie soll unter diesen Umstän-
den ein verlässlicher Referenzpreis gebildet werden?

- Wie können “Alternativen” auf der Angebots- verlässlich mit solchen auf der Nachfrageseite vergli-
chen werden, wenn sie zum Beispiel nicht im gleichen Zeitraum realisiert werden können und unter-
schiedliche Lebensdauern aufweisen?

- Die schweizerischen EltVUs haben sich schon bisher im Bereich des¨Nachfrage-Managements en-
gagiert, betreiben z.B. Last-Management und Kundenberatung oder verfeinerten ihre Tarifstruktur.
Diese Massnahmen stellen eine Ergänzung der Energielieferung dar. Für den Aufbau von Energie-
Dienstleistungen, die über das hinausgehen, und die im Rahmen eines eigenständigen Unterneh-
menszweiges angeboten werden sollen, muss aber auch eine Lösung bezüglich d.er
wirtschaftlichen Anreizé für das EltVU gefunden werden.

Dies sind nur einige Punkte, die illustrieren, dass analog zu den in den folgenden Kapiteln dargeleg-
ten Ueberlegungen auf der Kundenebene auch auf der Ebene der ÉVUs untersucht
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werden müsste, welche Hindernisse beseitigt und welche Anreize geschaffen werden müssen, damit
Energie-Dienstleistungen als unternehmerische Tätigkeit attraktiv werden.

Abschliessend kann festgehalten werden, dass der Ansatz des IRP eine langfristige Zielsetzung dar-
stellt. Auf dem Weg zu diesem Ziel gilt es aber, noch etliche Hindernisse zu beseitigen, und Lösungen
für die noch offenen Fragen zu entwickeln.
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8. Elemente für den Aufbau einer Energiesparstrategie

Aus Kapitel 7 geht hervor, dass für eine Optimierung des gesamten Energieversorgungssystems auf
der Kundenseite mehr in die rationelle Energieverwendung investiert werden müsste. Nachdem aufge-
zeigt worden ist, was gemacht werden sollte, geht es nun darum darzustellen, wie dies erreicht wer-
den könnte.

8.1. Problemstellung

Aus dem ersten Teil geht hervor, dass das Vorgehen zur Realisierung von Energiesparprojekten
grundlegend verschieden ist von der Realisierung von Erzeugungsprojekten. Eine Strategie zur Reali-
sierung von Energiesparprojekten kann deshalb nur dann erfolgreich sein, wenn sie dieser Unter-
schiedlichkeit Rechnung trägt. Die in den Kapiteln 3 und 5 herausgearbeiteten Charakteristiken von
Energiesparmassnahmen werden daher in Figur 8.1 nochmals kurz zusammengefasst.

Figur 8.1: Charakteristiken von ESMA
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Im weiteren wird in ¨Figur 8.2 eine Uebersicht über die Hinderungsgründe gegeben.

Figur  8.2: Hinderungsgründe

Die Darstellung der Hauptcharakteristiken von ESMA und der Hinderungsqründe für ihre Realisierunq
ist nicht vollständig. Sie zeigt aber die wesentlichen Problemstellungen auf, die sich im Ver1aufe der
vorliegenden Untersuchung herauskristallisiert haben und für die eine Lösung gefunden werden
muss. Die Uebersicht zeigt auch, dass die Finanzierung nur ein Teilproblem für die Realisierung von
ESMA darstellt, dem, je nach Situation, mehr oder weniger Bedeutung zukommt. Es wäre deshalb
nicht sinnvoll, sie isoliert zu betrachten und anzubieten. Im Rahmen der vorliegenden Arbeit kann
aber nicht eine Lösung für alle aufgezeigten Probleme erarbeitet werden.
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Die Uebersicht soll jedoch ermöglichen, die einzelnen Teil¨ probleme in einem Gesamtzusammen-
hang zu sehen. Erfolgreiche Strategien stellen im wesentlichen eine gezielte Zusammenfassung von
relevanten Lösungsmassnahmen für wichtige Teilprobleme dar. Für den Aufbau einer Energiespar-
strategie gilt es deshalb, die Ziele, die Vorgehensmethodik und die zu realisierenden Massnahmen zu
bestimmen.

Die bisherige Untersuchung hat, neben den aufgezeigten Problemen, auch erste Lösungsansätze zu
Tage gefördert. Daran anknüpfend sollen nun im folgenden die wesentlichen Elemente einer Energie-
sparstrategie erarbeitet werden.

8.2. Ziele und Hauptaktivitäten

Die vorangehenden Ausführungen zur Problemstellung charakterisieren den Markt für Energiespar-
massnahmen oder kurz den Energiesparmarkt. Die Betonung lag dabei auf der Problemstellung, die
es zu lösen gilt. Um aber Ansatzpunkte für eine erfolgversprechende Bearbeitung dieses Marktes zu
finden, muss die Optik nun gewendet und von den Problemen auf mögliche Lösungen gerichtet wer-
den. D.h., es muss aktiv und gezielt nach Möglichkeiten gesucht werden, wie dieser Markt erfolgreich
bearbeitet werden kann. Im Unterschied zu anderen Märkten liegt der Antrieb dazu nicht in erster Li-
nie in den möglichen Gewinnchancen. Vielmehr geht es darum, ausgehend vom Erfordernis einer
nachhaltigen Umweltstrategie, eine nachhaltige Unternehmensstrategie aufzubauen, in der Massnah-
men zur rationellen Energieverwendung eine entsprechende Bedeutung zukommt. Dieser Grundsatz
dürfte ziemlich unbestritten sein. Schwieriger ist es aber, ihn in die Praxis umzusetzen. Wie die Erfah-
rung aus anderen Ländern zeigt, [4, 8] empfiehlt es sich, nicht nur den Grundsatz zu verankern, son-
dern auch eine entsprechende Energiesparstrategie aufzubauen. Im folgenden wird deshalb auf
Fragen zu den Zielen, zur Vorgehensmethodik und zu den Massnahmen eingegangen, die beim Auf-
bau einer solchen Strategie zu beantworten  sind. Es gilt also, auf die Fragen:

- Was soll erreicht werden?
- Wie soll vorgegangen werden?
- Womit soll es erreicht werden?

brauchbare Antworten zu finden. Diese Antworten können nur allgemeiner Art sein. Antworten auf
eine konkrete Problemblemstellung muss aber jedes FVU, entsprechend seiner besonderen Situation,
selber finden, d.h. es muss eine eigene Energiesparstrategie entwickeln. Dabei kann es sich an den
folgenden Ausführungen, die sich vor allem an Energieversorgungsunternehmen und deren Energie-
berater wenden, orientièren.

Für den erfolgreichen Aufbau einer Energiesparstrategie braucht es einerseits eine langfristige Zielset-
zunq, aber anderseits auch schon kurzfristig erste Erfolge. Aus diesem Grunde ist es notwendig, Ziele
für verschiedene Planunqshorizonte festzulegen.
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a) Kurz- und mittelfristiqe Ziele

Hauptziel ist die Identifizierung und Ausschöpfung der ergiebigsten heute bereits wirtschaftli-
chen Sparpotentiale lnach einzelwirtschaftlicher Betrachtung).

Als Hauptaktivitäten sind in einer ersten Phase folgende anzustreben:

- Entwickeln einer gezielten Strategie zur Förderung eines effizienten Energie-Einsatzes bei In-
vestitionen mit langer Lebensdauer INeu- und Umbautenl oder bei repeti¨iven Anschaffungen
mit hohem Sparpotential lStromsparlampen).

- Erarbeiten von geeigneten Anreizstrukturen für EVUs und Kunden für ein wirksames Engage-
ment im Bereich der rationellen Energieverwendung.

- Aufbau von Mechanismen für eine produktive Zusammenarbeit und einen wirksamen Erfah-
rungsaustausch zwischen allen 8etei1igten.

b) Mittel- bis länqerfristige Ziele

Hauptziel ist das Eruieren und Ausschöpfen der wichtigsten, nach energiewirtschaftlichen Kri-
terien wirtschaftlichen Sparpotentiale.

Dazu sind als Bauptaktivitäten folgende erforderlich:

- Entwickeln der notwendigen Planungs- und Evaluationsinstrumente für eine Integrierte Res-
sourcen-Planung.

- Aufbau eines gewinnorientierten Unternehmenszweiges für den Bereich Energiedienstlei-
stungen oder einer entsprechenden Zusammenarbeit mit unabhängigen Energieberatern.

- Schaffen von geeigneten Anreizstrukturen für EVUs und Kunden, damit ein entsprechendes
Engagement für sie lohnend wird.

c) Langfristige Ziele

Hauptziel ist eine verursachergerechte Internalisierung der externen Kosten aller Energieträ-
ger und das Ausschöpfen des nach gesamtwirtschaftlichen Kriterien wirtschaftlichen Energie-
sparpotentials ldieses Problem wird unter anderen im Programm PACER untersuchtl.

Als ergänzende Hauptaktivitäten zu diesem Ziel sind vorzusehen:

- Aufbau von Planungs- und Eva1uationsmethoden, die es ermöqlichen, die externen Kosten
bei der Projektauswahl mitzuberücksichtigen.
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- Entwickeln von geeigneten Anreiz- und Förderungsstrukturen zur Minimierung der externen
Kosten bei Energieproduktions- und Energiesparprojekten.

Die bisherigen Betrachtungen waren weitgehend statischer Natur. Das Energiesparpotential ist jedoch
keine statische Grösse. Es kann sich im Verlaufe der Zeit verändern. Deshalb müssen langfristig auch
Massnahmen zur Weiterentwicklung des Energiesparpotentials ins Auge gefasst werden. Einerseits
sind dies Massnahmen, die die Nachfrage nach ESMA beeinflussen, so. z.B. die Förderung des Be-
wusstseins für einen rationelleren Energieeinsatz in der Information und Ausbildung. Diese richten
sich sowohl an Fachleute als auch ans breite Publikum. Aber auch ganz gezielte Massnahmen sind
erforderlich. So zum Beispiel Massnahmen, die in grossen Unternehmen eine effiziente Enerqiever-
wendung fördern, wie die Durchführung einer “Energy Audit” oder das Führen einer Energie- und Res-
sourcenbuchhaltung. [21] Eine solche Buchhaltung wird auch in der Schweiz von einigen
Unternehmen (SWlSSAlR, MIGROS und andere) bereits geführt. Anderseits kann das Energiesparpo-
tential auch durch Massnahmen erweitert werden, die auf das Angebot von ESMA abzielen. Dies gilt
insbesondere für die Unterstützung der technischen Entwicklung und Markteinführung entsprechen-
der neuer Geräte und Dienstleistungen.

8.3. Vorgehensmethodik

Um die Vorgehensmethodik anzuzeigen kann beispielsweise von einem prognostizierten Zuwachs
des Bedarfs an Endenergie eines EVU ausgegangen und gefragt werden: “Was müsste getan wer-
den, um x Prozent dieses Bedarfszuwachses durch Einsparungen auffangen zu können?” Zur Beant-
wortung dieser Fragen müssen eine Reihe von Zusatzfragen gestellt werden. Anhand dieser Fragen
kann eine mögliche, pragmatische Vorgehensstrategie aufgezeigt werden, die es erlaubt, auch dann
mit weiteren Aktivitäten im Bereich des Nachfrage-Managements zu beginnen, wenn noch keine aus-
gereifte Planungsmethodik für den Vergleich von Angebots- und Nachfrageprogrammen, gemäss Ka-
pitel 7, vorhanden ist. Wie bei den Untersuchungen von Einzelbetrieben von Kunden wird auch hier in
einzelnen Schritten von der Grobanalyse zur Feinanalyse wie folgt vorgegangen:

8.3.1 Bestimmen der prioritären Tätigkeitsfelder (Grobanalyse)

Die Fragen, die es in diesem Schritt zu beantworten gilt, sind:

a) In welchen Bereichen befinden sich die grössten realisierbaren Sparpotentiale? Daraus ergeben
sich mögliche anwendungsorientierte Aktionslinien.

b) Bei welchen Kundengruppen ergeben sich in diesen Bereichen die grössten realisierbaren Spar-
potentiale? Daraus ergeben sich mögliche Aktionsfelder.
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c) Welcher Anteil der möglichen Aktionsfelder ist wirtschaftlich, und in welcher Zeit könnte er reali-
siert werden? Anhand dieser Fragen kann die Priorität der einzelnen Aktionsfelder und die
Grössenordnung des ausschöpfbaren Sparpotentials abgeschätzt werden. Auf dieser Basis
können prioritäre Aktionsfelde r ermittelt werden.

Dieses Vorgehen wird anhand der Matrix in Figur 8.3 illustriert. Die darin eingetragenen Aktionsfelder
sind nur als Beispiel zu verstehen. Aus der Matrx geht hervor, dass es zwei wesentliche und grund-
sätzlich verschiedene Blickwinkel gibt, die es auseinanderzuhalten gilt:

- den anwendungsorientierten, nach dem sich vor allem die technische Lösung ausrichtet,

- den anwender- oder kundenorientierten, nach dem sich in erster Linie das Marketingkonzept aus-
richtet.

Beide Blickwinkel sind im Bereich der Energie-Dienstleistungen wichtig und die Ana1yse muss daher
im nächsten Schritt in beide Richtungen vertieft werden.

Figur 8.3: Aktionsfelder
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8.3.2 Erarbeiten von Grundlagen für entsprechende Programme (Feinanalyse)

Für jedes der prioritären Aktionsfelder gilt es nun weiter folgendes zu ermitteln:

a) Identifizieren der relevanten Bedürfnisse, der betreffenden Kundengruppen, die sich auf den
Energiebezug auswirken sowie der wesentlichen Hinderungsgründe für die Realisierung
entsprechender Energiesparmassnahmen.

b) Identifizieren der geeignetesten technischen Lösungen, die sowohl den Anforderungen des
Energiesparens als auch den eruierten Kûndenbedürfnissen entsprechen. Vielleicht stellen
diese aus der Sicht des Energiesparens nur die zweitbeste Lösung dar.

c) Ausfindigmachen der weiteren wichtigen Akteure, wie Händler, Hersteller, Energieberater, Ar-
chitekten, Banken, öffentliche Hand und Bestimmen der Schlüsselpersonen, die in die Um-
setzung miteinbezogen werden müssen.

d) Bestimmen der wichtigen Massnahmen, die in einer auf die betreffenden Kundengruppe zuge-
schnittenen Marketingstrategie berücksichtigt werden müssen.

8.3.3 Aufbau und Umsetzung  der Programme

a) Festlegung der zu erreichenden Gesamt- und Zwischenziele, der auszuführenden Aktivitäten
sowie Budgetierung und Bewilligung der erforderlichen Mittel.

b) Aufbau einer Marketingstrategie, in der die erforderlichen Massnahmen zusammengefasst und
aufeinander abgestimmt werden. Diese ist nicht nur auf die Kunden, sondern auch auf die ent-
sprechenden Schlüsselpersonen auszurichten. Im Rahmen der Marketingstrategie stellt die Fi-
nanzierung eine mögiche Teilmassnahme dar.

c) Bestimmen der Referenzentwicklung sowie der Erfolgskontrolle und Sicherstellen einer Rückkop-
pelung zur laufenden Anpassung des Programms.

d) Schrittweise und aufeinander abgestimmte Umsetzung der verschiedenen Programme.

Diese Vorgehensmethodik gibt einen Ueberblick über die wesentlichen Vorgehensschritte. In der Pra-
xis ist, beim Aufbau eines neuen Programms, in jedem dieser Schritte beträchtliche Detailarbeit zu lei-
sten. Dabei darf nicht linear von einem Punkt zum nächsten vorangegangen werden. Vielmehr ist ein
iteratives Vorgehen notwendiq, in dem man zwischen verschiedenen Schritten hin- und zurückspringt
und sich so sukzessiv an neue Lösunqsmöglichkeiten heranarbeitet (vql. dazu auch Ausführungen in
Kapitel 9.3)



75

8.4. Massnahmen

Die Ziele zeigen auf, was im Rahmen einer Energiesparstrategie erreicht werden soll und die Vorge-
hensmethodik, wie dabei vorgegangen werden kann. Die nachfolgenden Massnahmen sollen zeigen,
womit die Ziele erreicht und eine entsprechende Marketingstrategie aufgebaut werden kann. Die Aus-
sagen, die zu den einzelnen möglichen Massnahmen gemacht werden können, sind allgemeiner Na-
tur. Welche Massnahmen in einem Energiesparprogramm wesentlich sind und wie sie einqesetzt
werden sollen, ist im konkreten Fall zu entscheiden. Die konkrete Ausgestaltung hängt vor allem ab
von:

- der Zielgruppe und ihren Bedürfnissen,
- den bisherigen Hinderungsgründen für die Verbreitung des vorgesehenen Lösungsansatzes,
- den Eigenschaften des anzubietenden Produktes oder der Problemlösung.

Dies zeigt, dass eine technisch ausgereifte und wirtschaftliche Problemlösung allein nicht genüqt. Es
ist vor allem auch ein entsprechendes Marketing erforderlich. Dieser Aspekt wurde bisher vielfach ver-
nachlässigt. Anderseits ist aber auch ein gûtes Marketing ohne solide technische Froblemlösung nicht
wirksam. Auch diese Erfahrung wurde gemacht. [8] Als oberstes Gebot ist deshalb eine effiziente Ko-
ordination zwischen Marketing und Anwendungstechnik sowie die Erarbeitung einer kohärenten Stra-
tegie und eine Verpflichtung auf das Erreichen gemeinsamer Ziele erforderlich.

Wichtige Einzelmassnahmen, deren Bedeutung, je nach Situation, varieren kann, sind folgende:

a) Information

Kunden wissen vielfach nicht, wofür sie wieviel Energie verbrauchen. [22] Ohne dieses Wis-
sen ist aber kein rationaler Umgang mit Energie möglich. Durch gezielte Information auf der
Kundenrechnung (numerischer und grafischer Vergleich) sowie gezielte Spartips, eine häufige-
re Ablesung und verbrauchsbezogene, statt pro-Rata-Rechnungstellung konnten in einem Ver-
such in Norwegen beträchtliche Einsparungen erzielt werden (7,9 % gegenüber
unbeeinflussten Vergleichsgruppen). [23] Ob dieser Effekt von Dauer ist, kann allerdings noch
nicht gesagt werden. Wichtig sind aber nach dieser Studie folgende Punkte:

- die Häufigkeit der Rückmeldung (Stromverbrauch),

- die Vergleichsgrössen (Vorperioden, Durchschnitt ähnlicher Kunden),

- die Gezieltheit der Information (auf die spezifische Situation des Kunden zugeschnitten),

- das Erregen der Aufmerksamkeit des Kunden (lnformation auf der Stromrechnung und nicht
auf einem Beiblatt).
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Kunden wissen vielfach aber auch nicht genügend Bescheid über neue Möglichkeiten zum
Stromsparen. So glauben sie zum Beispiel, dass die Kinderkrankheiten neuer Produkte auch
noch den nachfolgenden, ausgereiften Produktgenerationen anhaften (z.B. Stromsparbiren
sind sehr empfindlich aufs Aus- und Einschalten und sind deshalb nur dort sinnvoll, wo man
das Licht brennen lässt). Was die Kunden aber nicht kennen, fragen sie¨beim Händler auch
nicht nach.

b) Zusammenarbeit

Bisher wurden neue Massnahmen im Energiebereich vielfach nach dem Schema eingeführt:
Die öffentliche Hand erlässt Vorschriften und kontrolliert, die EVUs und die Kunden führen
aus. Dieses Modell ist nach den bisherigen amerikanischen und skandinavischen Erfahrungen
nicht sehr geeignet für die Weiterentwicklung des Nachfrage-Managements. Erfolgreich war
das NM vor allem dort, wo eine konstruktive Zusammenarbeit zwischen der öffentlichen Hand
und den EVUs zustande kam und wo der unternehmerische Handlunqsspielraum gewahrt
blieb. [24] Mit diesern Vorgehen kann ein angestrebtes Ziel an Einsparungen zu den niedrig-
sten Kosten erreicht werden, was mit Vorschriften und Kontrollen nicht möglich ist. [25]

c) Koordination, Austausch und Weiterbilduna

Die Weiterentwicklung des NM in der Schweiz erfordert eine Weiterentwicklung der bestehen-
den, aber auch die Entwikklung von neuen Ansätzen und Methoden. Niemand hat die Lösung
dafür. Es gibt aber bereits Erfahrungen und Anknüpfungspunkte. Zur Sicherstellung der Wei-
terentwicklung des Erfahrungsaustausches über Aktivitäten, die auf unsere Situation zuge-
schnitten sind, könnte vielleicht auch in der Schweiz eine Art “Verteilerakademie” geschaffen
werden. Hier müsste vor allem auch das Marketingdenken gefördert, den besonderen Bedin-
gungen des Energiesparmarkts angepasst und weitervermittelt werden. Eine mögliche Instituti-
on, die diese Aufqaben wahrnehmen könnte, ist die INFEL, aber nur für den Bereich
Elektrizität. Als Institution für alle Energieträge.r müsste dagegen etwas wie der NEFF, aber
mit anderen Aufgaben, geschaffen werden. Der Prix Eta stellt ein gutes Beispiel dafür dar, wie
innovative Lösungen für die rationelle Energieverwendung schon heute sinnvoll gefördert und
verbreitet werden.

d) Wirtschaftlichkeitsbeurteilunq

Wirtschaftlichkeit ist ein wichtiges, aber nicht hinreichendes Argument für den “Verkauf” von
ESMA. Die heute meistens angewendeten statischen Verfahren für die Wirtschaftlichkeitsbeur-
teilung sind einfach, aber sie beeinträchtigen vor allem Investitionen mit langer Lebensdauer.
Für diese vermögen erst dynamische Rechnungsverfahren, mit
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Berücksichtigung des zeitlichen Anfallens von Kosten und Erlösen und einer entsprechenden
Diskontierung, ein zutreffenderes Bild zu vermitteln. Auch die Risikobeurteilung muss bei grö-
sseren Projekten vermehrt beachtet werden, z.B. in Form von Sensitivitätsrechnungen, die
den Bedenken der Bauherren Rechnung tragen und die die Auswirkungen von pessimisti-
schen Szenarién auf die erwarteten Ergebnisse zeigen. Ein als hoch eingeschätztes Risiko
wirkt sich in Form von hohen Diskontraten oder verhältnismässig kurzen, vorgegebenen Rück-
zahlungsdauérn aus und beeinträchtigt dadurch die Wirtschaftlichkeit. Dynamische Verfahren
stellen zwar ein nützliches Hilfsmittel für die Beurteilunq der Wirtschaftlichkeit von Projekten
dar. Letztlich sind sie aber auch nur so gut, wie die Annahmen und Input-Daten, auf denen sie
beruhen. Eine objektive Entscheidungsgrundlage vermag auch dieses Instrument nicht zu lie-
fern. Neben den geldmässigen Kosten und Nutzen ist es wichtig, dass auch die andern quanti-
fizierbaren und nicht quantifizierbaren Kosten und Nutzen ausgewiesen werden, da diese
auch gute Argumente für den Verkauf von ESMA bilden (vgl. Figur 3.1 in Kapitel 3).

e) Transaktionskosten

Vielfach ist es nicht der direkte geldmässige Aufwand, der die Untersuchung oder Realisie-
rung von möglichen ESMA verhindert. Es sind vielmehr der “übrige Aufwand” und die Umtrie-
be, die damit verbunden sind. Management-Zeit ist oft der grösste Engpassfaktor. Diese wird
aber, wie andere Transaktionskosten, in den Kosten-/Nutzenvergleichen meistens nicht be-
rücksichtigt. Einer Berücksichtigung und vor allem einer Reduktion der Transaktionskosten
durch ein Angebot von “pfannenfertigen” Lösungen kommt daher in vielen Fällen eine fast
ebenso grosse Bedeutung wie der Reduktion der direkten Projektkosten zu.

f) Finanzierung

Finanzierung muss nicht immer, aber kann ein wichtiges Problem darstellen. Dies vor allem
dort, wo Eigenmittel oder Verschu1dungsmöglichkeiten fehlen. Wie die Verschuldungsmöglich-
keiten, so hängen auch die Darlehensarten und Zinsen von der jeweiligen Kategorie des
Schuldners und nicht vom Projekt ab. Weitere Ausführungen zur Finanzierung finden sich un-
ter Punkt 8.5.

q) Anreize

Diese sind inhaltlich klar von der Finanzierung zu trennen, auch dann, wenn sie dem Kunden
gemeinsam, z.B. als verbilligtes Darlehen, angeboten werden. Die Finanzierung beeinflusst
die Mög1ichkeit des Investors, Kapital zu beschaffen. Finanzielle Anreize, wie Preisrabatte
oder Zinsverbilligungen daqegen beeinflussen die Wirtschaftlichkc.it des Projekts. EVUs kön-
nen aus energiewirtschaftlicher Sicht nur so weit finanzielle Anreize für die Realisierunq
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von ESMA geben, als sie damit zusätzliche Kosten auf der Produktionsseite vermeiden kön-
nen und dadurch das durchschnittliche Tarifniveau für die Gesamtheit der Kunden nicht stär-
ker als bei der Realisierung der Produktionsalternative angehoben wird. Damit ein wirklicher
Anreiz für das unternehmerische Angebot von Energie-Dienstleistungen besteht, muss der Ge-
winnanreiz mindestens gleich gross oder grösser als für die Energielieferung sein.

h) Risikobeschränkunq

Eine Möglichkeit der Risikobeschränkung ist die Erfolgsbeteiliqung dort, wo sie ohne grossen
Aufwand getätigt werden kann. Eine weitere Möglichkeit bestünde darin, dass Energiesparpro-
jekte zu Handen des Bauherrn und der Bank von einer “akzeptierten Fachstelle” beurteilt wür-
den. Enerqiespardarlehen mit Sonderkonditionen sollten einerseits nur dann zugesprochen
werden, wenn sie die dafür gestellten Anforderungen erfüllen. Anderseits könnte damit auch
gegenüber dem Bauherrn eine gewisse Treuhänderfunktion wahrgenommen werden. Diese
Aufgabe könnten z.B. die bestehenden Energieberatungsstellen oder zu beauftragende Inge-
nieur- und Beratungsbül-ôs wahrnehmen.

i) Erfol skontrolle

Diese hat einerseits die Funktion, den ausgewiesenen Erfolg zu überprüfen und das laufende
Sammeln und Auswerten von Erfahrungen zu fördern. Damit wird auch das Risiko für zukünfti-
ge Projekte reduziert. Anderseits kann sie sich auch dazu beitragen, das Energieverbrauchs-
bewusstsein zu schärfen und aufzuzeigen, wo wieviel Energie verbraucht wird. Sie stellt auch
eine Voraussetzung für das laufende Ueberprüfen des guten Funktionierens der Anlagen dar
und gibt Anstösse für nötige Unterhalts- oder weitere Verbesserungsmassnahmen. In diesem
Bereich könnte einiges von den Erfahrungen professioneller Heizungs- und Anlage-Ueberwa-
chungsfirmen übernommen werden.

Die Erfolgskontrolle umfasst zwei Stufen:

- einerseits eine globale Erfolgskontrolle auf der Ebene des Programms, die durch das EVU
oder deren Berater durchzuführen ist,

- anderseits eine detaillierte Erfolgskontrolle auf der Ebene eines Projekts, die in erster Li-
nie Sache des Kunden ist.

Auf beiden Ebenen ist es wichtig, ein günstiges Verhältnis zwischen Kontrollaufwand und Kon-
trollnutzen zu finden, und die Erfahrungen zur laufenden Verbesserung des Programms zu
nutzen.
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8.5. Finanzierungsmassnahmen

8.5.1 Kriterien für die Unterscheidung verschiedener Finanzierungsformen

Die Bedingungen für die Finanzierung richten sich nicht in erster Linie nach der Art und Qualität der
Projekte, sondern nach der Art und Qualität der Schuldner und ihrer Sicherheiten. Wichtige Kriterien,
nach denen Finanzierungsformen unterschieden werden können, sind:

- der Kapitalgeber,
- die Kategorie der Schuldner,
- die Art der Sicherheiten,
- die Darlehensbedingungen,
- das Eigentum am finanzierten Objekt.

Je nachdem, ob der Kapitalgeber der Investor selbst oder ein Dritter ist, wird zwischen Eigen- und
Fremdfinanzierung unterschieden. Ein eigentliches Finanzierungsproblem stellt sich nur im Fal1e ei-
ner Fremdfinanzierung.

Die Schuldner können grob in die Kategorien Privathaushalte, Unternehmen und öffentliche Hand un-
terteilt werden. Bei den Unternehmen können weiter kleine und mittlere sowie grosse Unternehmen
unterschieden werden. Je nach Kategorie der Schuldner sind die geeigneten Finanzierungsformen
und die Zinsbedingungen unterschiedlich (vgl. Figur 8.4).

Die Art der Sicherheiten oder Garantien ist ausschlaggebend für die Unterscheidung der verschiede-
nen Darlehensformen und damit auch für die Darlehensbedingungen wie Laufzeit, Rückzahlung,
Zinssatz usw. Da sich die Laufzeit nach der Darlehensform richtet, muss darauf geachtet werden,
dass die Lebens- und Amortisationsdauer der Investition und die Laufzeit des Darlehens in Ueberein-
stimmung gebracht werden können. Idealerweise entspricht die Laufzeit des Darlehens der wirtschaft-
lichen Lebensdauer der Investition. Beim Zinssatz muss unterschieden werden zwischen der
Zinsstruktur und dem Zinsniveau. Die Zinsstruktur ist einerseits abgestuft nach der Darlehensform
und den entsprechenden Sicherheiten und anderseits nach der Kategorie des Schuldners.

Das Zinsniveau hängt daqegèn weitgehend von der Angebots- und Nachfragesituation auf dem Geld-
und Kapitalmarkt ab. Es widerspieqelt damit die relative Knappheit der verfügbaren Geldmittel zu ei-
nem gegebenen Zeitpunkt.

IVenen den klassischen Darlehensformen besteht eine weitere Möglichkeit zur Lösung von Finanzie-
rungsproblemen darin, statt von einem Dritten Geld ausleihen, um damit eine Investition zu finanzie-
ren, sich direkt die Investition durch einen Dritten finanzieren zu lassen und sie sich zum exklusiven
Gebrauch auszuleihen. Im Falle der klassischen Darlehensfinanzierung geht das Investitionsgut in
das Eigentum des Schuldners über. Im Falle der flrittfinanzierunq dagegen
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bleibt das Investitionsgut während der Laufzeit der Finanzierung im Eigentum des Dritten und kann an-
schliessend vom Schuldner zu den vertraglich vereinbarten Bedingungen (Restwert) übernommen
werden. Diese Form kommt im Fall des Leasings und des Drittinvestors zur Anwendung.

8.5.2 Relevante Formen für die Finanzierung von ESMA

Nach den aufgezeigten Kriterien können eine Vielzahl von Darlehensformen unterschieden werden.
Die für die Finanzierung von Energiesparmassnahmen relevanten Formen sind:

1. Hvpothekardarlehen

Aufgrûnd der guten Sicherheiten, die Liegenschaften darstellen, ist dies die zinsgünstigste
Darlehensform. Sie eignet sich für Privathaushalte und Unternehmen, wird aber für die öffentli-
che Hand nicht angewendet. Die Darlehenslimiten richten sich vor allem nach dem Liegen-
schaftswert und dem Einkommen des Schuldners, bzw. der Tragbarkeit des Darlehens für
den Schuldner. Bei der Realisierung von ESMA sollten diese Limiten entsprechend den erwar-
teten Einsparungen bei den Energiekosten erhöht werden. Bei vielen Unternehmen ist der Lie-
genschafts¨wert, im Vergleich zum erforderlichen Kapital, begrenzt. Damit sind auch die
Möglichkeiten einer Finanzierung von ESMA über Hypothekardarlehen beschränkt.

2. Darlehen mit Büraschaftsqarantie

Darlehen mit Bürgschaftsgarantie sind vorwiegend persönliche Darlehen. Bei diesen tritt die
Bürgschaftsgarantie an die Stelle von andern Sicherheiten. Die Verschuldungsmöglichkeiten
eines Investors können dadurch erweitert werden. Diese Darlehensform ist vor allem geeignet
für kleine und mittlere Unternehmen, die Zugang zu einer entsprechenden Bürgschaftsgenos-
senschaft haben. Sie ist aber etwas teurer als Hypothekardarlehen. Für Berggebiete und Re-
gionen; die wirtschaftlich gefördert werden sollen, werden für solche Darlehen, unter
bestimmten Voraussetzungen, zum Teil noch Zinsverbil1igungen gewährt, was aber nicht eine
Finanzierungs- sondern eine Förderungsmassnahme l5ubvention1 darstellt.

Bürqschaftsgarantien werden auch, in Verbindung mit der Wohnbauförderung, für die bessere
Sicherung nachrangiger Hypotheken gegeben. Damit können günstigere Zinsbedingungen er-
reicht werden.
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3. Darlehen an kommerzielle Kunden und öffentlichrechtliche Körperschaften

Dies sind Darlehen ohne eigentliche Sicherheiten, die entweder Unternehmen oder der öffent-
lichen Hand gewährt werden. Die Darlehen der öffentlichen Hand werden üblicherweise ohne
spezielle Sicherheiten gewährt, d.h. sie werden durch das Gemeinwesen garantiert. Sie sind
für die Realisierung von ESMA geeignet, soweit sich das Gemeinwesen weiter verschulden
kann und will. Dies stellt aber im gegenwärtigen Zeitpunkt vielerorts ein Problem dar. Für Ün-
ternehmen ist diese Darlehensform vor allem für kurzfristige Vorhaben geeignet und ist in der
Regel teurer als die vorangehenden. Der Verzicht auf spez-ielle Sicherheiten setzt voraus,
dass der Darlehensnehmer blankokreditwürdig ist.

4. Leasing

Im Unterschied zu den vorangehenden Formen beeinflusst das Leasing die Verschuldungs-
möglichkeiten der Leasingnehmer nicht. Bei dieser Finanzierungsform wird das Objekt und
nicht das Kapital geliehen. Nach Art der Investition wird ein Investitionsgüterleasing lMobiliar-
leasingl und ein Immobilien-Leasing unterschieden. Beide richten sich an Unternehmen, und
es werden gewerblich und industriell nutzbare Mobilien und Immobilien verleast. Dabei gibt es
Untergrenzen von z.B. Fr. 30’000. für Mobilien oder Fr. 500’000.- bis l’000’000.- für Immobili-
en. Diese werden dem Leasingnehmer gegen Bezahlung eines Leasingzinses zu Nutzen und
Gebrauch überlassen.

Das Leasing ist eine objektbezogene Finanzierungsform. Es eignet sich daher für Investitio-
nen, die als eigenständiges Objekt abgegrenzt werden können und für die ein Eigentumsvor-
behalt errichtet werden kann. Der Begriff “Mobilien” wird von den Leasingfirmen
unterschiedlich ausgelegt. Bei einer weiten Auslegung können energiesparende Geräte und
Anlagen sowohl bei Neuinvestitionen als auch bei Renovationen und Sanierungen finanziert
werden. Bei einer engen Auslegung dagegen nur bei Neuinvestitionen. Das Immobilienleasing
ist dagegen aus rechtlichen Ueberlegungen nur auf ganze Gebäude und Neuinvestitionen an-
wendbar. Die Verzinsung, ohne Rückzahlung, liegt beim Leasing zirka 2 ¨ höher als bei Neuhy-
potheken. Die Rückzahlung kann unter Umständen entsprechend den erwarteten Erträgen
flexibel gestaltet werden.

Das Leasing für lnvestitionsgüter und Immobilien richtet sich vor allem an Firmen, die im Han-
delsregister eingetragen sind. Im Unterschied zu Privatpersonen, können diese zudem bei
den Steuern die vollen Leasingzinsen als Aufwand vom Einkommen abziehen. Eine Anwen-
dung auf die Finanzierung von Vorhaben der öffentlichen Hand ist
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bisher noch kaum gebräuchlich. Angesichts der heutigen angespannten Finanzlage vieler Ge-
meinwesen könnte sie aber eine neue Möglichkeit darstellen. Die Frage wird jedenfalls von ei-
ner der angefragten Leasing-Firmen weiter abgeklärt.

In der Figur 8.4 wird ein Ueberblick über die wichtigsten Finanzierungsformen und ihre Eig-
nung für die verschiedenen Schuldnerkategorien gegeben.

Figur 8.4: Finanzierungsformen

8.5.3 Anwendung auf die Finanzierung von ESMA

Aus der Figur 8.4 wird ersichtlich, welche Finanzierungsformen sich für welche Schuldner zur Finan-
zierung von ESMA tendenziell am besten eignen könnten. In einem konkreten Fall hängt die Auswahl
der geeigneten Finanzierungsform jedoch noch von weiteren Faktoren, wie den zu finanzierenden Vor-
haben, den Verschuldungsmöglichkeiten und den Liquiditätsproblemen der Schuldner usw. ab. Auf-
grund der Vielfältig-
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keit der ESMA und der unterschiedlichen Problemstellungen, die sich bei den entsprechenden Inve-
storen ergeben, kann ein Finanzierungsinstrument nicht losgelöst von der konkreten Problemsituation
entwickelt werden. Ebenso wie eine erfolgversprechende Informationsstrategie nicht ohne eine kon-
krete Analyse der Informationsbedürfnisse der Zielgruppe aufgebaut werden kann. Dies hat sich z.B.
auch im Programm für Gewerbe und Kleinindustrie gezeigt, das im Rahmen des Stromsparclubs der
BKW in Zusammenarbeit mit verschiedenen Energieberatungsbüros durchgeführt wird. Zu Beginn die-
ses Programms wurde der Finanzierung ein hoher Stellenwert eingeräumt. Im Verlaufe der Untersu-
chung zeigte es sich aber, dass sich die Frage der Finanzierung, wenn überhaupt, erst sehr spät
stellt. Zudem ist eine Finanzierung, die nicht über die bereits bestehenden Bankverbindungen
abgewickelt werden kann, mit relativ hohen Transaktionskost.en für Bank und Kunden verbunden. Auf-
grund dieser Erkenntnisse musste die ursprüngliche Einschätzung der Bedeutung der Finanzierung re-
vidiert werden. Wie andere Instrumente stellt auch die Finanzierung ein mögliches Mittel zur
Förderung des Energiesparens dar. Dessen Stellenwert und die konkrete Ausgestaltung muss aber
im Rahmen eines zielgruppenorientierten Marketingkonzepts untersucht und definiert werden. Dies ist
umso wichtiger, als die Finanzierung in erster Linie kundenspezifisch und nicht projektspezifisch aus-
gerichtet ist. Die Uebersicht in Figur 8.4 kann jedoch Anhaltspunkte geben, welche Möglichkeiten in ei-
nem konkreten Fall näher geprüft werden sollten.
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9. Hinweise für die Umsetzung

Die Ausführungen in Kapitel 8 geben einen Ueberblick über die Problemstellung sowie die möglichen
Ziele, Vorgehensweisen und Massnahmen für den Aufbau einer Energiesparstrategie. Was kann nun
aber ein EVU oder ein Energieberater konkret damit anfangen? Wo und wie sollen sie beginnen,
wenn sie eine wirksame Energiesparstrategie a¨s Teil des Nachfrage-Managements aufbauen und
umsetzen wollen? Im Rahmen dieser Studie können keine umfassenden Antworten auf diese Fragen
qeqeben werden. Auch allgemein gültige Rezepte können nicht geliefert werden. Dafür ist die Situati-
on bei den Kunden von einem EVU zum andern zu unterschiedlich. Es soll aber versucht werden, eini-
ge Hinweise zu qeben, die das praktische Vorgehen für die Umsetzung noch etwas anschaulicher
und fassbarer machen. Das bedeutet, dass die folgenden methodischen Hinweise noch nicht als Lö-
sungen, sondern als mögliche Wege zum Finden von eigenen, auf die konkrete Situation zugeschnit-
tenen Lösungen zu verstehen sind.

9.1. Anwendung strategischer Prinzipien

Für die EVUs, die bisher vorwiegend in der Produktion und Verteilung, d.h. im Energiegeschäft oder
Energieabsatzmarkt tätig waren, bedeutet ein aktives unternehmerisches Engagement im Energie-
sparmarkt eine Diversifikation ihrer Unternehmenstätigkeit. Der Aufbau einer Diversifikationsstrategie
ist mit einem beträchtlichen Aufwand verbunden. Deshalb ist es wichtig, dass dabei nach strategi-
schen Prinzipien vorgegangen wird. Unter den verschiedenen Prinzipien, [30] scheinen uns für einen
erfolgreichen Einstieg in den Energiesparmarkt vor allem die folgenden bedeutsam zu sein:

a) Konzentration der Mittel auf wenige prioritäre Tätigkeitsfelder (vgl. dazu auch Figur 8.3). Es ist
notwendig, die einzelnen Teilmärkte für Enerqiesparmassnahmen wesentlich eingehender als
bisher zu untersuchen, um eine erfolgreiche Marketingstrategie entwickeln zu können.

b) Suchen von Synergien. Die einzelnen Teilmärkte auf dem Energieabsatzmarkt und auf dem Ener-
qiesparmarkt stehen in einem mehr oder weniger starken Substitutionsverhältnis zueinander.
Die Aktionen auf dem Energiesparmarkt sollen daher dort beginnen, wo Synergieeffekte aus-
genützt werden können (vgl. Abschnitt 9.2).

c) Nachhaltigkeit. Wenn mit einer Massnahme erreicht werden kann, dass eine alte, ineffiziente Ge-
friertruhe drei Jahre früher als sonst durch eine Spartruhe ausgewechselt wird, dann ent-
spricht der Nutzen der eingesparten Energie während 3 Jahren. Wenn dagegen erreicht
werden kann, dass ein neues Haus enerqiesparend gebaut und einqerichtet wird, dann ent-
spricht der Nutzen der eingesparten Energie während der ganzen Lebensdauer dieses Hau-
ses und dessen Einrichtungen. Dies trifft natürlich nicht nur auf Bauten, sondern auch auf
andere langlebige Ànlaqen oder Investitionsgüter zu. Aus diesem Grunde muss versucht wer-
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den, gezielt die langfristig wirksamen Entscheide über Energieverbrauch und Energiesparen
zu beeinflussen. Diese werden aber meistens nicht in Funktion des Energiesparens, sondern
in Funktion der Erfüllung des Hauptzweckes des entsprechenden Projekts gefällt. Vereinfacht
ausgedrückt wird der Energieverbrauch weitgehend bestimmt durch:

- Neu- und Umbauten von Häusern und Anlagen (lanqfristig),
- Neu- und Ersatzbeschaffung von Geräten (mittelfristig),
- Änderung des Gebrauchs (kurzfristig).

Dies zeigt, dass eine nachhaltige Wirkung auf das Energiesparen vor allem über den Bau-
und Investitionsgütersektor sowie die Gerätebeschaffung erzielt werden kann. Wenn ein Haus
oder eine Anlage einmal gebaut oder saniert ist, dann ist weitgehend entschieden, ob sie aus
der Sicht des Ènergiesparens unter die “Aktiven”oder die “Hypotheken” eingereiht werden kön-
nen. Die Energieberatung kann anschliessend nur noch sehr begrenzte Veränderungen bewir-
ken. Je nach Anwendung kann das Benutzerverhalten einen mehr oder weniger starken
Einfluss auf den Enerqieverbrauch ausüben. Es ist aber über Inforrt¨tion allein nur schwer ver-
änderbar. Lösungen werden deshalb heute vermehrt in Richtung “intelligente Gebäudetechno-
logie” gesucht, die den Einfluss des Benutzerverhaltens reduzieren.

Aufgrund der Abhängigkeit des Energieverbrauches von Entscheiden, die weitgehend nach
anderen Kriterien qefällt werden, und der relativ beschränkten späteren Veränderbarkeit, stellt
sich die Frage: “Wie können die entsprechenden Entscheide rechtzeitig im Sinne einer ratio-
nellen Energieverwendung beeinflusst werden?” Zur Beantwortung dieser Fragen gibt es fol-
gende strategische Ansatzpunkte:

- Sicherstellen, dass die Fragen der rationellen Energieverwendung möglichst früh in
das Planungsverfahren Eingang finden. Je mehr schon vorgegeben ist, desto weniger ist
noch beeinflussbar. Für dieses Anliegen sind bei ¨Bauten die Architekten sicher die
Hauptadressaten. Sie müssen dafür sensibilisiert und motiviert werden, werden aber in vielen
Fäl1en die energietechniscne Optimierung nicht selber vornehmen können. Was deshalb an-
zustreben ist, ist eine Zusammenarbeit zwischen Architekt und Energieberater, ähnlich wie sie
heute zwischen Architekt und Bauingenieur funktioniert. Der Energieberater könnte dann, ähn-
lich wie hèute der Bauing,enieur, mit der Zeit vielleicht ebenfalls gewisse Garantiefunktionen ii-
bernehmen. Durch das Angebot einer Untersuchung von enerqietechnischen Problembauten
oder -anlagen könnte vielleicht auch eingewisser Druck auf Architekten und Planer ausgeübt
werden, die dem Energieverbrauch keine qenüqende Beachtung schenken.
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- Automatische Koordination von Baubewilligungsverfahren und öffentlicher oder privater
Energieberatung. Gleichzeitig mit der Beurteilung des Energienachweises sollen dem Bau-
herrn und dem Architekten auch Hinweise über mögliche Einsparungen gegeben und eine ent-
sprechende Energieberatung angeboten werden. Dies ist zwar schon sehr spät, aber immer
noch besser als erst beim Offertverfahren, oder wenn der Bau oder die Anlage schon steht.
Zudem stellt das Baubewilligungsverfahren das einzige Verfahren dar, wo alle Bauvorhaben
öffentlich bekannt werden. Viele Bauherren (und auch Architekten) sind heute in diesen Fra-
gen überfordert und wären sogar bereit, etwas für die Energieberatung zu bezahlen, wenn sie
effizient und benutzerfreundlich angeboten würde.

- Gezielte Durchführung von Energieverbrauchsmessungen. Energieberatung wird effizi-
enter und wirkt glaubhafter, wenn der Sparerfolg nicht nur in der Literatur, sondern wenn mög-
lich anhand von Messungen in der Nachbarschaft nachgewiesen werden kann
(Demonstrationseffekt). Die Messungen können zudem Aufschluss geben über die Zusam-
mensetzunq des Energieverbrauchs und die Faktoren, die auf ihn einwirken. Dies bedeutet,
dass die Energieberatung in Zukunft mehr präventiv oder vorausschauend und weniger im
Nachhinein, als Pannenhelfer eingesetzt werden sollte. Zudem muss neben den Investitionen
auch der Erfolgskontrolle und dem optimalen Betrieb und Unterhalt mehr Aufmerksamkeit ge-
schenkt werden.

d) Produktdifferenzierung . Wie kann sichtbar gemacht werden, dass jemand in einem energiespa-
renden Haus wohnt und energiesparende Apparate installiert hat? Vielleicht könnten sie durch
ein “Gütesiegel” gezeichnet werden, das dafür entwickelt werden müsste. Die Frage kann hier
nur gestellt, aber nicht beantwortet werden. Die äussere Wahrnehmbarkeit ist jedoch im heuti-
gen Marktumfeld ein entscheidender Faktor, für den die Kunden einiges zu zahlen bereit sind.
Dies zeigt sich z.B. auf dem Markt für ‘l’-Shirts, Autos oder Photovoltaikanlagen.

e) Schaffung einer zweckmässigen Organisation. Solange Energiesparen im Rahmen der allge-
meinen Verwaltungskosten eines EVÙs betrieben wird, besteht nur ein begrenzter Er-
folgs¨wang. Es ist deshalb entscheidend dass sich dieser Bereich in Richtung eines
eigenständigen Unternehmenszweiges oder Profit-Centers entwickelt, mit eigenem Budget so-
wie eigenem technischen und Marketinq-Personal. Oder dass dafür entsprechend ausgebilde-
te unabhängige Energieberater engagiert werden. Auch wenn, im Sinne von vermiedenen
Kosten (vgl. Figur 7.6), finanzielle Anreize für Energiesparprogramme ausgerichtet werden,
müssen diese klar erfasst und mit den erreichten Erfolgen verglichen werden können. Zudem
wirkt nichts so motivierend wie Erfolg!
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f) Beharrlichkeit. Energiesparen als Aktivität in einem neuen Markt braucht solide Grundlagen und
Aufbauarbeit. Sie kann deshalb nur mit Erfolq betrieben werden, wenn sie mit der nötigen Be-
harrlichkeit verfolgt wird. Einmal getroffene Entscheide dürfen daher nicht unter dem Eindruck
kurzfristiger Einflüsse wieder in Frage gestellt werden. Diversifikation in den Enérgiesparmarkt
braucht sorgfältige Aufbauarbeit, muss sich auf langfristige Ziele ausrichten und darf deshalb
nicht erst dann beginnen, wenn die Konjunktur dafür gerade günstig ist.

g) Wille zum Handeln. Wie in jedem neuen Markt ist die Entschlossenheit und der wirkliche Wille
zum Handeln ein ganz entscheidender Faktor. Die Bedeutung des Energiesparmarktes mag
zwar im Vergleich zum Energieabsatzmarkt am Anfang unbedeutend sein. Für die Akzeptanz
und damit verbundén den langfristigen Erfolg eines Energieträgers, wie auch eines EVUs,
kann der Erfolg auf dem Energiesparmarkt aber von strategischer Bedeutung sein.

9.2. Anknüpfen an Nutzenpotentialen

Sowohl bei EVUs als auch bei den Kunden sollen Aktivitäten im Bereich des Energiesparens soweit
als möglich über Motivation und sowenig als möglich durch Zwang erfolgen. Nicht nur der Kun-
de, sondern auch das EVU muss s¨ch deshalb überlegen: “Wo bringen mir Aktivitäten im Bereich des
Energiesparens den grössten Nutzen?”. Dabei ist zu beachten, dass Aktivitäten zur rationellen Ener-
gieverwendung auch den Energieabsatz beeinflussen und dass es daher zwischen diesen Bereichen
Interessenskonflikte geben kann. Mögliche Anknüpfungspunkte für Aktivitäten eines EVUs im Be-
reich des Nachfrage-Managements sind deshalb unter den heutigen Rahmenbedingungen:

- Massnahmen, die eine bessere Ausnützung der bestehenden Anlagen auf der Angebotsseite ¨nd das
Hinausschieben oder Vermeiden entsprechender Zusatzinvestitionen ermöglichen.

- Massnahmen, die das Erschliessen eines Sparpotentials für die Kunden ultd gleichzeitig ein umwelt-
schonendes Absatzpotential für das EVU erlauben.

- Massnahmen, mit denen das Erschliessen eines Sparpotentials für die Kunden und gleichzeitig ein
zusätzliches Angebot von Leistungen durch das EVU lvertikale Integration) erreicht werden kann.

Diese drei möglichen Anknüpfungspunkte werden nun anhand von möqlichen Fällen veranschaulicht.
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9.2.1 Bessere Ausnützung der angebotsseitigen Anlagen

Ein EVU steht konkret vor der Situation, dass es, gemäss der erwarteten Entwicklung der Nachfrage
in einer Region, eine neue Unterstation bauen muss. Die notwendige Investition beträgt beispielswei-
se Fr. 8 Mio. für die Unterstation und Fr. 6 Mio. für die oberspannungsseitige Zuleitung. Die angenom-
mene Lebensdauer der Unters¨ation beträgt 40 Jahre und diejenige der Zuleitung 60 Jahre. Daraus
ergeben sich, bez 8 % Zins, durchschnittliche jährliche Kapitalkosten (Annuität) von Fr. 860’000.- so-
wie Betriebs- und Unterhaltskosten von Fr. 110’000.-, d.h. insgesamt Kosten von Fr. 970’000.- pro
Jahr.

Anderseits beträgt der heute geschätzte Bedarfszuwachs für die nächsten 15 Jahre 2 % pro Jahr, die
Entwicklung ist aber unsicher, da in dieser Gegend auch Eigenerzeugungsanlagen geplant sind. Bei
gleichbleibender Zunahme dauert eine Verdoppelung des Bedarfs rund 35 Jahre. Bei abnehmender
Bedarfszunahme sogar länger. Es würde daher sehr lange dauern, bis die neue Unterstation ausle-
gungsgemäss ausgelastet wäre. Durch ein Hinausschieben der entsprechenden Investition um 5 Jah-
re könnten einerseits die entsprechenden Anlagekosten gespart und anderseits das Risiko einer
Ueberinvestition vermindert werden. Aus diesem Grund könnte das E1tVU Interesse daran haben, sei-
ne Anstrengungen im Bereich des Nachfragemanagements geographisch auf dieses Gebiet zu kon-
zentrieren. Diese könnten bestehen aus:

- Massnahmen im Bereich des Last-Managements zur Reduktion der Leistungsspitze, wie z.B. Aus-
bau der Rundsteuerung,

- Tarifliche Massnahmen, wie z.B. Verträge für unterbrechbare Lieferungen für grosse Verbraucher,

- Energiedienstleistungen, die vor allem den Verbrauch während Höchstlastzeiten reduzieren, wie
z.B. Wärmepumpen mit Speicher oder bivalente Systeme.

Damit ein EltVU Interesse an der Ausführung der entsprechenden Massnahmen hat, dürfen die Ko-
sten der “Vermeidung” auf der Nachfrageseite - unter Berücksichtigung der Wirkungszeiträume - nicht
höher als die zusätzlichen Kosten der Erstellung und des Betriebs auf der Angebotsseite sein. Zudem
muss auch eine angemessene Entschädigung für die eingesparte Energie und den dadurch entgange-
nen Gewinn für das EltVU in den Kosten für die Vermeidung angerechnet werden können.

Die gleichen Ueberlegungen können auch auf die Vermeidung oder das Hinausschieben des Baus
von neuen Produktionsanlagen angewendet werden.
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9.2.2 Erschliessen von neuen Spar- und Absatzmöglichkeiten

Bis auf wenige Ausnahmen ist die Installation von elektrischen Widerstandsheizungen heute durch
den Energienutzungsbeschluss faktisch verboten. Dadurch und durch das schlechte Image dieser An-
wendungsart in der Schweiz besteht die Gefahr, dass die Elektrizität im Wärmemarkt nach und nach
durch fossile Energieträger verdrängt wird, was den Bemühungen um die Luftreinhaltung und die Be-
grenzung des C02-Ausstosses diametral entgegenläuft. Die Wärmepumpe (elektrisch oder Gas) stellt
eine Lösung dar, die sowohl den Zielen der rationellen Energieverwendung als auch den Zielen der
Luftreinhaltung entgegenkommt. Sie ist aber bei den heutigen Energiepreisen nicht wirtschaftlich, und
die verkaufte Stückzahl ist noch sehr gering. Im Gegensatz zu anderen Heizsystemen ist sie bei den
Kunden noch wenig bekannt, und Architekten und Heizungsinstallateure sind mit den Auslegungs-
und Einsatzmöglichkeiten noch wenig vertraut. Der Informations- und Planungsaufwand ist daher im
Vergleich zu anderen Heizsystemen gross (hohe Transaktionskosten), und es gibt kaum Stand-
ardlösungen. Auch das Risiko wird dadurch höher als bei anderen Heizsystemen eingeschätzt.

Auf der anderen Seite könnte bei einem Durchbruch sowohl ein neues Energiesparpotential als auch
ein Energieabsatzpotential erschlossen werden, das unter anderem auch eine bessere Auslastung
der angebotsseitigen Anlagen ermöglicht. Dabei könnte sich die Elektrizität vor allem auf die Gegen-
den konzentrieren, in denen kein Gas vorhanden und daher die Installation von Gaswärmepumpen
nicht möglich ist. Da die Abgabe von Wärme leicht gemessen werden kann, wäre es zudem auch
denkbar, dass das EVU dem Kunden Nutzenergie (Wärme) statt Endenergie (Elektrizität oder Gas)
verkauft. In diesem Fall könnte das EVU auch für eine intelligentere Haustechnik mit professioneller
Betreuung der Anlage besorgt sein.

Eine weitere Möglichkeit bestünde auch darin, die Anlage zu “leasen”. Dadurch könnte der im Ver-
gleich zu andern Heizsystemen, die mehr Endenergie verbrauchen, höhere Kapitalbedarf am Anfang
für die Investitionen vermieden werden.

Die gleichen Ueberlegungen gelten auch für den Einsatz von Wärmetauschern, mit denen durch den
Einsatz von Elektrizität (Pumpen- und Ventilatorenantrieb) sonst verlorene Abwärme rekuperiert und
in Nutzenergie umgewandelt werden kann:

Sowohl Wärmepumpen als auch viele andere Geräte, die einen effizienteren Energieeinsatz ermögli-
chen, weisen gegenüber herkömmlichen Geräten einen Wettbewerbsnachteil auf. Aufgrund der relativ
kurzen bisher genutzten Entwicklungszeit und der geringen produzierten Stückzahlen sind sie auf der
Lernkurve noch ziemlich weit oben angesiedelt. Wie die Figur 9.1 auf der folgenden Seite zeigt, wei-
sen sie daher, im Vergleich zu den herkömmlichen Lösungen, hohe Stückkosten auf, die erst mit grö-
sseren produzierten Stückzahlen abnehmen. Ziel einer
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entsprechenden Einführungs- und Förderungsstrategie muss es deshalb sein, die nötigen Vorausset-
zungen zu schaffen, damit die Mindestzahl erreicht werden kann, ab der das neue Produkt konkur-
renzfähig wird. Der Preis liegt dann immer noch über demjenigen des alten, aber aufgrund der
möglichen Einsparungen hat es bei diesem Preis (Zielpreis) die Wirtschaftlichkeitsschwelle erreicht.

Figur 9.1: Lernkurve

Die Lernkurve zeigt die Kostensituation eines neuen und eines alten Produktes aufgrund der unter-
schiedlich grossen produzierten Stückzahl auf. Der Verlauf der Einführung eines neuen Produktes ist
aber nicht allein von den Kosten abhängig. Ein neues Produkt hat neben dem Nachteil höherer Ko-
sten auch Vorteile, die durch ein entsprechendes Marketing geschickt zur Absatzförderung eingesetzt
werden können (vgl. Punkt 9.3)
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9.2.3 Erschliessen eines Sparpotentials durch Erweiterung des Dienstleistungsangebots

EltVUs, die einen Installationsdienst betreiben, können diesen durch andere Dienstleistungen erwei-
tern. Dadurch können sie einerseits zur rationellen Verwendung der Elektrizität beitragen aber ander-
seits auch ihr Dienstleistungsangebot ausbauen und gegenüber der Konkurrenz differenzieren. Das
bedeutet, dass nicht nur, wie bisher, ein qualitativ guter und kostengünstiger Elektroinstallationsdienst
angeboten wird, der bei der Steckdose oder beim Lampen- oder Geräteanschluss endet. Vielmehr sol-
len dem Kunden weitergehende Dienstleistungen angeboten werden, die näher an seine Bedürfnisse
herankommen, wie z.B..

- ein angenehmes und effizientes Beleuchtungssystem,
- ein optimales Warmwasseraufbereitungs- und Verteilsystem (in dem die Verluste im Boiler und im

Verteilsystem mitberücksichtigt werden),
- benutzerfreundliche, und richtig ausgelegte und aufeinander abgestimmte Wasch- und Trok-

keneinrichtungen,
- eine prestigefördernde, praktische und energie-effiziente Kücheneinrichtung.

Diesen Anforderungen könnte besser Rechnung getragen werden, indem der bisherige Elektroinstalla-
tionsdienst durch das Angebot von entsprechenden Planungs- und Beratungsdienstleistungen er-
gänzt wird. Diese umfassen dann sowohl die Installation der Elektrizitätsverteilung in den Gebäuden
als auch die Geräte für die Umwandlung in Nutzenergie. Die letztere kann von der Beratung für die zu
installierenden elektrischen Systeme und Geräte bis hin zur Gesamtenergieberatung gehen. Dabei
müsste sichergestellt werden, dass die zusätzlichen Aufwendungen für die weitergehenden Dienstlei-
stunqen durch die eingesparten Kosten kompensiert werden und¨ dass zur Aufdeckunq von allfälligen
Planungs- oder Bedienungsfehlern auch eine entsprechende Erfolgskontrolle durchgeführt wird.

9.3. Auf Marketinq umschalten

Marketing ist mehr als nur eine weitere Massnahme, die als Ergänzung zur technischen Lösung oder
sozusagen als “Verpackung” von dieser eingesetzt wird. Dies soll in den folgenden Ausführungen an-
hand eines vereinfachten Vergleichs der Aktivitäten eines EltVUs auf der Angebots- und Nachfragesei-
te verdeutlicht werden.

Bisher nimmt bei vielen E1tVUs die Beschäftigung mit der Angebotsseite eine dominierende Stellunq
ein. Die ausreichende und sichere Bereitstellung der nachgefragten Energie stellt sehr hohe Ansprü-
che und stellte bisher die Hauptaufgabe dar. Wie wichtig diese ist, und auch in Zukunft sein wird, wird
uns erst bewusst, wenn die Elektrizitätsversorgung einnmal ausfällt. Entsprechend der Aufgabenstel-
lung sind die Haupt-
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kriterien für die Ausgestaltung der Projekte auf der Angebotsseite:

- technische Optimierung,
- Sicherheit,
- Wirtschaftlichkeit,
- Finanzierung,
- Umweltverträglichkeit.

Aufgrund dieser Kriterien wird die beste Prôjektvariante ausgewählt. Das EltVU kann, unter Berück-
sichtigung der gegebenen Rahmenbedingungen, autonom entscheiden und das Projekt realisieren.
Ein Marketing, in dem Kundenbedürfnisse und -entscheidungen berücksichtigt werden, ist daher für
Projekte auf der Angebotsseite kaum erforderlich. Zudem kann die zusätzlich zu erwartende Energie
und Leistung aus dem neuen Projekt relativ gut im voraus berechnet werden und wird nach Inbetrieb-
nahme auch gemessen (eindeutige Erfolgskontrolle).

In den letzten Jahren ist nun die rationelle Energieverwendung mehr und mehr, neben der Versor-
gung, zur zweiten Hauptaufgabe der EltVUs geworden. Obwohl es ein wirtschaftliches Sparpotential
gibt, kamen aber die anwendungsorientierten Sparprogramme, die sich aus der angebotsseitigen Er-
fahrung heraus entwickelt haben, nicht zum Tragen. Eine Lösung wurde in die Richtung gesucht,
dass man versuchte, dem Kunden in Ergänzung zur technischen Lösung noch weitere Dienstleistun-
gen, wie z.B. Beratung oder Finanzierung, anzubieten. Die Vorstellung, die diesem Vorgehen zugrun-
de liegt, geht davon aus, dass wenn dem Kunden eine Lösung angeboten wird, die:

- technisch einwandfrei,
- sicher,
- wirtschaftlich,
- finanzierbar und
- umweltfreundlich

ist, er sich eigentlich dafür entscheiden müsste. Diese Sicht ist zwar sehr rational, aber sie stellt die
Nachfrage nach Energiedienstleistungen aus der Sicht des Anbieters und nicht aus der Sicht des Kun-
den dar. Da aber auf dem Markt für ESMA der Kunde auswählt und entscheidet, ist letztlich seine
Sicht diejenige die zählt. Aus diesem Grunde müssen vor oder gleichzeitig mit dem Entwickeln von Lö-
sungen und Programmen für eine rationelle Energieverwendung auch die Bedürfnisse und das Ent-
scheidungsverhalten der Kunden untersucht werden. Da es verschiedene Kundengruppen mit
unterschiedlichem Verhalten gibt, muss der Markt dementsprechend in Teilmärkte unterteilt oder seg-
mentiert werden. Für jedes Segment, das z.B. einem Aktionsfeld in der Matrix der Figur entspricht,
muss eine Marktanalyse durchgeführt werden, in deren Rahmen Fragen geklärt werden, wie:

- Welche Bedürfnisse werden mit der betreffenden Energieanwendung direkt und indirekt befriedigt?
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- Nach welchen Kriterien entscheidet der Kunde in der entsprechenden Kaufsituation?

- Was hat potentielle Kunden bisher daran gehindert, sich für das betreffende energiesparende Pro-
dukt zu entscheiden?

- Welches sind die Schlüsselpersonen, die in die Marketingstrategie einbezoqen werden müssen?

- Welche Tendenzen und äussere Einflüsse wirken sich auf das Verhalten der Kunden und der Schlüs-
selpersonen aus und bestimmen damit die Entwicklung des Marktes?

Der Untersuchung der Bedürfnisse kommt dabei eine besondere Bedeutung zu. Dabei ist zu beach-
ten, dass Energie oder Elektrizitätskonsum keinem direkten Bedürfnis entspricht und dass die Elektri-
zitätsnachfrage eine abgeleitete Nachfrage darstellt. Eine sorgfältige Marktanalyse zur Abklärung des
Zusammenhangs zwischen den wirklichen Kundenbedürfnissen und dem Elektrizitätskomsum, oder
der rationellen Verwendung, stellt eine unentbehrliche Grundlage dar. Erst auf dieser Grundlage wird
es möglich, eine auf den betreffenden Markt abgestimmte Marketingstrategie zu entwickeln. Diese be-
stimmt, welche Instrumente in diesem Markt eingesetzt und wie diese ausgestaltet werden sollen, wie
z.B.:

- technische Problemlösung,
- Produktdifferenzierung,
- Information,
- Beratung,
- Werbung,
- Preisgestaltung,
- Finanzierung,
- finanzielle Anreize, usw.

Sie bestimmt auch die Schlüsselpersonen, wie Absatzhelfer und Absatzmittler, die miteinbezogen wer-
den sollen. In Fällen von Neuentwicklungen wird es vielfach auch notwendig sein, Marketingmassnah-
men mit öffentlicher Unterstützung zu koordinieren, damit ein Durchbruch auf dem Markt erreicht
werden kann. Dabei ist zu beachten, dass der Verlauf der Einführung eines neuen Produktes auf dem
Markt allgemein einer logistischen Funktion folgt, die auch als Markteinführungskurve [7] bezeichnet
werden kann (vgl. Figur 9.2 auf der folgenden Seite).



94

Figur 9.2: Markteinführungskurve

Der Verlauf der Markteinführungskurve ist einerseits durch die höheren Kosten, aber anderseits auch
durch andere Faktoren wie mangelnde Bekanntheit, fehlendes Fachwissen für die Planung und Instal-
lation, usw. bedingt. Wie aus der Figur 9.2 hervorgeht, kann durch gezielte Förderungs- und Marke-
tingmassnahmen die Einführungsphase verkürzt und der Marktdurchdringungsgrad erhöht werden.
Dabei ist die Förderung oder Unterstützunq vor allem Sache der öffentlichen Hand und das Marketing
vor allem Sache der Unternehmen. Beides sollte aber nach Möglichkeit aufeinander abgestimmt wer-
den.

Diese Ausführungen zeigen, dass sich der auf der Nachfrageseite notwendige kunden- oder zielgrup-
penorientierte Ansatz grundlegend vom vorausgehenden, skizzierten angebotsseitigen Ansâtz unter-
scheidet. Auf das eigentliche Marketing kann hier nicht weiter eingegangen werden. Im Grundsatz ist
es gleich, wie in anderen Märkten. Es gilt aber, den Marketingansatz kreativ auf dieses neue Gebiet
anzuwenden. Das stellt eine äusserst anspruchsvolle Marketingaufgabe dar, die auch das nötige tech-
nische Verständnis voraussetzt. Im Unterschied zu
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anderen Märkten ist dabei insbesondere zu beachten, dass auf dem Markt für ESMA vom Grundver-
ständnis einer rationellen Ressourcenverwendung  und nicht von einer Absatzförderung um jeden
Preis ausgegangen wird.

Rationelle Energieverwendung als Erfolgsstrategie und als gewinnorientierten neuen Unterneh-
mungszweig aufbauen! Das ist eine neue Herausforderung an Energieversorgungsunternehmen
und Energieberater, mit der sie sich im zunehmenden Wettbewerb werden profilieren können. Voraus-
setzung ist aber, dass auch für sie die Anreize stimmen!
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10. Zusammenfassung III. Teil: Energiesparstrategie

Das Konzept des Integrierten Ressourcen-Managements stellt ein langfristiges Ziel für eine um-
weltverträgliche und ressourcenschonende Entwicklung der Energiewirtschaft dar. Es vermittelt damit
einen umfassenden ¨eberblick ¨ber das gesamte Energieversorgungs- und Nutzungssystem. In die-
sem stellen das Angebots- und das Nachfragesystem zwei sich wechselseitig beeinflussende Subsy-
steme dar. Die effiziente Produktion und Uebertragung durch das EVU einerseits und die effiziente
Verwendung von Energie und Leistung durch die Kunden anderseits stellen zwei notwendige Voraus-
setzungen für die Optimierung des Gesamtsystems dar. In der heutigen Situation kann aber festge-
stellt werden, dass bei der Energieverwendung auf der Nachfrageseite, im Vergleich zur
Angebotsseite, ein erhebliches Sparpotential vorhanden ist. Dieses kann weitgehend auf ein Ungleich-
gewicht zwischen den Investitionen in die rationelle Bereitstellung und den Investitionen in die rationel-
le Verwendung von Energie zurückgeführt werden. Aus diesem Grunde sollten Investitionen in neue
Produktionsprojekte und Investitionen in Sparprogramme in Zukunft als A1ternativen zur Deckung ei-
nes zusätzlichen Energiebedarfes be-  , trachtet werden.

Im Kapitel  7 wird das Vorgehensprinzip für eine entsprechende Investitionsplanung dargestellt.
Gleichzeitig wird aber auch auf die Schwierigkeiten und ungelösten Fragen hingewiesen, die sich bei
einem so komplexen Planungsproblem stellen.

Die Ermittlung des wirtschaftlichen Sparpotentials ist ein wichtiges Problem, das gelöst werden
muss. Unter Umständen kann es aus energiewirtschaftlicher Sicht sinnvoll sein, für die Realisierung
von knapp unwirtschaftlichen Sparprogrammen finanzielle Anreize zu entrichten, wenn dadurch die
Realisierung von teureren Produktionsprojekten vermieden werden kann. Diese dürfen aber die ver-
miedenen zusätzlichen Kosten für das EVU nicht überschreiten, sonst führt dies zu volkswirtschaftlich
unerwünschten Quersubventionen. Aus diesem Grund ist nur dort eine Uebernahme der vollen Investi-
tionskosten für ein Sparvorhaben durch das EVU sinnvoll, wo es als Drittinvestor auftritt und damit
auch den entsprechenden Nutzen abschöpfen kann. Wirtschaftlichkeit und finanzielle Anreize sind
nicht nur auf der Ebene der Kunden wichtig. Auch ein EVU wird erst dann mit vollem Engagement auf
dem Energiesparmarkt aktiv werden, wenn es damit insgesamt (d.h. auf dem Enerqieabsatzund dem
Energiesparmarkt zusammengenommen) mehr verdient als eines, das ausschliesslich auf dem Ener-
gieabsatzmarkt aktiv ist.

Ein unternehmerisches Engagement im Energiesparmarkt eröffnet einem EVU ein neues, wenig
bekanntes Tätigkeitsfeld. Im Gegensatz zum Energieabsatzmarkt stellt der Energiesparmarkt einen
sehr vielschichtigen Markt dar, auf dem es neben den Kunden noch viele andere Marktpartner zu be-
rücksichtigen gilt. Eine Schwierigkeit besteht deshalb darin, sich auf diesem Markt zurecht zu finden
und sich nicht zu verzetteln. Deshalb braucht sowohl ein FVU als auch eine Energiebera-
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tungsfirma dafür eine klare Strategie, eine zweckmässige Organisation und ein gutes Marketingkon-
zept.

Die Strategie muss aufzeigen, welche langfristige Zielsetzung im Bereich der rationellen Energiever-
wendung verfolgt wird und welche kurz- und mittelfristigen Ziele erreicht werden sollen. Der entschei-
dende Punkt dabei ist, dass zur Festlegung der prioritären Aktionsfelder sowohl der
anwendungsorientierte als auch der kundenorientierte Blickwinkel berücksichtigt werden. Nach dem
ersten richtet sich vor allem die technische und nach dem zweiten die Marketinglösung. Wichtig ist
auch, dass in dieser Strateqie der Energieabsatzmarkt und der Energiesparmarkt als zwei interdepen-
dente Märkte gesehen werden. Anknüpfungspunkte für den Beginn neuer Aktivitäten bilden Aktionen,
die sich auf beide Märkte positiv auswirken. In diesem Sinn sollen Angebots- und NachfrageManage-
ment sich gegenseitig unterstützen.

Ein zweckmässige Organisation für die Energiedienstleistungen stellt eine weitere wichtige Voraus-
setzung für ein erfolgreiches Nachfrage¨Management dar. Der entscheidende Schritt ist dabei der Ue-
bergang zu einem Profit-Center oder zu einem eigenständigen, gewinnorientierten
Unternehmenszweig. Die Vorteile oder Leistungen, die diese Organisation für anderé Bereiche er-
bringt (vermiedene Ausbaukosten oder Kundenberatungl müssen aber abgegolten werden. Es ist je-
doch entscheidend, dass sie über eigenes Personal sowie ein eigenes Budget verfügt und ihren
Erfolg auch ausweisen kann. Damit kann sie sich auch selbständig für Projekte bewerben und eigene
Mittel erarbeiten. Für kleine EVU empfiehlt es sich, in diesern Bereich mit grösseren zusammenzuar-
beiten oder eine unabhängige Energieberatungsfirma zu engagieren.

Ein gutes Marketing ist der Schlüssel zum Erfolg auf dem Energiesparmarkt. Im Gegensatz zur
Angebotsseite reichen technische Optimierung und Wirtschaftlichkeit für eine Realisierung von Ener-
giesparprojekten auf einer breiten Basis nicht aus. Es braucht eine sorqfältige Marktanalyse, in der
die Bedürfnisse der verschiedenen Kundengruppen ermittelt und ihr Zusammenhang mit der Nachfra-
ge nach Enerqie und nach energieverbrauchenden Gütern geklärt wird. In der Marketingstrategie,
die auf dieser Basis erarbeitet wird, sind der Markt, die Marktleistungen, die Marktpartner und Markt-
bearbeitungsmassnahmen zu definieren und aufeinander abzustimmen. Es geht dabei nicht darum,
die technische Problemlösung mit Marketing zu verpacken. Das wesentliche ist, den Markt mit den
Augen der Kunden zu sehen - und nicht mit den Augen des Anbieters - und eine kundenqerechte
Problemlösunq anbieten zu können. Das Schwergewicht liegt dabei nicht in erster Linie auf den neu-
en Aktivitäten, sondern auf dem neuen Denkansatz. Um eine raschere Einführung von ESMA und
eine genügend¨ Marktdurchdringung zu erreichen, ist es vielfach notwendig, Marketingmassnahmen
mit öffentlicher Unterstützung zu koordinieren.
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Finanzierung stellt eine Einzelmassnahme in einem Marketingkonzept dar, deren Bedeutung und
Ausgestaltung, je nach Markt und Kundengruppe, stark variieren kann. Sie ist klar von finanziellen An-
reizen zu unterschieden. Die erste beeinflusst die Möglichkeit eines Investors zur Kapitalbeschaffung,
die zweite die Wirtschaftlichkeit der geplanten Projekte.

Ein aktiveres Engagement eines EVUs auf dem Energiesparmarkt wirkt sich auch positiv auf seine
Aktivitäten auf dem Energieabsatzmarkt und auf die Akzeptanz des betreffenden Energieträgers
durch die Kunden aus. Darüber hinaus besteht daran auch ein weitergehendes öffentliches Interesse
(Reduktion der externen Kosten), das sich aber in der Buchhaltung des betreffenden Unternehmens
nicht oder zumindest nur teilweise niederschlägt. Deshalb ist es notwendig, dass sich die Bemühun-
gen für ein aktives Nachfrage-Management auf alle Energieträger ausdehnen. Für eine Lösung der
Probleme, die damit verbunden sind, wäre es sinnvoll, nach neuen Formen des Zusammenwirkens
zwischen EVUs und öffentlicher Hand zu suchen. Einerseits sollten vermehrt Anreize statt Verbote
eingesetzt und anderseits aber auch der bestehende Handlungsspielraum unternehmerisch genutzt
werden.



F. Spring, c/o Bernische Kraftwerke AG, 3000 Bern
25 Januar 1992
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Abkürzungsverzeichnis

AM: Angebots-Management

BCH: Britisch Columbia Hydro

DSMi Demand Side Management

ED: Energie-Dienstleistungen

EG: Europäische Gemeinschaft

EltVU: Elektrizitätsversorgungs-Unternehmen

EPRI: Energy Policy Research Institut, USA

ES: Energy Services

ESMA: Energiesparmassnahmen

EVS: Energieversorgung Schwaben AG

EVU: Energieversorgungs-Unternehmen

HEL: Heizöl extra leicht

IEA: Internationale Energie-Agentur

INFEL: Informationsstelle für Elektrizitätsanwendung

IRM: Integriertes Ressorcen-Management
Integrated Ressource Management

IRP: Integrierte Ressorcen-Planung
Integrated Ressorce Planning

LCP: Least-Cost-Planning

LM: Last-Management
Load-Management

NEFF: Nationaler Energie-Forschungs-Fonds

NKP: Niederigst-Kosten-Planung

NM: Nachfrage-Management

OECD: Organization für Economic Cooperation
and Development

PR: Public Relations

SSM: Supply Side Management
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ÜBERSICHT ÜBER BEFRAGTE UND KONTAKTPERSONEN

1. Enerqieberater und -planer

Hr. H. Abegglen, ENERPLAN, Ittigen Bern

Hr. J.M. Chuard, ENERCONOM AG, BErn

Hr. Dr. A. Wyss, Institut bau & energie AG, Bern

Hr. Dr. H.J. Leibundgut, Amstein & Walthert, Zürich *)

2. Unternehmer / Liegenschaftsverwalter

Hr. H. Hirsiger, Helfer Immobilien, Bern

Hr. Ch. Hirschi, Charles Hirschi Immobilien, Bern

Hr. H. Woodtli, Hydrofloor AG, Trimstein BE

3. Banken / Wirtschaft / öffentliche Hand

Hr. H. Brawand, Berner Kantonalbank, Bern

Hr. Dr. P. Gurtner, Bundesamt für Wohnwesen, Bern

Hr. K. Eichenberger, Bundesamt für Aussenwirtschaft, Bern *)

Hr. Dr. St. Bieri, Aargauische Elektrizitätswerke, Aarau *)

*) Für spezielle Fragen
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Begründung:

S1 - K3 K/N - Faktor <= 1

A1/A2 Bessere Arbeitsbedingungen; Gesamt K/N - Faktor <= 1

A4 Geringe Investitionskosten; Gesamt K/N - Faktor <= 1

A6 Längere Lebensdauer der Druckluftanlage, geringe Investitionskosten;
Gesamt K/N - Faktor <= 1

Weitere Schritte für Realisation der empfohlenen Massnahmen:

S1 Information Betriebselektriker

S2 Information Anwender

S3 Auftrag Heizungsinstallateur; Dimensionierung Kesselanlage durch Heizungsplaner
Auswahl Kühlgerät aus CH - Gerätedatenbank (von BKW oder EW)

K2/K3 Kontaktaufnahme mit Heizungsplaner für genaue Dimensionierung der Heizungspumpen,
Nachrüsten der Pumpenstauerung mit Schaltuhren durch Betriebselektriker

A1/A2 Kontaktaufnahme mit unabhängigem Belsuchtungsplanerfiir Projektierung

A4 Auffrag an ausführenden Handwerker (Baumeister, Zimmermann, Schreiner)

A6 Kontaktaufnahme mit spezialisierter Steuer/Regelfirma (z.B. Fa. Bircher SH)

Quelle: Untersuchung der Firma Amstein + Walthert im Rahmen des Programmes Gewerbe + Kleinin-
dustrie des Stromsparclubs der BKW
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Association de cautionnement Bürgschaftsgenossenschaft
des arts et métiers bernois des bernischen Gewerbes

Bedingungen für Darlehen mit Bürgschaftsgarantie

Unsere Tätigkeiten

3400 Burgdorf, Bahnhofstrasse 59 D

Postfach 460 im Januar 1989
Teleton 034 23 10 23 / Telefax 034 22 95 11

Postchekkonto 34-819-9

Bürgschaftslimiten

Unsere Geschäftsstelle kann Gesuche aus den Kantonen Bern und Jura, mit folgenden, heute güiti-
gen Limiten prüfen:

Fr. 150’000.— im Rahmen unserer normalen Tätigkeit (gemäss Bundesbeschtuss über die Förderung
der gewerblichen Bürgschäftsgenossenschaften).

Fr. 300’000.— Nonnalbürgschaft der GBG Schweiz. Bürgschaftsgenossenschaft für das
Gewerbe, St.Gallen.

Fr. 200’000.— KWF-Bürgschaft (Gewährung der Bürgschaft durch unsere Genossenschaft
und mit voiler Garantie der Wirtschaftsförderung des Kantons Bern.

Fr. 500’000.— Bürgschaften in Berggebieten, Gewährung durch die GBG St.Gallen

Zinskostenbeiträge durch den Bund (nur in Bergregionen), maximal 40% auf einem Betrag von Fr.
500’000.— und während 6 Jahren.

Kumulationsmöglichkeiten

Auf Grund der vorerwähnten Limiten können von unserer Geschäftsstelle derzeit Gesuche mit folgen-
den Maximal-Beträgen geprüft werden, wobei die Reihenfolge der Ausschöpfungen der einzelnen
Bürgschaftslimiten in den Berggregionen durch die Verwaltung der GBG, in den übrigen Regionen wie
folgt vorzunehmen ist.

Ausserhalb der Bergregionen In den Bergregionen

BG Burgdorf Fr.150’000.— GBG Berghilfe Fr.500’000.—
GBG St.Gallen Fr.300’000.— BG Burgdorf Fr.150’000.—
KWF Bern Fr.200’000.— GBG Normaibürgschaft Fr.250’000.—
Total maximal Fr.650’000.— Total maximal Fr.900’000.—
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Computergestützte Energiediagnose Copyright (c) 1990 Energieversorgung Schwaben AG 12.05.1990

Seite 13

4. Möglichkeit: Luft/Wasser-Wärmepumpe und Fassadendämmung 80 mm

Erläuterungen

In unserem letzten Gespräch haben Sie Interesse an der Nutzung regenerativer Energien bekundet.
Wir haben deshalb in dieser Massnahme zu Ihrem vorhandenen Kessel eine Luft/Wasser-Wärmepum-
pe eingesetzt. Die Anlage wird bivalent-parallel bis zur Einsatzgrenze der Wärmepumpe gefahren.
Für Sie wird die Tabelle der Schadstoffemissionen besonders interessant sein. Dort sind die jährli-
chen Schadstoff-Frachten Ihrer derzeitigen Ölkesseianlage der hier beschriebenen Anlage gègenüber-
gestellt.
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Die Energie-Versorgung Schwaben AG (EVS), die Mittelschwäbische Überlandzentrale AG (MÜAG)
und die Ueberlandwerk Jagstkreis AG (UJAG) unterstützen durch die Vermittlung eines zinsgünstigen
Darlehens in Höhe von bis zu DM 20.000,— folgende Modernisierungsmaßnahmen zur Energieein-
sparung und Umweltschonung:

� Erneuerung von Wärmeerzeugern und Regelungstechnik in Heizungsanlagen einschließlich zugehö-
riger Fünktionsteile.

� Erneuerung von Einrichtungen zur Warmwasserbereitung.

� Verbesserung des bauiichen Wärmeschutzes.

Die Laufzeit dieser Finanzierung beträgt maximal 5 Jahre. Das Darlehen ist in monatlichen Beträgen
zu tilgen. Hierzu geben Sie der LKB eine Einzugsermächtigung zum Lastschrifteinzug.

Der Zinssatz beträgt für die gesamte Laufzeit 5 % pro Jahr*). Die Auszahlung erfolgt bis zur Höhe des
in unserer Computer-Diagnose geschätzten Aufwandes für die Modernisierungsmaßnahmen, maxi-
mal DM 20.000,—, abzüglich einer einmaligen Bearbeitungsgebühr von 1 % des Kreditbetrages. Der
Kunde wird der EVS die Verwendung der ausgezahlten Mittel durch Rechnungen oder sonstige Unter-
lagen nachweisen und den Abschluß der Modernisierungsmaßnahmen spätestens ein Jahr nach Aus-
zahlung des Darlehens mitteilen.

Über die Finanzierungshilfe hinaus können sich je nach persönlicher Situation und je nach Art der Mo-
dernisierungsmaßnahmen steuerliche Vorteile ergeben.

Darlehensanträge erhalten Sie bei Ihrer Beratungsstelle von EVS, MÜAG und UJAG.

*)Effektivzins abhängig von der Laufzeit:

-bei 5 Jahren: 5.58 %/Jahr
-bei 4 Jahren: 5,68 %/Jahr
-bei 3 Jahren: 5,86 %/Jahr
-bei 2 Jahren: 6,20 %/Jahr



-2-

- Die Verwaltung der GBG entscheidet, ob in den Bergregionen Berghilfe- oder Normalbürgschaften
gewährt werden.
Das Ooppelengagement der GBG in den Bergregionen erfolgt nur in Ausnahmefällen.

- Die Normalbürgschaft der GBG in den Bergregionen reduziert sich bei Doppelengagements infolge
Eigenhaftung bei Berghilfe-Bürgschaften auf Fr. 250’000.—.

- KWF-Bürgschaften können nur ausserhalb der Bergregionen gewährt werden und bilden an sich ei-
nen teilweisen Ausgieich zur Berghilfebürgschaft in den übrigen Regionen.

- Ueber die Bergregionen kann Ihnen unsere Geschäftsstelle Auskunft geben oder es ist bei der Zen-
tralstelle für regionale Wirtschaftsföderung in Bern eine entsprechende Karte zu veriangen.

Zuständigkeiten

Sämtliche Gesuche sind an unsere Geschäftsstelle zu richten und werden von unseren Mitarbeitern
geprüft.

- Die Verwaltung unserer Genossenschaft (bzw. der Ausschuss) entscheidet über alle Gesuche im
Rahmen der normalen Tätigkeit und mit Zustimmung der Kant. Wirtschaftsförderung, über die KWF
Bürgschaften.

- Die Verwaltung der GBG entscheidet über die Normalbürgschaften GBG und mit Zustiimmung des
Bundesvertreters, über die Bürgschaften in Berggebieten.

- Gesuche über Zinskostenbeiträge durch den Bund werden via GBG an ¨das BIGA (Zentralstelle für
regionale Wirtschaftsförderung) zum Entscheid weitergeleitet.

Kosten

- Kostenvorschuss (verfällt auch bei negativem Entscheid)

Für Gesuche bis zu Fr. 50’000.— Fr. 100.—
Für Gesuche bis zu Fr. 150’000.— Fr. 150.—
Für Gesuche über Fr. 150’000.— Fr. 300.—

- Gesuchsprüfungskosten (entstehen nur bei positivem Entscheid, unter Verrechnung des geleisteten
Kostenvorschusses)

Fr. 250.— bis 900.—, je nach bewilligtem Betrag und nach Aufwand.

- Risikoprämie
Diese beträgt 1/2 % des Bürgschaftsbetrages, auf die ganze Laufzeit und unter Berücksichtigung
der vertraglichen Rückführungen berechnet. Oie Risikoprämie ist als Pauschalbetrag bei Unterzeich-
nung der Bürgschaft zu bezahlen.

Beispiel: Bei einer Laufzeit von 10 Jahren beträgt die Risikoprämie Fr. 27.50 je Fr. l’000.- .

- Anteilscheine unserer Genossenschaft Die Zeichnung von Genossenschaftskapital erfolgt freiwillig.
Es freut uns, wenn die Bürgschaftsnehmer ein Zertifikat im Nominalbetrag von Fr. 250.— überneh-
men.
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Beilage 5.1

Anknüpfunqspunkte für die weitere Arbeit

Die Ausgangsanalyse im I. Teil gibt eine Uebersicht über die verschiedenen Begriffe des Energiespar-
potentials sowie über Inhalt un¨ Gliederung von Energiesparmassnahmen sowie bisherige Finanzie-
rungsund Förderungsprogramme. Dabei wurde in erster Linie versucht, die bestehenden
Hinderungsgründe und Möglichkeiten für ein vermehrtes Energiesparen zu ergründen und aufzuzei-
gen. Daraus ergeben sich erste Ansätze für die Erarbeitung eines entsprechenden Energiespar- und
Finanzierungsmodells.

1. Gesamtoptimierung

- Optimierung der energiebezogenen und nicht-energiebezogenen Funktionen des Projekts.

- Kein sektorieller Finanzierungsansatz nach einzelnen Energieträgern.

2. Ausweis des Gesamtnutzens

-Nicht nur eingesparte Energiekosten, sondern auch Steuerersparnis, eingesparte Energiemenge und
Schadstoffreduktion ausweisen.

3. Koordiniertes Leistungsanqebot

- Nicht nur Energiespardarlehen, sondern Problemlösung anbieten.

- Koordination von technischer Beratung, Finanzierung und öffentlichen Fördermassnahmen.

4. Reduktion und Verstetiqunq der Kapitalkosten

- Durch Zinszuschüsse und Laufzeiten, die sich stärker an der Lebensdauer der ESMA orientieren,
könnte betriebswirtschaftlicl eine Verbesserung der Rentabilität und dadurch auch der Attrakti-
vität der ESMA erreicht werden.

- Durch eine Rückzahlung nach dem Annuitätenprinzip könnte die Anfangsbelastung vermindert und
ein besser aufeinander abgestimmtes Anfallen von Kosten und Nutzen erreicht werden.

5. Risikotransparenz und -begrenzunq

- Die Kapitalkosten einer Investition sind normalerweise besser voraussehbar als die Entwicklung der
Preise fossiler Energieträger.

- Durch die Vereinbarung von festen Zinsen während den Anfangsjahren könnte das Risiko weiter re-
duziert werden.
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6. Minimierung des Beschaffungs- und Entscheidungsaufwandes

- Die vorgeschlagenen Massnahmen sollen eine Gesamtlösung bringen, die aber in sinnvolle und für
den Entscheidungsträger verkraftbare Lösungspakete gegliedert ist.

- Der Beschaffungsaufwand für allfällige Darlehen könnte durch standardisierte Gesuchsverfahren (ge-
ringer Zeitaufwand) sowie durch eine Garantieleistung der öffentlichen Hand vermindert wer-
den.

7. Eingebaute Erfolgskontrolle

- Die Erfolgskontrolle erlaubt einerseits eine Beurteilung des Projekterfolges.

-Andererseits stellt sie auch eine Grundlage für den optimalen Betrieb sowie für die Realisierung wei-
terer Verbesserungsmassnahmen dar.

8. Abbau von Hemmnissen

- Flankierend zu den aufgeführten Elementen zur Förderung von ESMA sollten auch Massnahmen
zum Abbau der aufgezeigten He¨nmnisse eingeleitet werden.



Beilage 6.1

Vergleich des Elektrizitäts-Prokopfverbrauchs  (in kWh)

PER CAPITA ELECTRICITY CONSUMPTION (in kWh)

Source: UN, processed by ENERDATA

Quelle: UNIPEDE LCP in the Electricity Sunply Industry, Lit. 1
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